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Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. 51. 


Dienstag, den 27. Juni 1893. 


Jahrgang II. 


1 7 lo Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
Pränumerationspreiſe 5 mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 
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Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 23. Juni 

1893 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. 
Albert Richter. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, bekanntzugeben, daſs Herr Gem.-Rath 
Roſenſtingl wegen ſchwerer Erkrankung ſeiner Frau ſein Aus⸗ 
bleiben von der heutigen Sitzung entſchuldigt. 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky iſt ebenfalls verhindert 
zu erſcheinen. 

2. Urlaube wurden bewilligt Herrn Gem.⸗Rath Dr. Fried: 
jung in der Dauer von drei Wochen, Herrn Gem.-Rath 
Schenzel in der Dauer von vier Wochen. 

Herr Gem.-Rath Dobes erſucht um Ertheilung eines 
Urlaubes in der Dauer von ſechs Wochen; die Verſammlung er— 
hebt wohl keine Einwendung dagegen? (Niemand meldet ſich.) 
Der Urlaub iſt bewilligt. 

3. Ich habe die Ehre das Reſultat der Wahlen in den 
Bezirksſchulrath, in die Commiſſion für die Verkehrsanlagen und 
in die Commiſſion für die Bemeſſung der Militärtaxe pro 1893 
mitzutheilen. 

In den Bezirksſchulrath erſcheinen gewählt: 

Herr Gem.⸗Rath Winkler mit 66 Stimmen, 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky mit 65 Stimmen, 

Herr Janotta mit 64 Stimmen. 

Die nächſtmeiſten Stimmen entfielen auf Herrn Gem.-Rath 
Sebaſtian Grünbeck und Herrn Gem.-Rath Latſchka je 35, auf 
Herrn Gem.⸗Rath Hipp 34 Stimmen; 2 Stimmzettel waren 


leer, je 1 Stimme entfiel auf die Herren Gem.-Räthe Tagleicht, 
Winker und Vincenz Weſſely. 

In die Commiſſion für die Verkehrsanlagen wurden bei 
Abgabe von 102 Stimmzetteln gewählt: 

Der Herr Bürgermeiſter mit 69, Herr Gem.-Rath 
Boſchan mit 70 Stimmen, Herr Gem.-Rath Joſef Müller 
mit 64 Stimmen — dieſe drei zu Mitgliedern der Commiſſion; zu 
Erſatzmännern die Herren Gem.-Räthe Stiaßny mit 69, Wurm 
mit 67 Stimmen. Die nächſtmeiſten Stimmen erhielt Herr Gem. 
Rath Hörmann mit 30, die übrigen Stimmen zerſplitterten ſich. 

In die Commiſſion zur Bemeſſung der Militärtaxe wurden 
pro 1893 bei Abgabe von 66 Stimmen die von mir zu verleſenden 
38 Mitglieder und 19 Erſatzmänner mit je 66 Stimmen gewählt, 
und zwar: 

J. Bezirk: Pleban Franz, Bezirksvorſteher-Stellvertreter, 
Schlink Karl, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Schack Adolf 
Wilhelm, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

II. Bezirk: Schwab Karl, Bezirksvorſteher-Stellvertreter, 
Debes Johann, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Hartung 
Ernſt Friedrich, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

III. Bezirk: Schober Johann, Bezirksvorſteher, Zerza 
Joſef, Bezirksvorſteher-Stellvertreter, als Mitglieder; Wagner 
Karl, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. | 

IV. Bezirk: Wanek Ignaz, Bezirksvorſteher-Stellvertreter, 
Deifel Joſef, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Petſchacher 
Rudolf, Hausbeſitzer, als Erſatzmann. 

V. Bezirk: Raſch Johann, Bezirksausſchuſs, Schwarz 
Joſef, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Jaekl Kaſpar, Bezirks- 
ausſchufs, als Erſatzmann. 

VI. Bezirk: Glas Karl, Bezirksausſchuſs, Bankmann 
Joſef, Hausbeſitzer, als Mitglieder; Fuchs Karl, Hausbeſitzer, 
als Erſatzmann. 

VII. Bezirk: Lukſchanderl Franz, Bezirksausſchuſs, 
Nießner Anton, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Kreibich 
Heinrich, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 
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VIII. Bezirk: Reſch Hermann, Bezirksausſchuſs, Rankel 
Joſef, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Jell Joſef, Bezirks⸗ 
ausſchuſs, als Erſatzmann. 

IX. Bezirk: Strobl Ferdinand, Bezirksausſchuſs, Breit— 
kopf Franz, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Czerny Franz, 
Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

X. Bezirk: Pabeſ 
Braun Leonhard, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; 
Michael, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XI. Bezirk: Koch Joſef, Gemeinderath, Seidler Wilhelm, 
Gemeinderath, als Mitglieder; Klein Johann, Bezirksausſchufs, 
als Erſatzmann. 

XII. Bezirk: Skorepa Adalbert, Bezirksvorſteher, Ftaznick 
Joſef, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Pomberger Franz, 
Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XIII. Bezirk: Schmidt Anton, Bezirksausſchuſs, Wein: 
rother Ferdinand, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Schäfer 
Auguſt, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XIV. Bezirk: Holocher Friedrich, Bezirksvorſteher, Greſten— 
berger Leopold, Bezirksausſchufs, als Mitglieder; Kuntner 
Karl, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XV. Bezirk: Jungwirth Karl, Bezirksausſchuſs, Zetſchok 
Amand, Bezirksausſchuss, als Mitglieder; Hackl Andreas, Bezirks— 
vorſteher⸗Stellvertreter, als Erſatzmann. 

XVI. Bezirk: Mayr Karl, Bezirksvorſteher-Stellvertreter, 
Böhme Ernſt, Bezirksausſchuſs, als Mitglieder; Rauteuſtrauch 
Karl, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XVII. Bezirk: Rand Joſef, Obmann des Armeninſtitutes, 
Gaſſenmeier Karl, Bezirksausichufs, als Mitglieder; Schwach 
Johann, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XVIII. Bezirk: Oberwimmer Ferdinand, Baumeiſter, 
Lerchenfelder Anton, Cafétier, als Mitglieder; Schneider 
Anton, Bezirksausſchuſs, als Erſatzmann. 

XIX. Bezirk: Pſchirer Franz, Glaſer, Lang weber Peter, 
Zuckerbäcker, als Mitglieder; Marcus Franz, Hausbeſitzer, als 
Erſatzmann. 

4. Am 20. Juni hat Herr Gem.⸗Rath Brauneiß folgende 
Interpellation an den Herrn Bürgermeiſter gerichtet: 

„Ich habe am 17. Juli 1891 den Antrag eingebracht, es 
mögen mit dem hohen k. k. Militärärar Verhandlungen eingeleitet 
werden wegen einer Verkehrsſtraße über das Schmelzer Exercier— 
feld zur Verbindung der Bezirke XIV, XV und XVI.“ Es wird 
um das Schickſal dieſes Antrages gefragt. 

Ich habe die Ehre, zu erwidern, dajs dieſer Aet ſeitens des 
Magiſtrates am 24. Juli 1891, sub Zahl 276.211, dem Stadt⸗ 
bauamte zur Außerung zugewieſen worden iſt. Die Erledigung 
beim Stadtbauamte iſt ſeither urgiert worden und wird der Act 
demnächſt an den Stadtrath geleitet werden. 

5. In derſelben Sitzung hat Herr Gem.-Rath Brauneiß 
die Anfrage geſtellt, warum der von ihm geſtellte Antrag, „es ſei 
an die hohe Regierung, an den hohen Landtag und an das hohe 
Abgeordnetenhaus eine Petition zu richten, daſs in Wien eine 
Hauszinsclaſſenſteuer eingeführt werde“, bisher noch nicht der ge— 
ſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unterzogen wurde. 

Ich habe die Ehre, darauf zu erwidern, dass dieſer Antrag 
mit Beſcheid des Stadtrathes vom 6. Juli 1891 dem Magiſtrate 
zur Berichterſtattung zugemittelt worden iſt und bei demſelben dem 
Departement XIX überwieſen wurde. Infolge des in kurzen 


Koller 


ch itz Matth., Bezirksvorſteher⸗Stellvertreter, 
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Zwiſchenräumen erfolgten viermaligen Wechſels in der Perſon des 
Leiters dieſes Departements kam der Antrag daſelbſt nicht zur 
Verhandlung. Bei Auflöſung des Departements am 31. December 
1892 gelangte der Act an das Departement XVII und wird von 
demſelben eheſtens zur Vorlage gebracht werden. 

6. Herr Gem.⸗Rath Edlhofer hat folgende Interpellation 
geſtellt (liest): 

„In der Sitzung vom 28. October 1892 habe ich einen Antrag 
auf Erbauung eines neuen, zweckentſprechenden Amtshauſes im 
XVI. Bezirke und Verwendung des beſtehenden Amtshauſes in der 
Abelegaſſe zu einer Volksſchule geſtellt. 

Nachdem ſich die Zweckmäßigkeit dieſes meines Antrages bei 
einer heute abgehaltenen Commiſſion wegen Erbauung einer Volks⸗ 
ſchule ſowohl in finanzieller Hinſicht als auch rückſichtlich der 
Schulverhältniſſe als äußerſt günſtig erwieſen und von den Com⸗ 
miſſionsmitgliedern beifällig anerkannt wurde, ich aber von dem 
Schickſale meines erſterwähnten Antrages noch vollſtändig im Un⸗ 
klaren bin, erlaube ich mir an den geehrten Herrn Bürgermeiſter 
folgende dringende Aufrage zu richten: 

1. Iſt dieſer Antrag vom Stadtrathe in Berathung gezogen 
worden? 

2. Wenn ja, wann gedenkt der Herr Bürgermeiſter dieſen 


heute ſehr dringlichen Antrag auf die Tagesordnung des 


Gemeinderathes zu ſetzen?“ 

Ich habe die Ehre, darauf Folgendes zu erwidern: 

Der Antrag Edlhofer vom 28. October 1892, betreffend 
die Erbauung eines neuen, zweckentſprechenden Amtshauſes im 
XVI. Bezirke, ſowie betreffend die Verwendung der hiedurch frei 
werdenden Localitäten für Schulzwecke, wurde mit dem Stadtraths⸗ 
Beſcheide vom 2. November 1892, Z. 6727, dem Magiſtrate zur 
Berichterſtattung zugemittelt. 

Kurz vorher war jedoch der Referent des Magiſtrats⸗Depar⸗ 
tements IV in die Kenntnis gelangt, daſs der Magiſtrat zufolge 
Stadtraths-Beſchluſſes vom 4. Auguſt 1892, Z. 4721, beauftragt 
wurde, rechtzeitig Vorſchläge dahin zu erſtatten, dafs vom Schul- 
jahr 1895/96 ab ſämmtliche Schulzimmer aus dem Hauſe Abele— 
gaſſe Nr. 29 (Amtsſitz des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XVI. Bezirk) verlegt werden können, damit in dieſen Räumen 
Sowohl der Bezirksausſchufs ſammt dem Ortsſchul⸗ und Armen⸗ 
rathe als auch ſämmtliche Beamte des magiſtratiſchen Bezirks- 
amtes für den XVI. Bezirk untergebracht werden können. 

Von dieſem Stadtraths-Beſchluſſe wurde der Schul— 
Referent des Magiſtrates mittels Referats-⸗Abſchrift vom 8. Auguſt 
1892, Z. 118.643, in die Kenntnis geſetzt und wurde bei der am 
12. Mai d. J. zur M.⸗Z. 74.692 ſtattgefundenen Local⸗Commiſ⸗ 
ſion conſtatiert, daſs ſämmtliche drei bisher im Hauſe Abelegaſſe 29 
untergebrachten Schulen aus dieſem Hauſe verlegt werden müſſen, 
um den erforderlichen Raum für die Unterbringung ſämmtlicher 
communaler Amter des XVI. Bezirkes zu gewinnen. 

Inzwiſchen ſtand beim Gemeinderathe St. RZ. 3815 der 
Act wegen Erwerbung eines Bauplatzes für die Erbauung eines 
neuen Schulhauſes auf den Frankl'ſchen Gründen am Habs⸗ 
burgplatze im XVI. Bezirke in Verhandlung, allein dieſer Act 
wurde am 13. Juni 1893 neuerdings an den Magiſtrat mit der 
Aufforderung zurückgeleitet, dem Bezirksausſchus und dem Orts— 
ſchulrathe die Frage vorzulegen, ob die gegen die Platzwahl ge— 
äußerten Bedenken gerechtfertigt ſeien, beziehungsweiſe ob ein anderer 
geeigneter Platz erworben werden ſoll. 
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Hierüber fand auf Veranlaſſung des Wiener Bezirksſchul⸗ 


rathes am 20. Juni d. J. eine Local⸗Commiſſion ſtatt, deren 


Mitglieder ſich unter anderem einhellig für nachſtehende Anträge 
ausſprachen: 

1. Dass das Schulgebäude XVI., Abelegaſſe 29, ſeinem 
urſprünglichen Zwecke ganz und ausſchließlich erhalten, beziehungs— 
weiſe zurückgegeben werde, und dafs ein neues Amtshaus gebaut 
werde; 

2. dass für den Fall, als das ſtädtiſche Haus XVI., Abele⸗ 
gaſſe 29, ausschließlich zu Amtszwecken verwendet werden ſollte, 
nichts übrig bleibt, als die ſchleunigſte Erwerbung einer dem auf— 
zulaſſenden Schulhauſe (XVI., Abelegaſſe 29) möglichſt benach- 
barten Realität zum Zwecke der Erbauung eines neuen Schul— 
hauſes ins Auge zu faſſen. 

Ich bitte, die Ein läufe zu verleſen. 

7. Schriftführer Gem. Rath K. M. Mayer: Herr Gem. 
Rath Dr. neger richtet eine Anfrage an den Herrn Bürger: 
meiſter mit Bezug auf jenen Artikel der „Wiener Zeitung“, 
welcher ſich mit der Tramwayfrage beſchäftigt hat, folgenden In— 
haltes: 


In der amtlichen „Wiener Zeitung“ wurde in dem nichtamtlichen Theile 
derſelben eine offenbar aus der k. k. Statthalterei ſtammende Mittheilung ver— 
öffentlicht, in welcher der Umſtand, dafs bisher in der Frage der Überfüllung 
der Tramway-Waggons nichts geſchehen iſt, entſchuldigt zu werden, ja die 
Schuld hieran auf die Schultern der Gemeinde zu ſchieben verſucht wird. 

Es iſt für die geſammte Bevölkerung Wiens jedeufalls von Jutereſſe, zu 
erfahren, ob die betreffenden Mittheilungen der k. k. n.⸗ö. Statthalterei auf 
Richtigkeit beruhen und ob insbeſondere dem Gemeinderathe der Stadt Wien 
irgendeine Verzögerung zur Laſt fällt. 

Es iſt dies um ſo wichtiger, als meines Wiſſeus bisher diesbezüglich ein 
Referat an den Wiener Gemeinderath nicht erſtattet wurde und daher auch der 
genannte gar nicht in die Lage kommen konnte, irgendeine Entſcheidung zu 
verzögern. | 

Ich erlaube mir daher, folgende Anfrage zu ſtellen: 

Sind die Mittheilungen von Seite der k. k. Statthalterei in 


der amtlichen „Wiener Zeitung“, betreffend die Überfüllung der 


Wiener Tramway-Waggons, richtig, beziehungsweiſe wen trifft 
das Verſchulden an der Verzögerung der Erſtattung des Gut— 
achtens? 

Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe die Ehre, darauf 
zu erwidern: 

Am 16. November 1892 fand unter dem Vorſitze des Herrn 
Statthalters eine Enqusteſitzung ſtatt, welche ſich auf die verall— 
gemeinerte Einführung einer neuen Tramwaywagen-Type beſchränkte. 
Da die Wiener Tramwah-Geſellſchaft ungeachtet der vorher an fie 
ergangenen Aufforderung bei dieſer Enqusteſitzung eine neue Tramway⸗ 
wagen⸗Type vorzulegen nicht in der Lage war, ſo ergieng an ſie 
ſeitens des Herrn Statthalters eine neuerliche diesbezügliche Auf— 
forderung. Derſelben entſprechend erſtattete die Geſellſchaft im De— 
cember 1892 eine Außerung, welche jedoch nicht nur die Frage 
einer neuen Wagentype, ſondern auch jene der Trennung des Ring— 
vom Radialverkehre behufs Beſeitigung der periodiſchen Überfüllung 
ihrer Wagen behandelte. Dieſe Außerung der Geſellſchaft wurde 
mit Statthalterei-Erlaſs vom 6. December 1892, Z. 78536, dem 
Magiſtrate zugemittelt, der hierüber am 29. März 1893 zur 
M.⸗Z. 227284 dem Stadtrathe berichtete. 

Da bei einer am 4. Februar 1893 ſtattgefundenen commij- 
ſionellen Beſichtigung eines Projectswagens der Vertreter der Ge— 
neral⸗Inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen erklärte, dass dieſe 
Behörde über Erſuchen der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei 
daran ſei, über Einführung einer nach ihrer Anſicht entſprechenden 
Wagentype einen Antrag zu erſtatten und dieſes Gutachten der k. k. 
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General⸗Inſpection bisher weder dem Magiſtrate noch der Ge— 
meinde Wien zugekommen iſt, war der Stadtrath bisher nicht in 
der Lage, ſich über die Vorſchläge der Wiener Tramway-Geſell— 
ſchaft, die überdies über den Rahmen der bei der erſten Enquste— 
ſitzung aufgeworfenen Fragen hinausgehen, zu äußern. Der Stadt— 
rath konnte ſich daher nur mit dem Erſuchen der Wiener Tramwah⸗ 
Geſellſchaft beſchäftigen, dahin gehend, ihr zu geſtatten, 50 Wagen 
nach der vorgeſchlagenen Type Nr. 208 oder 283 in Betrieb zu 
ſetzen und hat diesbezaͤglich die im Amtsblatte vom 20. Juni 1895, 
Nr. 49, unter Z. 3527 bezeichneten Beſchlüſſe vom 13. Juni d. J. 
gefaſst. Es iſt daher der Umſtand, dass eine Außerung der 
Gemeinde Wien bezüglich der Tramwaywagen-Type bislang nicht 
abgegeben werden konnte, lediglich darauf zurückzuführen, daſs die 
k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei es bisher unterließ, das maß— 
gebende Gutachten der k. k. General⸗Inſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen der Gemeinde Wien zur Kenntnis zu bringen. 


Schriftführer Hem.-Nath K. M. Mayer (liest): 

S. Interpellation des Gem. Nathes Sauerborn: 

In der Gemeinderaths-Sitzung vom 15. März 1888 ſtellte ich den wohl⸗ 
begründeten Antrag, daS die Erlachgaſſe, X. Bezirk, welche durch die Planke 
der Tramway von der Laxenburgerſtraße abgeſperrt iſt, eröffnet werde. 

Dieſer Antrag wurde damals der II. Section zur Vorberathung zuge⸗ 
wieſen. Nachdem zwei Jahre verfloſſen, ohne daſs darüber im Gemeinderathe 
referiert wurde, ftellte ich in der Gemeinderaths-Sitzung vom 7. Mürz 1890 
an den Herrn Bürgermeifter eine Anfrage und erſuchte, dass endlich über 
meinen Antrag im Plenum des Gemeinderathes Bericht erſtattet werde. Infolge 
deſſen wurde auch ſchon in der Sitzung vom 14. März 1890 über dieſen 
Antrag im Gemeinderathe berathen. 

Es wurde auch die Eröffnung der Erlachgaſſe als dringend nothwendig 
anerkannt und vom Gemeinderathe der Beſchluſs gefaſst: 

„Es ſei der Magiſtrat zu beauftragen, wegen Erwerbung des betreffenden 
Straßengrundes mit der Tramway-Geſellſchaft zu verhandeln.“ 

Seither find nun drei Jahre verfloſſen, ohne daſs bis heute etwas 
darüber gehört wurde, während das Drängen der Bevölkerung auf Eröffnung 
dieſer Gaſſe immer dringender wird, fo daſs dieſelbe unmöglich länger hinaus⸗ 
geſchoben werden kann, ſollen nicht die dortigen Hausbeſitzer und Geſchäftsleute 
total zugrunde gehen. 


Ich erlaube mir daher an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Wurden von Seite des Magiſtrates mit der Tramway⸗ 
Geſellſchaft Unterhandlungen gepflogen, und in welchem Stadium 
befinden ſich dieſelben? 

2. Wenn nicht, iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den 
Beſchluſs des Gemeinderathes vom 14. März 1890 zur Ausführung 
zu bringen und dahin zu wirken, dafs die Erlachgaſſe endlich 
eröffnet werde? 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet. 


Schriftführer Gem.⸗»Rath K. M. Mayer (liest): 
9. Interpellation des Gem. -Nathes Djörup: 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

In den geſtrigen Wiener Tagesblättern war zu leſen, das die proviſoriſche 
Holzbrücke zwiſchen dem II. und III. Bezirke bereits dem Verkehre über⸗ 
geben wurde. 

Nachmittags enthielten alle Blätter die Nachricht, daſs die Brücke wegen 
mangelhafter Pflaſterungsarbeit polizeilich abgeſperrt wurde. 

Nachdem ich mich von der Abſperrung überzeugt habe, erlaube ich hiemit 
anzufragen: 

ob der hochgeehrte Herr Bürgermeiſter geneigt ſei, gegen den 
betreffenden Herrn Ingenieur oder Oberingenieur, welcher die 
Bauführung über hatte und unter deſſen Agide ſolche nachläſſige 
Arbeit ausgeführt wurde, das Diſciplinarverfahren einzuleiten und 
gegen die betreffenden ſchuldigen Perſonen exemplariſche Strenge 
walten zu laſſen, denn es iſt nicht gleichgiltig, wo uns von Seite 
der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion fo und ſo viel Bauten zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Ausführung übertragen werden, dass bei unſeren Arbeiten 
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eine ſolch nachläſſige Durchführung (um nicht Schlamperei zu 
ſagen) Eingang findet. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es wird, ſoweit dieſe 
Emanation als Interpellation behandelt werden kann, dieſelbe in 
der nächſten Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-Rath K. M. Mayer (liest): 

10. Antrag des Gem. ⸗Nathes Eigner und Genoffen: 


Es ſollen die Eröffnung der Mitterberggaſſe und Antongaſſe bis zur 
verlängerten Gerſthofer Hauptſtraße im Intereſſe des großen Verkehrs gleich 
durchgeführt und die ganzen Straßenbreiten eingehalten werden. Die Niveau— 
herſtellung in der Mitterberggaſſe von der Roſenſteingaſſe bis zur Gerſthofer 
Hauptſtraße, daun in der Antongalfe von der Rokitanskygaſſe bis zur Gerſt— 
hofer Hauptſtraße wäre ſogleich durchzuführen. Die beiden oben angeführten, 
zu eröffnenden Gaſſen, Rinnſal ſammt Saumſchar und die Straßenübergänge 
wären zu pflaſtern, die Straßen und Trottoirs mit einem Plattel-Kiesſchotter 
oder Schläglſchotter, mit den bei Um- oder Neupflaſterungen gewonnenen 
alten Schottermaterialien zu beſchottern, ſowie die nöthigen Waſſerläufe her— 
zuſtellen. | 

Die beiden Gaſſen von der Roſenſteingaſſe bis zur Gerſthofer Haupt— 
ſtraße wären mit Gasflammen zu beleuchten, um die Sicherheit der Paſſanten 
zu fördern und den Verkehr in den Nächten und zur Winterszeit zu erleichtern, 
ſowie um auch Unglücksfälle zu verhindern. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Die Angelegenheit, welche 
in dieſem Antrage berührt iſt, war ſchon Gegenſtand eines Referates 
im Stadtrathe. Ich werde Sorge tragen, dais dasſelbe ehebaldigſt 
hier erſtattet wird. Es ſind nur noch Verhandlungen mit den 
Grundeigenthümern — wie bekannt, gehört dieſe Fläche der Wiener- 
berger Ziegelgewerkſchaft — zu führen und daun wird es möglich 
ſein, den Wünſchen des Bezirkes ſobald als thunlich zu entſprechen. 

Schriftführer Gem.-Rath K. M. Mayer (liest): 

11. Antrag des Gem.-Nathes Vuſchan und Genoſſen: 

Es iſt beſonders in der letzten Zeit oft vorgekommen, dajs Profeſſions— 
bettler durch geſchickte Manipulationen in den kürzeſten Zeiträumen von vier 
oder fünf verſchiedenen Armenräthen ſogenanute Aushilfen angewieſen und von 
den betreffenden Armen-Inſtitutscaſſen auch ausbezahlt erhielten. Dies iſt nur 
dadurch möglich, dafs ſolche Perſonen in dem Beſitz der verſchiedenartigſten 
Heimats⸗Documente, als: Heimatsſchein, Arbeitsbuch, Conſcriptionsamts- und 
Volkszählungs⸗Ausweis ſich befinden, worauf fie ſich abwechſelnd die erhaltenen 
Aushilfen beſtätigen laſſen. 

Beſonders oft werden hiezu die Conſcriptionsamts- und Volkszählungs⸗ 
Ausweiſe, welche jederzeit koſtenlos zu erhalten ſind, verwendet. 

Um nun ſolche Übelſtände, wodurch die große Zahl wirklich verſchämter 
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und hilfsbedürftiger Armer beeinträchtigt wird, auf die Dauer abzuſtellen, 


beantragt der Gefertigte, 

die Einführung einheitlicher Aushilfe-Beſtätigungs⸗Blankette, 
welche nur im ſtädtiſchen Armen⸗Departement erhältlich ſein ſollen, 
und über deren Ausfolgung genaue Controle ausgeübt werden müfste. 

Schriftführer Gem.-Rath K. M. Mayer (liest): 

12. Antrag des Gem.⸗Nathes Vrauneiß und Genoſſen: 


Der Auslaufbrunnen vor dem Hauſe Nr. 61 im XIV. Bezirk, Märzſtraße, 
ſteht auf einem ſehr ungünſtigen Ort und es iſt nur Wunder zu nennen, dafs 
daſelbſt nicht ſchon das größte Unglück geſchehen iſt, da an dieſem Platz die 
Biegung der Dampftramway iſt. 

Nachdem jetzt gerade die Rohrlegungen zur Einleitung des Waſſers in 
die Häuſer ſtattfindet, ſo könnte bei dieſer Gelegenheit obiger Auslaufbrunnen 
umgeſetzt werden, und ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, dafs der Aus⸗ 
laufbrunnen vor dem Hauſe Nr. 61, XIV., Märzſtraße in die 
Huglgaſſe verſetzt werde. 


Schriftführer Gem.-Rath K. M. Mayer (liest): 
13. Antrag des Gem. -Nathes Vrauneiß: 


„ Ich wurde von der Centralleitung des katholiſchen Schulvereines für 
Oſterreich erſucht, beiliegendes Anſuchen dem löblichen Gemeinderathe zu unter— 
breiten. Der katholiſche Schulverein hat heute ſchon in ſeinen errichteten Privat— 
ſchulen eine Anzahl von 363 Schülern, welche ſich immer vermehrt. 

Wenn in Betracht gezogen wird, daſs die Commune Wien auch für 
dieſe Schülerzahl die nothwendigen Localitäten beiſtellen und für die Erhaltung 
derſelben ſorgen müſste, fo wäre dies ſchon ein bedeutender Betrag. Ein 
weiterer Umſtand wäre die Beiſtellung der Lehrkräfte ſammt Quartiergeldern ꝛc., 
was alles mit Koſten verbunden iſt. Nachdem ſo viele andere Vereine in 
munificenter Weiſe vom löblichen Gemeinderathe ſubveutioniert werden und der 
katholiſche Schulverein wirklich gemeinnützige Zwecke verfolgt, ſo erlaube ich 
mir, den Antrag zu ſtellen: 
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Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, dem katholiſchen 
Schulverein für Oſterreich eine angemeſſene Subvention zu be— 
willigen. 

Die Eingabe des katholiſchen Schulvereines lautet: 


Hochlöblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. 
Die ergebenſt gefertigte Ceutralleitung des katholiſchen Schulvereines für 
Oſterreich beehrt ſich hiemit, das ergebene Anſuchen um eine Subvention für 
den katholiſchen Schulverein zu unterbreiten und begründet dieſe Bitte in 
folgender Weiſe. Erſtens unterhält dieſelbe im J. Bezirke Wiens, Schuler: 
ſtraße 20, eine vierclaſſige mit öffentlichem Recht verſehene Privat-Volksſchule 
für Knaben. An dieſer wirken fünf Lehrer und ein Katechet und werden darin 
gegenwärtig 89 Schüler unterrichtet. Zweitens im II. Bezirke Wiens, Circus— 
gaſſe 33, unter der Leitung der ehrwürdigen Marienbrüder ein fünfclaſſige 
Knaben-Volksſchule mit öffentlichem Recht mit fünf Lehrern und 152 Schülern. 
Drittens eine fünfcelaſſige Volksſchule für Knaben im XVIII. Bezirke Wiens, 
Währing, Michaelerſtraße 10, an welcher derzeit vier Claſſen beſtehen und die 
fünfte Claſſe im September d. J. eröffnet werden wird. Die Schülerzahl 
beträgt gegenwärtig 122 Schüler. | 

Ju allen drei genannten Schulen beforgt demnach der katholiſche Schul— 
verein den Unterricht für 363 Schüler aus der Bevölkerung Wiens. Da aus 
dieſen Daten zur Genüge hervorgeht, dafs die löbliche Gemeindevertretung von 
Wien durch den Beſtand dieſer Privatſchule eine nicht unbedeutende Geldſumme 
erſpart, weil in dem Falle des Nichtbeftehens dieſer Schulen die obgenannte 
Schülerzahl in den öffentlichen Schulen unterrichtet werden müſste, fo erlaubt ſich 
die ergebenſt gefertigte Centralleitung einen löblichen Gemeinderath der Stadt 
Wien um eine Subvention umſomehr zu erſuchen, als von demſelben bereits 
eine Reihe von katholiſchen wie alatholiſchen Privatſchüler aus gleichem 
Grunde unterſtützt wird. 

Überdies erlaubt fi die hochachtungsvoll gezeichnete Centralleitung als 
weiteren Grund für die Unterſtützung ihrer Schulen auf den Umſtand anzuführen, 
daſs laut des Staats⸗Grundgeſetzes vom 21. December 1867, Art. XVII, und 
des darauf baſierenden § 68 des Reichs-Volksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869 den 
Katholiken das Recht zur Errichtung von katholiſchen Privatſchulen zuſteht, 
ſomit auch die bereits beſtehenden vorgenannten Schulen des katholiſchen Schul— 
vereines auf vollkommen verfaſſungsmäßiger und legaler Grundlage beruhen. 

Im Vertrauen auf den Gerechtigkeitsſinn Einer löblichen Gemeindever— 
tretung ſieht die ergebenſt unterzeichnete Centralleitung der Genehmigung ihres 
Auſuchens um eine Subvention zuverſichtlich entgegen. 


Schriftführer Gem. Rath K. M. Mayer (liest): 
14. Antrag des Gem.-Nathes Steiner: 


Mit Bezug auf die von mir unter einem überreichten Petitionen der 
Grund- und Wirtſchaftsbeſitzer der Stadt Wien und mit Rückſicht auf die im 
heurigen Jahre vorgekommenen böswilligen Culturſchädigungen, erlaube ich mir 
folgenden Antrag zu ſtellen: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: 

„1. Es ſeien für die Zeit vom 1. Mai bis 1. November eines 
jeden Jahres in den ländlichen Bezirkstheilen der Stadt Wien, 
zum Schutze der Culturen, Flurhüter auf Koſten der Gemeinde 
zu beſtellen. 

2. Bezüglich der Zahl der in den einzelnen Bezirken auf⸗ 
zunehmenden Flurhüter ſei das Gutachten der Bezirksvertretungen 
eheſtens einzuholen, wobei berückſichtigt werden möge, daſs in den 
weinbautreibenden Bezirken vom 10. Auguſt an eine Vermehrung 
der Hüter einzutreten hat. 

3. Die Flurhüter ſeien von den magiſtratiſchen Bezirksämtern 
über Vorſchlag des Bezirksausſchuſſes aufzunehmen, zu beeiden, 
mit Legitimationskarten, ſowie Handwaffen zu verſehen, und mit 
Rückſicht auf die nicht das ganze Jahr andauernde Verwendung 
entſprechend zu beſolden, und zwar im Hinweis auf den zu leiſtenden 
Nachtdienſt und auf die Gefährlichkeit des Dienſtes mit 1 fl. 80 kr. 
per Tag. | 

4. Den Sommerparteien und anderen im Bezirke anſäſſigen 
vertrauenswürdigen Perſonen ſeien von den magiſtratiſchen Bezirks— 
ämtern oder von den in den ehemaligen Ortsgemeinden domici⸗ 
lierenden Bezirksausſchüſſen Paſſierſcheine für die verbotenen Wege 
während der Zeit der Weinreife gegen Erlag eines Betrages von 
1 fl. auszufolgen; die erlösten Beträge ſeien der ſtädtiſchen Haupt⸗ 
caſſa als theilweiſe Entſchädigung für die Koſten der Flurſchützer 
zuzuführen. | 
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5. Die Schulleitungen ſeien zu erſuchen, die Schüler ent— 
ſprechend aufzuklären und zu inſtruieren, daſs Devaſtierungen und 
Beſchädigungen von Culturen durch muthwilliges Betreten ſowie 
das Abreißen von Obſt unſtatthaft und ſtrafbar ſeien. 

6. An die k. k. Polizei⸗Direction ſei das Erſuchen zu richten, 
die Flurhüter in der Ausübung ihres Amtes durch die Sicherheits— 
wache nach Thunlichkeit zu unterſtützen. 

7. Die Flurhüter ſeien mit genauen Inſtructionen in Bezug 
auf die Ausübung ihres Amtes zu verſehen, wobei auf die Aufrecht- 
haltung des nothwendigen Verkehres Rückſicht zu nehmen iſt, und 
ſeien auch diesbezüglich die Wohlmeinungen und Vorſchläge der 
Bezirksvertretungen einzuholen. 

8. Ferner ſeien in den ländlichen Bezirkstheilen unverzüglich, 
u. zw. in den beſonders gefährdeten Gegenden, ohne die weiteren 
Verfügungen, betreffend den Flurſchutz abzuwarten, Warnungs— 
tafeln in möglichſt großer Zahl, mit entſprechenden Aufſchriften 
anzubringen. 

9. Der Flurſchutz habe vom 1. Mai 1894 an in Wirkſamkeit 
zu treten; für das Jahr 1893 aber ſei mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung ein Proviſorium zu ſchaffen, damit vom 1. Auguſt 1893 
an Flurhüter in den ländlichen Bezirkstheilen in Function treten 
können. | 

10. Der vorliegende Antrag ſei dem Magiſtrate mit dem 
Auftrage, binnen 14 Tagen an den Stadtrath zu berichten, 
zuzuweiſen, und der Stadtrath werde erſucht, noch im Laufe des 
Monates Juli dem Gemeinderathe die geeigneten Vorſchläge zu 
erſtatten.“ 

Der Antrag wird unterſtützt von den Gemeinden Währing, 
Weinhaus, Gerſthof, Pötzleinsdorf, Neuſtift am Walde, Salmanns— 
dorf, Ober⸗Sievering, Unter⸗Sievering, Ober-Döbling, Unter⸗ 
Döbling, Grinzing, Heiligenſtadt, Nussdorf, Kahlenbergerdorf, 
Neuwaldegg, Ober⸗St. Veit und Dornbach.“ 


Die Petitionen lauten: 


Löblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien! 

Die ergebenſt gefertigten Grund- und Wirtſchaftsbeſitzer des erweiterten 
Gemeindegebietes der Stadt Wien geſtatten ſich die nachſtehend begründete Bitte 
dem löblichen Gemeinderathe zu unterbreiten. 

Es iſt eine allgemeine Klage der Landwirte in den neuen Bezirken, dass 
die Fluren, welche den Beſitz und den einzigen Erwerb derſelben bilden, den 
Verwüſtungen ſeitens der nicht landwirtſchafttreibenden Bevölkerung ſchutzlos 
preisgegeben ſind. ö 

Als die Vereinigung der Vororte mit Wien noch nicht vollzogen war, 
wurde von den einzelnen Gemeindevorſtehungen das möglichſte aufgeboten, um 
der Devaſtierung der Felder, Wieſen und Weingärten wirkſam entgegenzutreten. 

In Grinzing beiſpielsweiſe war von Mar bis September ein Flurhüter 
von der Gemeinde beſtellt, welcher vom September an im Vereine mit mehreren 
anderen Hütern die Beſchützung der Weingärten bis zur Reifezeit beſorgte. 

In Nussdorf war gleichfalls ein Flurhüter von der Gemeinde beſoldet 
10 1 die Koſten durch eine kleine Umlage auf die Grundſtücke herein⸗ 
gebracht. 

In Ober⸗ und Unter⸗Döbling war der Flurhüter von der Gemeinde 
angeſtellt und bezahlt. 

In vielen anderen Gemeinden theilten ſich die Gemeindevertreter frei— 
willig in die Beaufſichtigung der Fluren während des Sommers. Beinahe 
jede Gemeinde hatte 15 bis 18 Gemeindeausſchüſſe, welche, größtentheils ſelbſt 
Wirtſchaftsbeſitzer, es als ihre Pflicht erachteten, mit ihrer Autorität als ge— 
wählte Functionäre der Gemeinde für den Schutz der Fluren einzutreten. 

Die Aufſicht war früher beſonders in Anſehung der Weingärten leichter 
als heute, weil beinahe überall geſchloſſene Weingebiete beſtanden, welche beſſer 
überwacht werden konnten. 

Dauucch die Verheerungen der Reblaus wurden vielfach andere Culturen 
in die vormals geſchloſſenen Gebiete eingeſchoben, welche ſchon wegen ihres 
geringeren Wertes vom Publicum nicht genügend reſpectiert werden. — Aber 
gerade die noch beſtehenden Weingärten, die zum großen Theile heute Neu⸗ 
ea mit amerikanischen Reben darftellen, bedürfen des größtmöglichſten 

utzes. i 

‚. Diefe Rebenanlagen bilden das Reſultat unſäglicher Mühe und vielen 
Fleißes, ſie repräſentieren vermöge des Capitals, welches in denſelben inveſtiert 
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erſcheint, einen hohen Werth, ſie ſind der Hoffnungsanker von Hunderten 
von Weinhauern, welche ihre Exiſtenz erhalten wollen. 

Allein auch die Beſitzer von Wieſen, Ackern und Feldern ſind ja häufig 
genug auf den kargen Ertrag ihrer Grundſtücke zu ihrem Lebensunterhalte an— 
gewieſen. 

Wie ſchwer werden nun die Landwirte getroffen, wenn, wie es leider 
nur zu oft vorkommt, einige übermüthige Ausflügler aus Unverſtand oder 
Böswilligkeit in wenigen Minuten das vernichten, was der Landmann in vielen 
Wochen oder Monaten, ja wie es bei den Neuanlagen der Weingärten der 
Fall iſt, in mehreren Jahren, vielleicht mit dem Aufwande des letzten Reſtes 
ſeines Vermögens und mit unbeſchreiblicher Mühe und Sorgfalt hergeſtellt hat! 

Und nicht einmal Unverſtand oder böſer Wille ſpielt hier ſtets eine Rolle; 
die Profeſſoren und Lehrer der Schulen geben den Schulkindern in gewiss 
wohlmeinender Abſicht den Auftrag, dieſe oder jene Blumen oder Pflanzen 
und auch Obſtblüthen in die Schule zu bringen. Und die Kinder eilen in ihren 
freien Stunden fröhlich hinaus ins Grüne und ſuchen eifrigſt jene Pflanzen, 
welche fie dem Lehrer bringen ſollen. Sie achten nicht darauf, daſs fie durch das 
Betreten einer Wieſe oder eines Ackers Schaden anrichten, dafs fie durch das 
Abreißen von Blüthenſtämmen junge Bäume ruinieren, ſie glauben vielmehr 
in treuer Pflichterfüllung ihren Wiſſenskreis zu vergrößern. | 

Die Landwirte find weit davon entfernt, der Erforſchung der Natur 
ſeiteus der Jugend hinderlich in den Weg zu treten, was fie wünſchen, iſt 
lediglich, daſs der Schuljugend in dieſer Beziehung von den Lehrern genaue 
Inſtructionen und Warnungen ertheilt werden mögen. 

Seit der Einverleibung der Vororte find den Landwirten, iusbeſondere 
den Weinproducenten durch die Verzehrungsſteuer neue Laſten auferlegt worden. 
Schier unmöglich iſt es heute denſelben, den Anforderungen des Staates und 
der Gemeinde gerecht zu werden. | 

Andererſeits bezieht die Gemeinde Wien im Vergleiche zu den früher 
beſtandenen kleinen Gemeinden infolge der ſtädtiſchen Zuſchläge zur Ver— 
zehrungsſteuer größere Einnahmen von den Weingartenbeſitzern, und die 
Gemeinde hat daher auch ein erhöhtes Intereſſe und die moraliſche Ver— 
pflichtung, die Ertragfähigkeit der Culturen zu ſchützen. Auch iſt die Commune 
ſelbſt Beſitzerin zahlreicher Alleeanlagen und Grundſtücke in den neuen Bezirken, 
welche gegenwärtig des Schutzes gleichfalls vollſtändig entbehren. 

Die Grundbeſitzer ſelbſt ſind nicht in der Lage, Flurhüter zu beſtellen 
und zu beſolden, denn ſelbſt dann, wenn es gelingen würde, ſämmtliche 
Intereſſenten zur freiwilligen Beitragsleiſtung heranzuziehen, hätten die beſtellten 
Flurwächter nicht jene Autorität, welche zur erfolgreichen Ausübung ihres 
Amtes unbedingt erforderlich wäre. f 

Mit Rückſicht auf die dargeſtellten Verhältuiſſe ſtellen die Gefertigten 
vertrauensvoll die Bitte: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, es ſeien vom 
1. Mai bis Ende October eines jeden Jahres auf Koſten der 
Gemeinde Flurhüter für die ländlichen Gebietstheile der Stadt 
Wien zu beſtellen und an den geeigneten Orten Warnungstafeln 
mit entſprechenden Aufſchriften in möglichſt großer Zahl anzubringen. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Dieſe Anträge werden 


geſchäftsordnungsmäßig behandelt werden. 


Wir gelangen zur Tagesordnung. 

Ich erſuche Herrn Gem.-Rath Dr. Vogler, zu referieren. 

15. Referent Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Zahl 3937. Der 
Antrag ſteht auf der Tagesordnung. Es haben im XVII. Bezirke 
einige Ergänzungswahlen für den Bezirksausſchuſs ſtattgefunden. 
Bei der Wahl im 3. Wahlkörper wurden 448 giltige Stimmzettel 
abgegeben. Hievon entfielen auf Herrn Karl Kretſchek, Trödler 
und Hausbeſitzer, 438. Derſelbe erſcheint ſomit, nachdem die 
abſolute Mehrheit 225 iſt, zum Bezirksausſchuſs gewählt. Im 
2. Wahlkörper wurden 190 Stimmzettel abgegeben, von denen 188 
für giltig erklärt wurden. Es entfielen auf Herrn Joſef Franz, 
Bürgerſchullehrer, 182, auf Herrn Johann Reiſinger, Gaſt⸗ 
wirt und Hausbeſitzer, 180 Stimmen. Nachdem hier zwei Er- 
gänzungswahlen vorzunehmen waren, ſo erſcheinen dieſe beiden 
Herren mit einer die abſolute Mehrheit überſteigenden Majorität 
gewählt. 

Im 1. Wahlkörper waren zwei Ergänzungswahlen vorzunehmen. 
Es wurden 47 giltige Stimmzettel abgegeben, die abſolute Mehrheit 
betrug 24. Es erhielt Herr Ferdinand Bittermann, Haus 
beſitzer, 46, Herr Joſef Hanke, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, 
44 Stimmen. Dieſelben erſcheinen ſomit gewählt. Der Stadtrath 
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beantragt, dieſe Wahlen in Gemäßheit des § 21 der Gemeinde— 
Wahlordnung zu genehmigen. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte 
jene Herren, welche dem Referenten-Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 
Beſchluſs: Die Wahl der Herren Karl Kretſchek, Joſef 

Franz, Johann Reiſinger, Ferdinand Bitter— 
mann und Joſef Hanke aus dem 1., 2. und 
3. Wahlkörper zu Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes 
des XVII. Gemeindebezirkes wird gemäß § 21 der 
Wahlordnung beſtätigt. 

16. Referent Gem.⸗Nath Nitt. v. Neumann: Zahl 3380. 
Der Antrag iſt auf der gedruckten Tagesordnung. Es handelt ſich 
um einen Zuſchuſscredit für die Adaptierungsarbeiten in dem Haufe 
II. Bezirk, Wintergaſſe 14, 
behufs Errichtung einer Doppel-Volksſchule bereits gemietet wurde. 
Der geehrte Gemeinderath hat am 8. Februar d. J. beſchloſſen, 
dieſes Object zu mieten, und hat weiters den Beſchlußs gefaist, 
dafs, im Falle die Miete verlängert, das heißt eine längere Miet— 
dauer ſtipuliert werden würde, auch noch gewiſſe Einrichtungen in 
der Schule vorzunehmen ſeien. Die Verlängerung der Miete von 
3½ auf 6 Jahre iſt mit dem Rechte zugeſtanden worden, dass die 
Gemeinde nach Ablauf von 6 Jahren, auf weitere 3 Jahre mieten 
könne. Die Einrichtungen, welche nun gemacht werden ſollen, 
beziehen ſich auf die Einführung der Gas- ftatt der Petroleum— 
beleuchtung, auf eine beſſere Einrichtung und Vermehrung der 
Aborte und auf die Ausführung von Ventilations-Füllöfen. Die 
Koſten hiefür veranlaſſen, dals ein Zuſchuſscredit von 9600 fl. 
beantragt werden muss, und bitte ich um Genehmigung dieſes 
Zuſchuſscredites. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung? Angenommen. 
Beſchluſs: Zur Ausführung der mit Gemeinderaths⸗Beſchluss 

vom 8. Februar 1893, Z. 597, angeordneten Her— 

ſtellungen (Ventilationseinrichtung, Gasbeleuchtung 2c.) 

in dem zur Unterbringung einer Doppel- Volksſchule 

gemieteten Haufe II., Wintergaſſe 14, wird ein Zuſchuſs⸗ 

credit in der Höhe von 9600 fl. zur Ausg.⸗Rubr. XIIII2 
bewilligt. 

17. Referent Gem- Rath Wurm: Zahl 3984. Der Gegen⸗ 
ſtand und auch der betreffende Antrag ſtehen auf der heutigen 
Tagesordnung. Es handelt ſich um die Renovierung der Kanzlei— 
Localitäten des Bezirksausſchuſſes im IX. Bezirke und der im 
Gemeindehauſe daſelbſt befindlichen Localitäten, welche dem Armen— 
rathe zugetheilt find. Alle dieſe Localitäten, ſowohl die des Bezirks— 
ausſchuſſes als die des Armeninſtitutes, ſind in ſehr reparatur— 
bedürftigem Zuſtande; 
ſtrich ꝛc. müſſen gründlich renoviert werden. 
erhebliche Summe hiefür nothwendig, fie beträgt im ganzen 831 fl. 
45 kr. Es iſt aber leider keine Bedeckung mehr vorhanden, nach— 
dem die betreffende Rubrik XII 4 d bereits erſchöpft iſt; es iſt 
daher nothwendig, zu dieſer Rubrik einen Zuſchuſsscredit in der 
Höhe von 831 fl. 45 kr. zu bewilligen. Ich bitte um Ihre Zu— 
ſtimmung. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 


Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung? Der Antrag 


iſt angenommen. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 51, 27. Juni 1893. 


welches Object vom Gemeinderathe 


Malerei, Tapezierungen, Fußböden, Anz 
Es iſt keine ſehr. 


. N NT NTINTNNINDNIN NN 


Veſchluſs: Für die Renovierung der Kanzleilocalitäten des 
Bezirksausſchuſſes und des Armeninſtitutes im Ge— 
meindehauſe des IX. Bezirkes wird zur Ausgabs— 
Rubrik XII 4 d ein Zufchufseredit in der Höhe von 
831 fl. 45 kr. bewilligt. 


18. Referent Gem.⸗Nath Dr. Lederer: Den Herren iſt be— 
kannt, dass verſchiedene Anträge bezüglich der Waſſerzufuhr in den neu 
einbezogenen Bezirken geſtellt worden ſind. Der Stadtrath hat ſich in 
dieſer Richtung beſtimmt gefunden, den geſtellten Anträgen in ihrer 
großen Mehrzahl zu entſprechen und iſt dafür Vorſorge getroffen, 
dafs auch in Unter-St. Veit, Lainz, Speiſing, Neu-Hietzing und 
Grinzing die Waſſerzufuhr erfolgt. Die vermehrten Ausgaben, 
ſowie überhaupt die Ausgaben für die Waſſerzufuhr haben den 
für das heurige Jahr eingeſtellten Betrag von 18.000 fl. ſchon 
nahezu erſchöpft, und es iſt daher für den Reſt dieſes Sommers 
ein weiterer Betrag von 20.000 fl. nothwendig. Der Stadtrath 
beantragt daher, zu dem Betrage, der bereits im Budget eingeſtellt 
wurde, einen Zuſchuſscredit von 20.000 fl. zu bewilligen. Ich 
bemerke, dajs die täglichen Auslagen circa 140 fl. ausmachen 
werden und daſs, wenn man, wie bisher, die Verſorgung der 
neuen Bezirke mit Trinkwaſſer auch weiterhin durchführen will, 
dieſer Zu ſchuſscredit unbedingt nothwendig ſein wird. Ich glaube, 
dafs er vielleicht nicht einmal ausreicht. Ich bitte Sie, dieſem 
Antrage Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 


Gem.-Nath Steiner: Ich will mich nicht gegen das Referat 
wenden, ſondern will nur einige Beſchwerden der Bevölkerung 
jener Ortſchaften, in denen die Waſſerzufuhr durchgeführt wird, 
vorbringen. Es ſcheint bei den Mitgehern, die das Waſſer an die 
Parteien abgeben, eine eigene Protectionswirtſchaft geübt zu werden. 
Es find mir diesbezüglich aus Neuwaldegg und aus Unter-Stevering 
Beſchwerden zugekommen. Wer ein Trinkgeld gibt, bekommt ein 
ganzes Schaffel Waſſer, und wer keines gibt, bekommt keines. Es ſind 
Gaſſen, wo zwei bis drei Häuſer ſind, bei denen der Wagen zwei 
bis drei Minuten ſtehen bleiben ſoll. Er bleibt aber nicht ſtehen. 
Sie läuten dort nur, fahren durch und, oben angekommen, haben 
fie das Waſſer nicht verbraucht und laſſen es in den Canal laufen. 
Dieſe Beſchwerden hört man täglich. j 


Ich habe mich aber ſpeciell wegen eines anderen Falles zum 
Worte gemeldet. In der Gemeinde Unter Sievering find zwei 
Gemeinde⸗Brunnen. Die Hausbeſitzer in der Nähe, welche aus 
dieſen Brunnen das Waſſer entnehmen, müſſen jährlich den Betrag 
von 5 fl. bezahlen. Ich glaube nun, daßs es nicht am Platze iſt, 
eine Gebür von den Hausbeſitzern einzuheben, wenn den anderen 
das Waſſer unentgeltlich zugeführt wird. Ich will nun diesbezüglich 
einen Antrag ſtellen und bitte Sie, denſelben zu unterſtützen, damit 
er dem Stadtrathe zugewieſen werde. Mein Antrag lautet: 


„Von den Hausbeſitzern in der ehemaligen Gemeinde Unter— 
Sievering iſt eine Gebür für die Waſſerentnahme aus den Gemeinde— 
brunnen nicht mehr einzuheben.“ 

Ich bitte um Ihre diesbezügliche Unterſtützung. 


Referent: Ich habe darauf zu bemerken, dass dieſe Be— 
ſchwerden auch dem Stadtrathe bekannt geworden find und daßs 
der Stadtrath darum den weiteren Beſchluſs gefaſst hat, ſowohl 
die magiſtratiſchen Bezirksämter als auch die Bezirksausſchüſſe 
anzugehen, dieſe Waſſerzuweiſung auf das ſtrengſte zu überwachen 
und zu controlieren. 
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Was den anderen Antrag betrifft, fo wird er dem Stadtrathe magiſtratiſchen Bezirksämter auf das rückſichtsloſeſte vorgehen 


zugewieſen werden, und der Stadtrath wird ja darüber Beſchluſs 
faſſen. 

Gem.⸗Nath Eigner: Wie Sie hier ſehen, betragen die Mehr⸗ 
auslagen für die Zufuhr an Trinkwaſſer 20.000 fl. Es liegt ja 
nichts daran, wenn auch die Ziffer noch größer wäre, wenn nur 
diejenigen, welche keinen Auslaufbrunnen in der Nähe haben, gutes 
Trinkwaſſer zugeführt erhielten. In Ottakring aber wurde entweder 
vom Magiſtrate oder vom magiſtratiſchen Bezirksamte die Zufuhr 
an die Transport⸗Geſellſchaft vermietet. 

Dieſe Geſellſchaft bekommt per Tag 8 fl. von der Commune 
Wien bezahlt. Die Transport-Geſellſchaft mietet ſich einen Sub— 
unternehmer und zahlt ihm 5 fl. 30 kr. Der Subunternehmer hat 
ſonſt nichts beizuſtellen als die Pferde; Wagen und Leute werden 
von der Transport⸗Geſellſchaft beigeſtellt. Mithin hat die Geſell— 
ſchaft einen Reingewinn von 2 fl. 70 kr. täglich. Nun wird aber 
von der Commune Wien der Diener noch ſeparat beigeſtellt; ſie 
bezahlt auch noch den ſtädtiſchen Diener, der das Waſſer vertheilt. 
Mithin koſtet dieſe Fuhr per Tag nicht 8 fl., ſondern 9 fl. 20 kr., 
da der ſtädtiſche Diener 1 fl. 20 kr. bekommt; und wenn er nur 
1 fl. bekommt, ſo ſind es doch 9 fl. Es zeigt ſich ganz deutlich, 
wie nothwendig es wäre, das ganze Fuhrwerk, das die Commune 
verwenden kann, zur Straßenreinigung, zur Waſſer⸗, Kohlen- und 
Schotterzufuhr, zur Requiſitenverführung und zu anderen Com— 
miſſionen in eigene Regie zu nehmen, jo das ſie ſelbſt die Pferde 
beiſtellen würde. Sie ſehen, was da verdient wird, wenn der Unter— 
nehmer täglich 2 fl. 70 kr. Reingewinn hat. Ein beſſeres Geſchäft 
gibt's nicht. So iſt es nicht nur in Ottakring, ſondern auch in 
den anderen neu einverleibten Bezirken. Ich glaube, daſss die 
Commune an das Werk herantreten und nicht zugeben ſoll, dass 
die Geſellſchaft den Steuerträgern das ſauer erworbene Geld ab— 
nehme; ich glaube, man kann das Geld ſelbſt verdienen und damit 
die Steuerträger entlaſten. 

Gem.-Nath Weitmaun: Meine Herren! Sie haben ſoeben 
von den Übelftänden gehört, die ſich einige Bedienſtete bezüglich 
der Waſſerabgabe zuſchulden kommen laſſen. Es iſt dies einfach 
zur Notiz genommen worden. Ich glaube, man ſollte kategoriſcher 
gegen die Leute vorgehen, die ſich Derartiges zuſchulden kommen 
laſſen. Es iſt nicht genügend, wenn man das einfach zur Kenntnis 
nimmt und verſpricht, die ſtrengſte Controle zu üben. Wenn ſich 
einmal Bedienſtete derartige Schmutzereien zuſchulden kommen 
laſſen, ſoll man ſie einfach mit der Entlaſſung beſtrafen, u. zw. zum 
Exempel für die anderen. Denn wenn man ihm nur einen gewöhnlichen 
Verweis gibt und darauf hinweist, dafs es nicht wieder vorkommen ſoll, 
ſo wird er es wieder thun, denn die Katze läſst das Mauſen nicht. 
Solche Leute gehören weg. Das Trinkgeldweſen iſt ſoviel wie 
Beſtechung, und ich bin gegen jede Beſtechung, ſei ſie im großen 
oder im kleinen. Das ſoll nicht vorkommen, und ich ſtelle daher 
den Antrag, die Leute, die ſich das zuſchulden kommen laſſen, 
einfach mit der Entlaſſung zu beſtrafeu. 

Referent: Was Herr Gem.⸗Rath Eigner gejagt hat, iſt 
eigentlich nicht in directem Zuſammenhange mit dem Referate, 
denn es handelt ſich da überhaupt um die Vergebung derartiger 
Fuhrwerke, und dieſe Frage wird bei einer anderen Gelegenheit 
zur Erörterung kommen. Was aber Herr Gem.-Rath Weitmann 
hervorgehoben hat, jo mußs ich ſagen, daßs ich darüber auch nicht 
ſprechen kann; ich bin aber überzeugt, dass der Herr Bürgermeiſter, 
wenn ihm ſolche Fälle zur Kenntnis kommen, und ebenſo die 


werden. Der Auftrag wird hinausgehen und ich glaube auch zur 
Ausführung kommen, denn es iſt, wie ich ſchon hervorgehoben 
habe, auch im Stadtrathe Mittheilung von ſolchen Übelſtänden 
gemacht worden, und darum war der Beſchluſs des Stadtrathes, 
eine ſolche Weiſung hinauszugeben, gefasst worden. Ich hoffe, dass 
dieſe Weiſung auch von Erfolg ſein wird, und bitte, dass die 
Herren ſelbſt auch controlieren mögen und, wenn einzelne derartige 
Fälle vorkommen, ſorgen, dass fie zur Anzeige gebracht werden, 
ſei es beim magiſtratiſchen Bezirksamte, oder hier, wenn die be— 
treffende Verfügung nicht eingehalten werden ſollte. Gegen die 
Bewilligung des Zuſchuſsscredites wurde keine Einwendung erhoben 
und ich bitte alſo um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erlaube mir zur 
Abſtimmung zu bringen den Antrag des Herrn Referenten um 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 20.000 fl. zu Zwecken der 
Trinkwaſſerzufuhr. Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Herr Gem-Rath Steiner hat den Antrag geſtellt: „Von 
den Hausbeſitzern in der ehemaligen Gemeinde Unter-Sievering iſt 
die Gebür für die Waſſerentnahme von Gemeindebrunnen nicht 
mehr einzuheben.“ Ich bitte jene Herren, welche für die Zuweiſung 
dieſes Antrages an den Stadtrath ſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Den Antrag Weitmann kann ich nicht zur Abſtimmung 
bringen, weil derſelbe mit den beſtehenden Vorſchriften der Dienſt— 
pragmatik über die Diſciplinarbehandlung der ſtädtiſchen Beamten 
und Diener ſich nicht vereinbaren lässt. 

Es mußs die Bevölkerung zu einer ſolchen Ordnung der Dinge 
mitwirken, indem ſie ſolche Fälle den betreffenden magiſtratiſchen 
Bezirksämtern oder hier zur Anzeige bringt, und da wird gewiss 
nach der Dienſtpragmatik vorgegangen werden. Aber die erſte 
Bedingung iſt, dass die Anzeige erſtattet wird, ſonſt kaun man 
eben nichts machen. 


Beſchluſs: Für die Trinkwaſſerzufuhr in mehreren neuen Be— 
zirken wird ein Zuſchufscredit in der Höhe von 20.000 fl. 
bewilligt. 

19. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir fahren in der 
Berathung des Referates, betreffend den Entwurf der an die 
Actiengeſellſchaft vormals Krauß & Comp. zu ertheilenden Con— 
ceſſion für die Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn fort. (Gem. 
Rath Joſef Müller tritt an den Referententiſch.) Zum Worte 
iſt vorgemerkt Herr Gem. Rath Kareis pro. 

Gem.-Nath Kareis (pro): Hochverehrte Herren! Ich habe 
mich für den Antrag des Referenten zum Worte gemeldet und 
will Ihre Geduld durch einige Ausführungen in Anſpruch nehmen, 
welche darthun ſollen, daſs es doch nicht gut angeht, wie es von 
einigen Seiten hervorgehoben wurde, daßs in dieſem Stadium der 
Angelegenheit die Stadt den Verſuch machen ſollte, die Conceſſion 
für dieſe Stadtbahn zu erwerben. 


Ich bin deshalb der Meinung, weil ich es aus ſehr berufenem 
und bewährtem Munde weiß, dass die Stadtbahn in jenen Strecken, 
die wir hier conceſſioniert ſehen, eigentlich — wenigſtens in den 
erſten Jahren — kein ſo glänzendes Geſchäft ſein wird, wie ſich 
die Herren meiſtens vorſtellen. Wenn wir bedenken, dafs alle dieſe 
Verſuche und Unternehmungen auf Koſten der Steuerträger ge— 
ſchehen, deren Intereſſe zu wahren wir alle berufen ſind, ſo wird 
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niemand, wenn er fein Gewiſſen recht eingehend befragt, dafür 
ſtimmen können, heute dieſen Verſuch zu machen. Dieſe Dinge 
find am beſten einer Privatunternehmung zu überlaſſen; die ver: 
dient etwas, die hat ganz andere Mittel und Wege, als ſie die 
Stadt hat. Sie wird höchſtwahrſcheinlich eine Actiengeſellſchaft 
bilden und wird die Actien an den Mann bringen — auf welche 
Weiſe bleibe hier unerörtert — und es wird bei Begebung der 
Actien ſoviel herausſchauen, um eine Zeitlang die Betriebsauslagen 
zu decken. Das kann die Stadt nicht machen, und dieſer Grund 
und viele andere find wohl dazu angethan, dass man für die Er— 
werbung der Conceſſion im heutigen Stadium nicht ſtimmen kann. 
Ich will aber für die Anträge des Herrn Referenten auch aus 
weiteren Gründen ſtimmen. 

Eine Hauptangelegenheit jedoch, die mir am Herzen liegt, iſt 
der Zuſatz⸗Antrag zu den Neferenten-Anträgen, welchen der Herr 
St.⸗R. Huber in der vorigen Sitzung geſtellt hat, nämlich dafs 
der Gemeinderath den Wunſch ausſpreche — denn wir ſind ja 
doch nur auf dieſes Niveau eingeſchränkt und können nichts anderes 
thun, als Wünſche ausſprechen — dafs der elektriſche Betrieb ſofort 
bei Eröffnung der Stadtbahn in Ausſicht genommen werde. Ich 
weiß, daßs dieſe meine Begründung vielleicht nicht mehr jo noth— 
wendig iſt, denn die warmen und innigen Worte, mit welchen der 
Antrag eingebracht wurde, haben zu den vielen Freunden, welche 
der elektriſche Betrieb im vorhinein hatte, noch viele dazu gewonnen, 
und ich gebe mich der Hoffnung hin, dajs der Antrag angenommen 
werden wird, wenn auch vielleicht von anderer Seite — und von 
ſehr berufener Seite — dagegen geſprochen werden ſollte. Ich halte 
mich aber doch für verpflichtet, die ſachlichen Begründungen, welche 
für die Einführung des elektriſchen Betriebes durchaus klar und 
evident ſprechen, hier der geehrten Verſammlung zu Gehör zu 
bringen. 

Es iſt ganz gewiſs wahr, dafs die Elektricität heute in einem 
Werdeſtadium iſt. Das wird meiſtentheils ſo hervorgehoben, dais 
man ihr eine Leiſtung von einem beſtimmten Umfange und von 
beſtimmter Intenſität heute nicht zumuthen kann. Es iſt das aber 
ein Fehlſchuſs. Wenn in einigen Gebieten die Elektricität noch 
nicht auf der vollen Höhe der Leiſtungsfähigkeit iſt, und wenn 
man ihr auch vielleicht nicht zumuthen kann, wie es viele wünſchen, 
daſs man auf 1000 oder 100 km Kraftübertragungen vornimmt, 
ſo iſt die Frage, ob man den elektriſchen Betrieb in einem Stadt— 
bahnnetz einführen kann, heute ganz gewiss eine gelöste. Und 
wenn auch nirgends eine Bahn beſteht, auf welcher die Bedingungen 
zu erfüllen ſind, welche hier geſtellt werden, ſo iſt das kein Beweis, 
dafs, wenn dieſe Bedingungen damals geſtellt worden wären, fie 
nicht erfüllt worden wären, und ich will das an einem Beiſpiele 
nachweiſen. Die h. Regierung, deren Coneeſſionsbedingniſſe hier in 
dieſem Hefte enthalten find, hat dies ganz gut gewuſst und hat im § 13 
derſelben die Sache derart gemacht, dafs fie der Vorſorge für den 
elektriſchen Betrieb in der Weiſe genügegethan hat, daßs fie jagt: 
„Die conceſſionierten Bahnen“ — heißt es hier — „find je nach 
einer ſpäter noch zu treffenden Beſtimmung des k. k. Handels- 
miniſteriums entweder mit Dampflocomotiven oder mit elektriſcher 
Zugkraft zu betreiben. Demgemäß iſt die Geſellſchaft verpflichtet, 
bezüglich der Anwendung der elektriſchen Traction an Stelle des 
Betriebes mit Dampflocomotiven unter Vorausſetzung der gleichen 
Leiſtungsfähigkeit — Beförderung von circa 8000 Perſonen pro 
Stunde in jeder Richtung — ſpäteſtens gleichzeitig mit der 
Vorlage der Detailprojecte für die im §S 1, Z. 1 und 3 der a. h. 
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CConceſſionsurkunde bezeichneten Linien, d. i. die Wienthallinie, die 


Donaulinie und die Linie unter der Ringſtraße, dem k. k. Handels⸗ 
miniſterium eingehend begründete Vorſchläge zu erſtatten, über 
welche es rechtzeitig entſcheiden ſoll, dafs dadurch die Vollendung 
der Bahn keinen Aufſchub erleidet.“ 

Nun wurde aber von jener Seite, welche dieſe Vorſchläge der 
Regierung zu unterbreiten hat, in einer anderen Verſammlung als 
hier, und welche eigentlich ſchwer zu citieren iſt, behauptet, daßs 
die Leiſtungsfähigkeit der elektriſchen Bahn noch nicht ſo weit ent— 
wickelt ift, um 8000 Perſonen pro Stunde auf jedem Geleiſe zu 
befördern, dafs fie das zu thun nicht imſtande it. Ich glaube 
aber, dais, ſelbſt wenn fie das nicht kann, doch fo viel Vortheile 
mit dem elektriſchen Betriebe verbunden find, daſßs man dieſes 
kleine Manco nachſehen könnte; denn es wird auch nicht gleich 
zu Beginn des Betriebes der Stadtbahn die Aufgabe an dieſelbe 
herantreten, 8000 Perſonen zu jeder Stunde zu befördern. Aber 
man hat beim elektriſchen Betriebe keinen Rauch, kein Kohlen⸗ 
oxydgas, und entfällt eine Unzahl von Beläſtigungen, wie 
Geräuſch, die pendelartigen Bewegungen, und größere Ge— 
fahren — das kann man ruhig ſagen —, welche mit dem 
Dampfbetrieb verbunden find, entfallen beim elektriſchen Betriebe. 
Infolge deſſen könnte man alſo ſogar ein kleines Manco nach— 
ſehen. Ich behaupte aber auf Grund von gegebenen Thatſachen, 
dafs die Leiſtung von 8000 Perſonen durchaus möglich iſt, und 
zwar ſtütze ich mich hier auf ein Factum, welches in jüngſter Zeit 
erſt vorgekommen iſt. Es iſt in Budapeſt eine elektriſche Straßen— 
oder Stadtbahn, und es wurden in Budapeſt am verfloſſenen 
Pfingſtſonntag 68.000 Perſonen befördert, und zwar in einer 
Straße auf beiden Geleiſen. Rechnet man da die Zahlen aus, ſo 
bekommt man, daſs die Stunden-Durchſchnittsleiſtung 2125 Per⸗ 
ſonen ausgemacht hat. Bedenkt man nun, dass ſich die eigentlichen 
Maximalleiſtungen nur auf drei Stunden vielleicht zuſammen⸗ 
drängen, jo kann man ganz ruhig annehmen, das die dreifache 
Leiſtung der Durchſchnittsleiſtung möglich war, und da bekommen 
wir 6378 Perſonen. Das ſind noch nicht 8000 Perſonen, wir ſind 
aber ſchon ſehr nahe daran. Nun bitte ich aber, zu bedenken: die 
Fahrgeſchwindigkeit, welche in Budapeſt geſtattet iſt, da die Bahn 
im Planum der Straße geht, beträgt höchſtens 12 km pro Stunde; 


ſodann find die Halteſtellen in Budapeſt jo nahe aneinander, dafs 


die eine von der anderen nicht weiter als 150 bis 200, im höchſten 
Falle 250 m entfernt iſt. Stellen wir den Ziffern, die ich hier 
ausgeſprochen habe, dieſelben Daten, wie ſie für Wien conceſſioniert 
werden ſollen, entgegen, ſo bekommen wir, um bei letzterem gleich 
anzufangen, eine mittlere Entfernung der Stationen von 500 m 
und eine Maximalgeſchwindigkeit von 40 km. Das iſt ein ſehr 
bedeutender Unterſchied. 

Ich werde mich nicht in mathematische und elektrotechniſche 
Deductionen einlaſſen, aber ich glaube, daſs, wenn Sie dieſe beiden 
Daten mit einander vergleichen, es Ihnen gleich klar ſein wird, 
dafs die Leiſtung einer Beförderung von 8000 Perſonen ſehr leicht 
zu erreichen ſei, denn wenn ich drei- oder viermal ſo ſchnell fahren 
kann, und wenn ich die Maximalgeſchwindigkeit durch eine viel 
längere Strecke, weil die Halteſtellen weiter von einander entfernt 
ſind, einhalten kann, ſo kann ich viel mehr Menſchen befördern als 
bei einer langſamen Geſchwindigkeit und bei ſehr kurzen Intervallen. 

Ich glaube, ich könnte hier, wenn ich mich in techniſche De— 
tails einlaſſen wollte, ganz gut den Beweis erbringen, dass es ſehr 
ſchwer möglich ſein wird, mit Dampf dieſe Leiſtung von 8000 Per⸗ 


— 
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ſonen aufzubringen. Ich will nur einzelne Schlaglichter auf dieſe 
Thatſachen werfen. Wenn wir bedenken, dass mit Dampf, um dieſe 
Leiſtung hervorzubringen, 20 Züge auf jedem Geleiſe pro Stunde 
abgelaſſen werden müſſen und daßs dieſe ja bei den Unterſchieden im 
Betriebe nie ſo ſchnell fahren können als wie beim elektriſchen 
Betriebe aus dem Grunde, weil die Locomotive ſehr langſam an— 
geht und auch viel langſamer zum Stehen gebracht werden kann, 
während beim elektriſchen Betriebe jeder Wagen ſeinen eigenen 
Motor hat und ſofort an der Achſe die Betriebskraft beſitzt, die 
ihn ſofort vom Fleck in eine gewiſſe Maximalgeſchwindigkeit hinein- 
zubringen vermag, und zwar in einer viel kürzeren Zeit als es 
beim Dampf der Fall iſt — ſo iſt die Frage, ob Elektricität oder 
Dampf, ſelbſt in Beziehung auf die Leiſtungsfähigkeit zu Gunſten 
der erſteren gelöst; auch nach Meinung anderer Leute, die es ſogar 
noch beſſer verſtehen als ich — ich bitte um Entſchuldigung für 
dieſe etwas unbeſcheidene Wendung — iſt mit Elektricität dieſe 
Leiſtung viel leichter möglich als mit Dampf. 

Aber ich beziehe mich hier noch einmal auf das früher vor— 
gebrachte Argument. Selbſt wenn dieſe Leiſtung nicht möglich wäre, 
ſo ſind die großartigen Vorzüge, welche der elektriſche Betrieb an 
und für ſich beſitzt, Argumente genug, um für denſelben einzutreten. 
Man gebe ſich keiner Täuſchung hin. Ob man mit Kohle oder 
mit Coaks oder mit Petroleum die Locomotiven zu heizen ge— 
denkt, welche den Dampfbetrieb darſtellen, ſie werden nur immer 
eine Verunreinigung der Luft ſowohl in den gedeckten als in den 
ungedeckten Strecken haben, die niemand wünſchen kann, der die 
Schönheit von Wien im Verhältniſſe zu dieſer neuen Methode, 
die Bevölkerung raſch hinauszubringen und innerhalb der Stadt 
zu befördern, abwägt. Wir werden alſo für dieſe Art des Betriebes 
nicht eintreten und nicht dafür ſchwärmen können. Ich habe erſt 
heute eine Nachricht bekommen, welche beweist, wie die Luft durch 
den Betrieb mit Dampflocomotiven verpeſtet werden kann. Der 
Arlberg-Tunnel iſt ein ſehr langer Tunnel, das iſt wahr, aber er 
wird auch deshalb ſehr wenig befahren. Nichtsdeſtoweniger iſt die 
Luft durch die durchgehenden Züge ſo verpeſtet, dass die Arbeiter, 
welche jetzt mit einer ſpeciellen Arbeit dort beſchäftigt ſind, nur 
kurze Zeit darin aushalten können. 

Es kam nun in den letzten Tagen, ich weiß nicht ein- oder 
mehreremale, aber einmal gewiss, weil ich heute eine amtliche 
Nachricht darüber geleſen habe, vor, daſs ungefähr 50 Perſonen 
infolge der Kohlengaſe in Ohnmacht gefallen find, und es muſsten 
neue Leute in den Tunnel hinein, um ſie hinauszuſchaffen. Wenn 
nur ein geringer Bruchtheil von dieſen ſchädlichen Gaſen in den 
Tunnels iſt, können wir das nicht brauchen und umſowpeniger, 
wenn wir es nicht nöthig haben. Es iſt dies gewiss ſehr ernſt zu 
nehmen und auch aus dieſem Grunde der elektriſche Betrieb vor— 
zuziehen. 

Was nun die Accommodationsfähigkeit des elektriſchen Betriebes 
an die Bedürfniſſe der Bevölkerung betrifft, ſo iſt ſehr leicht ein— 
zuſehen, dass auch auf dieſer Seite der Vortheil iſt. Wenn ich mit 
Dampflocomotiven fahre, muss ich immer mit dem Zug, ob er 
beſetzt iſt oder nicht, durchfahren. Ich habe in gewiſſen Stunden 
eine ganze Maſſe von todter Laſt zu führen. Beim elektriſchen 
Betrieb iſt das nicht nothwendig. Ich kann ebenſogut einen 
Wagen wie zwei oder zehn in Bewegung ſetzen, und wenn ich mit 
zehn Wagen auf einmal fahren kann, kann ich auch 400 Perſonen 
auf einmal befördern und ich kann die 8000 Perſonen viel raſcher 
durchbringen, als ich es mit Dampf thun kann. 
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Wenn nun die verehrten Collegen von meinen Ausführungen 
vielleicht noch nicht recht überzeugt ſind, ſo habe ich mir etwas 
Gedrucktes mitgebracht, weil man dem doch etwas mehr glaubt, 
was ſchwarz auf weiß gedruckt ſteht. Ich habe hier das vom 
Ingenieur Anton Waldvogel ausgearbeitete Project über die 
Ausgeſtaltung der Verkehrsanlagen, welches erſt vor zehn Tagen 
erſchienen iſt. Ich bitte um Entſchuldigung, ich werde etwas länger 
leſen müſſen, aber es iſt vielleicht nothwendig. Da ſchreibt er über 
den Betrieb des Stadtbahnnetzes: „Ich kann mir bei dem heutigen 
Stande der Technik für den eigentlichen Stadtverkehr, alſo den 
Perſonenverkehr, unſerer ſchönen Stadt Wien gar keine andere 
Betriebsart denken als den elektriſchen Betrieb. Von 1000 Zügen, 
die auf dem geſammten Bahnnetze verkehren, müſſen 950 bis 970 
Züge elektriſch und der Reſt auf jenen Bahnlinien, die auch als 
Vollbahnen für ſchwere Maſchinen gebaut ſind, als Laſtzüge, Kohlen— 
transporte u. ſ. w. benützt werden.“ Er führt das hier des weiteren 
aus; ich glaube, wir ſtimmen ſo ziemlich mit dem überein, was 
hier ſteht; ich will mich alſo hier nicht wiederholen. Nur etwas 
will ich noch leſen, weil es auch wieder das Hauptgewicht der 
Argumentation auf die Widerſprüche gegen den elektriſchen Betrieb 
legt: „Es iſt kaum glaublich, was man jetzt noch, im Juni 1893, 
während ſich dieſer Vortrag im Druck befindet, der techniſchen Welt 
zu bieten für angemeſſen findet. Die elektriſchen Bahnen ſeien bei 
dem heutigen Stande der Technik noch nicht ſo leiſtungsfähig, um 
die von der Regierung geforderte Maximalleiſtung von 8000 Perſonen 
pro Stunde und Linie zu bewältigen. Dagegen ſei dies mit rauch— 
verzehrenden Locomotiven, die mit Petroleumrückſtänden geheizt 
werden, wohl möglich. Es verdient dies feſtgehalten zu werden. 
Wir find der Überzeugung, dafs der elektriſche Betrieb anſtandslos 
12.000 Perſonen pro Stunde und Linie leicht zu bewältigen vermag.“ 
Und wenn Ihnen die Autorität des Einzelnen nicht genügen ſollte, 
ſo berufe ich mich auf die Reſolution, welche der Ingenieur- und 
Architekten-Verein, alſo die berufenſte Corporation der Stadt Wien, 
in dieſer Richtung gefaſst hat. Es wurde am 29. April 1893 
einſtimmig in der Vollverſammlung des Ingenieur- und Architekten— 
Vereines die Reſolution gefaſst: „Der Ausſchuſs hält es nach dem 
gegenwärtigen Stande der Technik für das einzig Richtige, wenn 
das dem eigentlichen Stadtverkehr dienende Geſammtbahnnetz für 
elektriſchen Betrieb eingerichtet wird; bei den wichtigen und 
frequenteſten Localſtrecken der Hauptbahnen Franz Joſef-Bahn, 
Weſtbahn, Südbahn wäre der gemiſchte Betrieb, der Dampf- und 
elektriſche Betrieb, anzuſtreben.“ 

Ich ſchließe und danke für die mir gewährte Aufmerkſamkeit, 
aber ich bitte, mich auch inſofern für die angenehme Mühe, dies 
ausgeführt zu haben, dadurch zu belohnen, daſs Sie den Antrag 
des Herrn Dr. Huber annehmen. (Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Stern: Meine Herren! Ich bin bezüglich 
der Conceſſionsverleihung anderer Meinung als mein unmittelbarer 
Herr Vorredner und auch anderer Meinung als der Herr Referent. 
In dem uns vorliegenden Antrage des Herrn Referenten wird die 
Frage, ob die Conceſſion einer Erwerbsgeſellſchaft übertragen, 
oder ob ſie von der Stadt Wien erworben werden ſoll, ganz 
einfach mit Stillſchweigen übergangen, ſo, als ob ein Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſs vom 27. Mai 1892, in welchem ſich der Gemeinde— 
rath ausdrücklich dagegen ausgeſprochen hat, daßs die Conceſſion 
für die Localbahnen an die Firma Krauß & Comp. oder über— 
haupt an eine Geſellſchaft ertheilt werde und in welchem Beſchluſſe 
gejagt wurde, daſs dieſe Conceſſion vielmehr von der Stadt Wien 
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erworben werden, oder dafs von ihr wenigſtens die anbahnenden 
Schritte geſchehen ſollen, als ob dieſer Gemeinderaths - Beſchluſs, 
ſage ich, gar nicht exiftieren würde. Der Herr Referent hat in 
feinem mündlichen Expoſé ganz kurz und mit wenigen Worten 
darauf verwieſen, indem er ſagt: das iſt ja ganz ausgeſchloſſen, 
daſs die Stadt Wien ein ſolches Geſchäft macht, daßs die Stadt 
Wien eine ſolche Bau- und Betriebsconceſſion erwerben könnte — 
und er hat dann auch auf das Beiſpiel von Berlin hingewieſen, 
welches Beispiel nach der Anſchauung des Herrn Referenten nicht 
ſehr ermuthigend fein ſoll. 

Was den erſten Hinweis des Herrn Referenten betrifft, dass 
es ja ausgeſchloſſen ſei, dafs ſich eine Stadt wie die Stadt Wien 
überhaupt damit befaſſe, eine derartige Bau- und Betriebsconceſſion 
zu erwerben, jo mußs ich ſagen, dafs ich hier allerdings andere 
Autoritäten anzuführen vermag, welche gerade in dieſem Punkte 
einer anderen Meinung ſind. 

Ich verweiſe darauf, dafs in den Debatten, die im Ab⸗ 
geordnetenhauſe ſtattfanden, gerade als es ſich darum handelte, 
dafs dieſe Localbahnen im Wege der Coneeſſion vergeben werden 
und nicht von der Verkehrs-Commiſſion gebaut und betrieben 
werden ſollen, der Handelsminiſter ſelbſt darauf hinwies, daſs 
jetzt Stadtbahnen von Städten betrieben werden, und es ſcheint 
mir in dieſer Bemerkung allerdings auch ein deutlicher Hinweis 
darauf zu liegen, dafs die Stadt Wien ſich um den Bau und 
Betrieb dieſer Localbahnen bewerben könnte. 


Es iſt aber überhaupt auch bei dieſer Debatte, und zwar auch 
von Abgeordneten unſerer Seite, als ein für die Stadt Wien 
beklagenswertes Ereignis angeſehen worden, dass dieſe Localbahnen 
von einer Privatgeſellſchaft gebaut und betrieben werden ſollen. 
Ich nenne zwei hervorragende Abgeordnete unſerer Partei, die 
Abgeordneten Sueß und Baron Sommaruga, welche ſich 
gerade in der Richtung in der allerentſchiedenſten Weiſe dagegen 
ausſprachen und darauf hinwieſen, welchen Nachtheilen die Stadt 
Wien dadurch entgegengehen könne und vorausſichtlich auch ent— 
gegengehen werde, wenn der Bau dieſer Bahnen einer Privat⸗ 
geſellſchaft übertragen wird. Es ift auch von anderer Seite — ich 
reproduciere nur einige weſentliche Punkte aus der Debatte, die 
im Abgeordnetenhauſe gerade bei dem Anlaſſe ſtattfand, als 
davon geſprochen wurde, dafs die Bahnen nicht von der Verkehrs⸗ 
Commiſſion betrieben werden ſollen — unter anderem geſagt 
worden: Ja, eine Privatgeſellſchaft, die könne ſich leichter der Zu— 
muthungen erwehren, welche an ſie geſtellt werden. Und es ft 
darauf mit Recht entgegnet worden, und zwar gerade von den 
von mir vorher erwähnten beiden Abgeordneten unſerer Partei, 
daſs gerade hierin ein großer Nachtheil liege, daſs einer Privat⸗ 
geſellſchaft geſtattet werde, Bahnen im Herzen von Wien zu bauen, 
Bahnen, welche unbedingt eine bedeutende Umgeſtaltung der Stadt 
Wien nach ſich ziehen werden. 


Der Herr Referent hat, wie ich bereits früher erwähnte, auch 
auf das Beiſpiel von Berlin verwieſen und auseinandergeſetzt, dass 
die Berliner Stadtbahn — ich glaube, er hat es ſo geſagt — 
1·2 Percent Erträgnis liefert. Er hat uns aber nicht auseinander: 
geſetzt, unter welch weſentlich verſchiedenen Verhältniſſen die Berliner 
Stadtbahn gebaut wurde und wie weſentlich verſchieden dort die 
Verhältniſſe ſind. Da ſei es mir geſtattet, Ihnen nur einige 
wenige vergleichende Ziffern vorzuführen. Die Berliner Stadtbahn 
werurſachte einen Koſtenaufwand von 72,000.00 Mark, das ſind 
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rund 43,000.000 fl. Die Wiener Localbahnen — von denen ſpreche 
ich allein — find incluſive der Intercalarzinſen, wobei die Inter— 
calarien bis zum Jahre 1898 gerechnet ſind, nämlich bis dahin 
ſind aus dem zu verwendenden Capitale die Zinſen zu bezahlen, 
mit einem Koſtenaufwande von 23½ Millionen Gulden veran— 
ſchlagt. Die Berliner Stadtbahn hat eine Länge von 12145 km, 
ſo daſs auf den Kilometer Bahn ein Baukoſtenbetrag von 
3:6 Millionen Gulden entfällt. Die Wiener Localbahn hat eine 
Länge von 17˙13 km, jo dafs auf den Kilometer ein Baukoſten⸗ 
betrag von 1˙4 Millionen Gulden, alſo ungefähr zwiſchen der 
Hälfte und ein Drittel der Koſten per Kilometer entfällt. Würde 
auf Grund dieſer Baukoſten-Capitalſumme das percentuelle Er— 
trägnis umgerechuet, ſo würden ſich dann unter der Vorausſetzung 
einer gleichbleibenden Frequenz allerdings die Ziffern von 1˙2 Percent 
auf mehr als zwiſchen 3 und 4 Percent ſtellen. Das ſind auch die 
Anſichten und die Berechnungen, welche uns allerdings nicht von 
Seite des Herrn Referenten vorgetragen wurden, obgleich ſie uns 
beim vorliegenden Referate hätten vorgetragen werden ſollen, aber 
das ſind die Berechnungen, welche auf Grund von Mittheilungen, 
welche Se. Excellenz der Herr Handelsminiſter im Abgeordnetenhauſe 
machte, dieſem vorgelegen find. Se. Excellenz der Herr Handelsminiſter 
ſagte im Abgeordnetenhauſe wörtlich: „Man berechnet das Er— 
trägnis der Wiener Bahnen, Haupt- und Localbahnen, auf Grund 
eingehender Berechnungen“ — ich wiederhole die Worte, welche 
dort gebraucht wurden — „mit 2 bis 3 Percent, wobei auf die Haupt⸗ 
bahnen ein minderes, auf die Localbahnen ein größeres Erträgnis 
entfallen dürfte, das heißt alſo auf den einen 1 bis 2, auf den 
zweiten 3 bis 4 Percent.“ Wenn alſo hier die Verhältniſſe von 
Berlin erwähnt wurden, ſo wäre es, glaube ich, doch angezeigt 
geweſen, daſs auch dieſe Vergleiche zwiſchen Wien und Berlin 
gemacht werden. 

Eines iſt allerdings richtig, dajs, wenn wir uns mit ſo großen 
Projecten befaſſen wollten, die Durchführung nicht in der Weiſe 
geſchehen kann, dass die Verwaltung ſolcher Objecte in einer bureau— 
kratiſchen Weiſe durch Magiſtrat, Stadtbauamt, Buchhaltung, Re— 
ferenten, Stadtrath und Plenum des Gemeinderathes geführt wird, 
Sondern dafs bei ſolchen Dingen eine ganz andere, eine kaufmänniſche, 
eine techniſch-kaufmänniſche Verwaltung platzgreifen muſs. Allein 
das wird immer der Fall ſein, wenn wir dazu kommen werden, 
irgend größere Unternehmungen in die Hand zu nehmen, und es 
iſt ganz gewiss, daſs wenn wir einmal daran gehen werden, eine 
communale Gasanſtalt zu begründen oder eine communale Spar⸗ 
caſſa zu errichten, ebenfalls nicht jener bureaukratiſche Gang, 
sondern ein techniſch⸗kaufmänniſcher Geſchäftsgang in allen dieſen 
Unternehmungen eingeführt werden muss. 

Wenn es ſich aber darum handelt, welche Unternehmungen 
geeignet ſind, von einer Gemeinde, wie es die Gemeinde Wien iſt, 
in die Hand genommen zu werden, möchte ich zweierlei Geſichts— 
punkte hervorheben. 


Der eine iſt, dafs es ein bedeutendes, großes Unternehmen 
und kein kleines ſein darf, und der zweite noch weſentlichere 
Geſichtspunkt iſt, dafs es ein monopoliſtiſch betriebenes Unternehmen 
fein muſs, nicht ein ſolches, wobei anderen Geſchäftsleuten, Steuer— 
trägern irgendwie von Seite der Commune Wien Concurrenz 
gemacht wird. 

Das iſt nun gerade bei einer Localbahn, überhaupt bei einer 
Eiſenbahn der Fall. 
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Ich habe mich deshalb fo beſcheiden verhalten, weil der Gemeinde— 


welche außerordentliche Begünſtigungen in der vorliegenden Con-Wrath immer in einer Zwangslage war, weil bei jeder Vorlage 


ceſſion dem Unternehmer eingeräumt werden. 

Ich ſehe dabei ab von der Befreiung von Stempeln und 
Gebüren, von der Befreiung von dem Fahrkartenſtempel auf die 
Dauer von 30 Jahren, ich ſehe ab davon, daſss eine 30jährige 
Steuerbefreiung gewährt wird, welche nicht nur die Staats-ſſondern 
auch die Landes- und Wiener Communalſteuern umfasst. Aber eine 
ungemein wichtige Begünſtigung iſt, daſs darin unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen die unentgeltliche Abtretung von Grund und Boden und 
die unentgeltliche Einräumung von Servituten bedungen iſt; noch 
wichtiger ift, daſs für den Einlöſungspreis im § 20 der Conceſſion 
ebenfalls eine weit günſtigere Bedingung geſtellt iſt, daſs nämlich 
der Einlöſungspreis für den Fall, als der Staat die Bahn nach 
einer gewiſſen Dauer einlöst, dieſe à raison von 4 Percent ge— 
nommen wird, während bisher 5 Percent üblich waren, und infolge 
deſſen der Einlöſungspreis das 25fache betragen wird, während 
bei den früheren Conceſſionen immer nur der 20fache Ertrag capitali— 
ſiert wurde. 

Es iſt nun vorauszuſehen, das erhellt auch aus den vor— 
liegenden Conceſſionsbedingungen, da die Schulden, welche hier 
aufgenommen werden, eiſenbahnbücherlich intabuliert werden, dass 
alſo die Geldbeſchaffung im Wege einer eiſenbahnbücherlich intabu— 
lierten Schuld geſchieht. Wenn wir uns das vor Augen halten 
und ebenſo den Credit, welchen die Stadt Wien genießt und deſſen 
ſie ſich in vollſtem Maße zu erfreuen allen Grund hat, wenn wir 
weiter in Erwägung ziehen, dafs auch eine pfandweiſe Sicherſtellung 
gegeben iſt, dafs es ſich im vorliegenden Falle bei der Geld— 
beſchaffung um ein Pfanddarlehen handeln wird, ſo iſt für mich 
jeder Zweifel ausgeſchloſſen, daſs von einer 4percentigen Verzinſung 
und Amortiſation keine Rede ſein, vielmehr die Geldbeſchaffung 
eine billigere ſein wird. 

Handelt es ſich nun um die Rentabilität dieſer Bahn, jo 
mache ich aufmerkſam, dafs im $ 10 der Conceſſionsurkunde nicht 
wie in anderen Conceſſionen beſtimmte Fahrpreiſe normiert ſind, 
Sondern dass es ausdrücklich heißt, und das iſt ja im vorliegenden 
Falle mit Rückſicht auf die Neuheit des Unternehmens vollſtändig 
gerechtfertigt, daſs eine ausreichende Rentabilität geſichert werden 
Soll, dafs nämlich die Fahrpreiſe vom Miniſterium derart beſtimmt 
werden, dass fie eine ausreichende Rentabilität ſichern. Alle dieſe 
Umſtände können mich nun zu keiner anderen Meinung bringen, 
als dais es angezeigt wäre, dass allerdings die Stadt Wien um 
die Conceſſion zum Baue und Betriebe der Bahn einſchreitet. Ich 
werde aus dem Antrage, welchen ich ſtellen werde, alle, ich möchte 
ſagen, agitatoriſchen Elemente weglaſſen, ſondern ſtelle einfach den 
Autrag, „der Gemeinderath, in Feſthaltung ſeines Beſchluſſes vom 
27. Mai 1892, ſpricht ſich gegen die Verleihung der Conceſſion 
für die Localbahnlinien an die Dampftramwah-Geſellſchaft vormals 
Krauß & Comp. aus, beſchließt vielmehr, um die Verleihung 
der Conkeſſion zum Baue und Betriebe dieſer Bahnen an die 
Stadt Wien einzuſchreiten und richtet an den Herrn Bürgermeiſter 
das Erſuchen, dieſerhalb mit der hohen Regierung in Verhandlung 
zu treten.“ Ich empfehle Ihnen, meine Herren, dieſen Antrag zur 
Annahme. 

Gem.-Nath Herrdegen: Sehr verehrte Herren! Ich habe 
bisher in Sachen der Wiener Verkehrsanlagen nur ein einziges— 
mal das Wort ergriffen, obwohl ich vermöge meines Berufes doch 
ſagen kann, dass ich immerhin Einiges von dem Verkehre verſtehe. 


man ſich ſagen musste, man müſſe bedingungslos für die Sache 
ſtimmen oder ſich darauf beſchränken, lediglich Wünſche zu äußern. 
Ich, für meinen Theil, bin kein Freund davon, mich auf einen 
Wunſch zu beſchränken; denn Wünſche können eben unberückſichtigt 
bleiben, und das iſt meiner Meinung nach etwas, was dem Ge— 
meinderath nicht vollkommen entſpricht. 

Wenn ich nun heute das Wort ergreife, und zwar als pro— 
Redner, ſo geſchieht das aus einer beſtimmten Urſache. Ich bin 
immer ein Anhänger davon geweſen, dafs derartige Unternehmungen, 
alſo namentlich große Verkehrsunternehmungen, auch wirklich in 
der Hand des Staates vereinigt werden. Dieſe meine Meinung 
habe ich auch heute und werde ſie auch in dieſer Sache nicht 
ändern. Ich habe mich aber deshalb als pro-Redner einſchreiben 
laſſen, weil in der bisherigen Debatte nach meiner Meinung jo 
viel unrichtige Argumente vorgebracht wurden und — es iſt mir 
wohl erlaubt, es zu ſagen — ſo viele Übertreibungen ausgeſprochen 
wurden, dass ich mehr pro als contra in dieſem Falle ſein kann. 
Ich möchte mich wohl enthalten, darüber zu ſprechen, was hier 
richtiger iſt, Privatunternehmung und Privatbetrieb oder Staats- 
unternehmung und Staatsbetrieb. Im Princip bin ich zweifellos 
für den Staatsbetrieb; dass es aber gewiſſe Unternehmungen gibt, 
welche vernünftigerweiſe und im Intereſſe der Bevölkerung nicht 
vom Staate ſelbſt unternommen werden können, iſt klar. 

Weiters iſt es wohl gewiſs richtig, daj3 eine Menge von 
Unternehmungen gar nicht zur Ausführung gelangen würde, wenn 
man lediglich den Staat als Unternehmer ſich denkt und vorhält, 
namentlich aber ganz beſonders bei einem Staatsweſen, wie das 
öſterreichiſche es iſt. Anderswo iſt die Bevölkerung durch ein 
gemeinſames Band, durch ihren Nationalgeiſt auf eine Intereſſen— 
gemeinſchaft gebracht, bei uns aber iſt das, was anderswo bindend 
iſt, das trennende Element; unſere Staatsgewalt iſt jedenfalls 
dadurch bedeutend geſchwächt, dajs wir es mit einer Unzahl von 
Nationalitäten zu thun haben, mit einem particulariſtiſchen Geiſte, 
der trennend, nicht vereinigend wirkt. Es iſt nun ſehr fraglich, ob 
der Staat wirklich in der Lage geweſen wäre, dieſe Unternehmung 
und dieſe Stadtbahn auf eigene Rechnung auszuführen. Ich glaube, 
es würde das ſehr große Schwierigkeiten verurſacht haben. Ich 
habe bereits erwähnt, ich bin im Principe dafür, und wenn wir 
uns nun vorhalten, zu welchem Zwecke der Entwurf der Conceſſion 
und die Bedingniſſe dazu überhaupt im Gemeinderathe vorgelegt 
wurden, dann glaube ich, müſſen wir uns doch geſtehen, daſs es 
nicht deshalb geſchehen iſt, damit ſich der Gemeinderath ausſprechen 
könne, ob er damit einverſtanden ſei, daſs die Conceſſion an 
Krauß & Comp. oder an irgend jemand anderen verliehen 
werde. Das iſt gewiss nicht der Zweck. Der Zweck iſt lediglich 
der, daſs der Gemeinderath Gelegenheit erhalte, über den Inhalt 
der Conceſſion und der Bedingniſſe ein Urtheil abzugeben. Ich 
glaube nun, wenn ſich der Gemeinderath im Principe gegen die 
Verleihung der Conceſſion an Krauß & Com p. ausſpricht, daun 
bleibt dem Gemeinderathe (Unruhe) — es iſt eine ſolche Unruhe, 
daſs ich mich kaum ſelbſt verſtehe — nichts anderes übrig, als 
ſelbſt um die Conceſſion einzuſchreiten. Das iſt der einzige Weg. 
Zu erklären, wir wollen um keinen Preis, dafs die Conceſſion au 
Krauß & Comp. verliehen wird, das hat nach meiner An— 
ſchauung gar keinen praktiſchen Wert. Ja, es erſcheint mir als 
ausgeſprochene Competenzüberſchreitung des Gemeinderathes; denn 
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die Conceſſion hat nicht der Gemeinderath zu verleihen, er kann 
auf die Verleihung keinen Einfluſs nehmen. Nun wurde ja ſchon 
einmal im Gemeinderathe ein Beſchluss gefasst, der dahin gegangen 
iſt, die Commune möge ſelbſt um die Verleihung der Conceſſion 
einſchreiten. Ich ſtehe auch heute noch auf demſelben Standpunkte. 
Ich werde für den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern 
ſtimmen, der mir vollkommen entſpricht. Denn ich glaube, wenn 
Sie auch gewiſſe Bedenken, auf die ich noch ſelbſt zurückkommen 
werde, nämlich dagegen, dafs die Commune ſelbſt das Unternehmen 
in die Hand nehmen ſoll, immerhin ausſprechen laſſen, ſo iſt 
andererſeits zweifellos, dafs wieder ſehr viele Gründe dafür ſprechen, 
und zwar Gründe von ganz beſonderer Bedeutung. 

Nun möchte ich aber darauf zurückkommen, dafs man nach 
meiner Auffaſſung den Inhalt des Conceſſions-Entwurfes ſehr 
falſch beurtheilt hat. Vor allem läſst ſich dieſer Conceſſions-Ent— 
wurf nicht vergleichen mit der Conceſſion für eine Localbahn. 

Das iſt ein etwas unglücklich gewählter Ausdruck. Zwiſchen 
einer Localbahn, die dieſen Namen verdient, und den Stadtbahn— 
linien, die hier zur Ausführung kommen ſollen, iſt ein rieſiger 
Unterſchied. Hier eine Vergleichung ziehen, kann zu nichts anderem 
führen, als zu durchaus falſchen Prämiſſen. 

Es wurde nun geſagt, es ſei noch gar keine Conceſſion er— 
theilt worden, welche ſo außerordentlich leichte und günſtige 
Bedingungen für die Unternehmung enthalten hätte, wie dieſe 
Conceſſion. 

Ich habe das nicht gefunden; im Gegentheile, ich finde, dass 
dieſe Conceſſion ſehr ſchwere Bedingungen für die Unternehmung 
enthält — ſehr ſchwere Bedingungen — und wenn etwas imſtande 
wäre, mich grundſätzlich von der Auffaſſung und dem Wunſche 
zurückzubringen, dafs die Commune Wien den Betrieb ſelbſt über— 
nehme, ſo wären es gerade dieſe ſchweren Bedingungen, welche die 
Conceſſion enthält. Auch von den günſtigen Bedingungen habe 
ich ſehr wenige gefunden. 

Die einzige günſtige Bedingung liegt im § 21, dass man 
nämlich, wenn eine fünfpercentive Verzinſung des Capitales erzielt 
wird, nur ein Zehntel an die Verkehrs⸗Commiſſion abzugeben hat, 
und von dem 6 Percent überſteigenden Gewinn 25 Percent. 
Das, wurde nun geſagt, ſei deshalb ganz außerordentlich günſtig, 
weil man bei anderen Localbahnen eine ähnliche Beſtimmung ſchon 
auf eine 4percentige Verzinſung baſiert hat. 

Das iſt ein falſcher Schluſs. Es liegen hier ganz andere 
Umſtände vor, und die Privatunternehmung oder die Commune, 
oder wer immer die Bahn bauen wird, nimmt ein ſehr großes 
Riſico auf ſich. 

Dieſem großen Riſico müſſen nun auch größere Chancen, 
Ertragschancen, offen gehalten werden. Das iſt nach meiner Auf— 
faſſung die einzige Urſache, warum man hier überhaupt von einer 
höheren Verzinſung ſpricht. Nun iſt das Miſssliche bei der ganzen 
Sache namentlich das, dajs, wie jedem von uns klar iſt, von den 
zur Ausführung kommenden Linien der Stadtbahn nur die wirklich 
ertragsfähig werden können, welche an die Firma Krauß N Comp. 
vergeben werden ſollen. Das iſt vollſtändig richtig. Die Ausſicht, 
ertragsfähig zu werden und vielleicht ein gutes Erträgnis zu 
liefern, haben factiſch nur die Wienthallinie und die Donaucanal— 
linie, vielleicht auch die Rennweglinie. Anders ſteht es ſchon mit 
der inneren Ringlinie. Ich glaube nicht, daſs Sie, wenn Sie 
ein wenig darüber nachdenken, der Meinung ſein können, es ſei 
eine Ausſicht vorhanden, die innere Ringlinie, welche gewijs koloſſal 
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viel koſtet, rentabel zu machen. Nun iſt — und ich glaube mich 
recht zu erinnern — von Herrn Dr. Lueger im Stadtrathe ein 
Antrag geſtellt worden, der nach meiner Meinung ganz das Richtige 
getroffen hat. Es wurde eingeſehen, dafs fich höchſtwahrſcheinlich 
der Gemeinderath nicht entſchließen wird, ſelbſt um die Conceſſion 
einzuſchreiten, und daſs der Gemeinderath nicht in der Lage 
fein wird, zu verhindern, dass die Conceſſion an die Firma 
Krauß & Comp. ertheilt wird. Wenn man nun das 
eine nicht will und das andere nicht verhindern kann, ſo möge 
man wenigſtens durchſetzen, das die Firma Krauß & Comp. 
auch noch andere Linien baut, welche auf Ertragsfähigkeit gar 
keine Ausſicht haben, deren Ausführung jedoch im zweifelloſen 
Intereſſe der Bevölkerung liegt. So hat Herr Dr. Lueg er mir 
eigentlich einen Antrag weggeſchnappt — denn den habe ich mir 
damals ſchon notiert gehabt — dadurch, dajs er vorſchlug, was 
auch der Stadtrath angenommen hat, es möge in dieſe Conceſſion 
ein Punkt 5 aufgenommen werden, dahin gehend, daßs die Firma 
Krauß & Comp. abzweigend von der inneren Ringlinie die Linie 
Dornbach-Pötzleinsdorf auszubauen hat. Es wurde hier wieder— 
holt geſagt, wir bekommen eigentlich keine Stadtbahn, weil der 
Bevölkerung keine Linie zur Verfügung ſteht, die es ihr möglich 
macht, von der Peripherie der Stadt in das Innere der Stadt 
zu fahren, und zwar raſch, ohne Umſteigen u. ſ. w. Was wäre 
eine ſolche Linie und eine Linie, an die ſich große Intereſſen der 
Bevölkerung knüpfen. Nach meiner Meinung iſt das ein ſehr 
guter Antrag geweſen, und ich freue mich darüber, dass er auch 
vom Stadtrathe vertreten wird. 

Nun will ich noch einmal auf die Conceſſionsbeſtimmungen 
zurückkommen, die man als ſehr leicht geſchildert hat, die ich aber 
in vielen Punkten ſtreng finde, berechtigt ſtreng natürlich. Denken 
Sie nur an das eine, dafs im §S 13 vorgeſehen wird, die Unter: 
nehmung habe zu jeder Zeit, ſobald das Handelsminiſterium nach 
den Fortſchritten auf elektrotechniſchem Gebiete es für angezeigt 
hält, die auf Dampfbetrieb eingerichteten Linien auf elektriſchem 
Betrieb umzuconſtruieren. Meine Herren! Wer ein biſschen Ein— 
blick hat, wird ſich jagen müſſen, daſs das eine ſehr ſchwere, die 
finanzielle Seite außerordentlich berührende Beſtimmung iſt. Und 
dafs dieſe Beſtimmung gehandhabt werden wird, wenn überhaupt 
der Locomotivbetrieb zur Einführung gelangt, wird, glaube ich, 
durch die Wünſche und das energiſche Auftreten der Bevölkerung 
ſelbſt verbürgt werden. Denn meine Meinung geht auch dahin, 
daſs der Dampfbetrieb fi) nicht halten wird, dajs er für die 
Stadtbahn, ſo wie ſie zur Ausführung gelangt, ungeeignet ſein 
wird. Schwere Bedingungen ſind auch hinſichtlich des Baues ſelbſt, 
hinſichtlich des Unter- und des Oberbaues vorhanden. Ich erinnere 
daran, dais ein eiſerner Oberbau gefordert wird, der bedeutend 
höher kommt als die hölzernen Schwellen, dass überall das beſte 
Material, die ſchwerſten Stahlſchienen gefordert werden; ich erinnere 
an die Ausrüſtung, an die gedeckten Doppelperrons — ſelbſt— 


verſtändlich eine Nothwendigkeit, die aber das Anlagecapital der 


Bahn ſehr in Anſpruch nimmt. Ferner werden Aufzüge, ſehr 
complicierte und dem neueſten Stande der Technik entſprechende 
Signaliſierungsvorrichtungen, weiters eine zweite Sprechleitung 
u. ſ. f. vorgeſehen. Und dann welcher Wagenpark! 15 Perſonen⸗ 
wagen per Kilometer. Es iſt mir leider nicht gelungen, in der 
kurzen, mir zur Verfügung ſtehenden Zeit das Materiale zu ver— 
ſchaffen; es wäre intereſſant, feſtzuſtellen, welcher Wagenpark z. B. 
von den Staatsbahnen in der Linie Wien — Purkersdorf an Sonn— 
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und Feiertagen zur Verwendung kommt. 15 Wagen per Kilometer 
iſt ein ſehr hoher Wagenſtand. Dann per zwei Kilometer fünf 
Locomotiven! Außerdem haben wir verſchiedene andere Einrichtungen, 
vor allem anderen die Coaksfeuerung, die Sicherung gegen Funken— 
flug, die Conſtruction zur möglichſten Beſeitigung des Geräuſches 
u. ſ. w.; das ſind alles Vertheuerungen, welche deshalb geſchaffen 
wurden, weil das Handelsminiſterium denn doch die Intereſſen der 
Bevölkerung zu wahren geſucht hat. 

übrigens werden Sie zugeben, daſs der Conceſſionsentwurf 
und die Bedingniſſe zu demſelben ganz entſchiedene, ja in gar 
keiner anderen Conceſſion vorfindliche Beſtimmungen enthalten 
hinſichtlich des Einfluſſes auf die Betriebseinrichtungen, auf die 
Anzahl der Züge u. ſ. w. Ich glaube nicht, dajs Sie in der Lage 
ſein werden, eine andere Conceſſionsurkunde aufzufinden, die der— 
artige Beſtinmmungen enthält. Die Unternehmung hat ſich be— 
dingungslos zu unterwerfen; die Regierung kann zu jeder Zeit 
decretieren: ſo und ſo viele Züge u. ſ. w. bis zur äußerſten Aus— 
nützung der Einrichtungen und Fahrbetriebsmittel. 

Ich kann nur das eine ſagen: Wenn man die Sache vor— 
urtheilsfrei beurtheilt und einigen Einblick hat, der doch nicht 
jedermann möglich iſt, jo muſs zugegeben werden, daßs hier eine 
Protection in dem Conceſſionsentwurfe nicht zum Ausdruck ge: 
kommen iſt und daſßs die Conceſſionsbeſtimmungen ſolche find, 
welche, wenn ſonſt der Gemeinderath vollſtändig geneigt wäre, 
ſelbſt um die Conceſſion einzukommen, denſelben vielleicht mit 
einigem Rechte ſtutzig machen würden. 

Ich komme nun mit wenigen Worten zu dem Antrage des 
Herrn Dr. Huber, welcher übrigens von einem Fachmanne vom 
Range des Baurathes Kareis beſprochen wurde. Das iſt ganz 
klar, daſs es außerordentlich wünſchenswert wäre, den elektriſchen 
Betrieb einzuführen aus Gründen, die wir alle kennen. Er iſt 
jedenfalls der bequemſte, er bietet am meiſten Sicherheit, viel 
mehr Sicherheit als der Dampfbetrieb; es können die Züge viel 
raſcher zum Stehen gebracht werden, als beim Locomotivbetrieb, 
die Reinheit der Luft — es ſollen ja ſehr viele Strecken als 
Untergrundbahnen zur Ausführung gelangen — das alles ſind 
Umſtände, welche den elektriſchen Betrieb außerordentlich wünſchens— 
wert erſcheinen laſſen. Dass ſich das Handelsminiſterium auch mit 
dieſer Frage ſehr beſchäftigt hat, beweist eben § 13 der Concefjions- 
bedingniſſe ſelbſt. Ich habe mir nun die Frage vorgelegt: Welche Gründe 
mag das Handelsminiſterium gehabt haben, den elektriſchen Betrieb 
nicht gleich von verneherein zu decretieren? Und da bin ich zum 
Schluſſe gekommen — die Erkundigungen, die ich bei Fachmännern 
eingeholt habe, gehen auch dahin — daſs der Grund hiefür nur 
der ſein kann, daſs man ein gewiſſes Bedenken hat, dass heute die 
Fortſchritte auf elektrotechniſchem Gebiete noch nicht ausreichen, 
um auf einer Bahn von dieſer Größe und Bedeutung, mit dieſen 
Terrainſchwierigkeiten ꝛc. ſofort den elektriſchen Betrieb einzurichten. 
Man kann ſich nun auch die Frage vorlegen: Hat nicht vielleicht 
das Handelsminiſterium die Abſicht gehabt, der Privatunternehmung, 
alſo der Conceſſionswerberin, günſtigere Bedingungen dadurch zu 
bieten, dass fie ihr den elektriſchen Betrieb nicht auferlegt? Nun, 
da kommt man wieder zu dem Schluſſe: Der elektriſche Betrieb 
iſt, ſoviel ich weiß, nach dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft 
nicht theuerer als der Dampfbetrieb, wohl aber ſind es die erſten 
Anlagen, welche ein höheres Capital erfordern. Es wird alſo mehr 
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für das Handelsminiſterium den Ausſchlag gegeben haben ſollte, 
von der Decretierung des elektriſchen Betriebes abzuſehen, das 
mus ich denn doch ſehr bezweifeln. Denn die Höhe des Capitals 
hat nicht jene große Bedeutung, wie die billigere Einrichtung des 
Betriebes. Denken Sie ſich, dass die Stadtbahn ihre Locomotiven 
nicht mit beliebigen Kohlen wird ſpeiſen können, denn ſie braucht 
den theueren Coaks — und dass ſie vieles anderes erſparen wird, 
wenn ſie den elektriſchen Betrieb einrichtet, der ſich in jeder Be— 
ziehung billiger geſtaltet. Alſo ich komme zu dem Schluſſe, dass 
das Handelsminiſterium nur Bedenken gehabt haben kann, ob die 
elektrotechniſchen Einrichtungen für den Moment ſchon paſſen; ja, 
um noch einmal darauf zurückzukommen, ſage ich: Es iſt eine viel 
ſchwerere Bedingung, wenn man ſagt: Du mujst zu jeder Zeit, 
wenn ich — das Handelsminiſterium — es will, die auf Dampf— 
betrieb eingerichtete Bahn auf elektriſchen Betrieb umconſtruieren. 
Alſo auch in dieſem Punkte — mufs ich ſagen — finde ich nicht, 
daſs das Handelsminiſterium Protection gegenüber Krauß 
& Comp. geübt hat. 

Etwas anderes wird es allerdings ſein mit den ſogenannten 
ſchon vor Jahren erworbenen Vorrechten. Wahrſcheinlich hat 
Krauß & Comp. gewiſſe Zuſicherungen ſchon zu einer Zeit er— 
halten, wo noch an der Spitze des Handelsminiſteriums eine andere 
Perſönlichkeit als heute geſtanden hat und wo Krauß & Comp. 
die erſten Linien hier gebaut haben. 

Es wurde nun von zwei Rednern, glaube ich, auch mit 
Nachdruck hervorgehoben, dass der Gemeinderat) in ſolchen Fragen 
mehr auf ſein Pouvoir, gewiſſermaßen mehr auf ſeine Würde ſehen 
ſoll. Nun, das iſt eine Sache, welche mir, ſeitdem ich dem Ge— 
meinderathe angehöre, immer am Herzen gelegen iſt. Aber man 
kann doch über die Art und Weiſe, wie man die Würde des Ge— 
meinderathes wahrt, verſchiedener Meinung ſein; die Mittel ſind 
vielleicht nicht immer gut gewählt. Ich bin nun ganz entſchieden 
dafür und ich glaube, ſoweit mir Gelegenheit geboten war, habe 
ich es auch immer bethätigt, dass ich für die Rechte des Gemeinde— 
rathes, für unſere Rechte alſo, und dafür, daßs der gewählte Ge— 
meinderath in der Lage iſt, ſeine Pflicht gegenüber ſeinen Wählern 
zu erfüllen, auch unerſchrocken jedermann gegenüber eintrete. 
(Bravo!) 

Wenn ich nun aber ſage: man kann darüber verſchiedener 
Meinung ſein, wie man die Würde des Gemeinderathes wahrt, 
ſo möchte ich hinzufügen: in erſter Linie, glaube ich, wahrt man 
die Würde des Gemeinderathes, wahren wir unſer eigenes perſön— 
liches Anſehen gegenüber unſeren Collegen und gegenüber der Be— 
völkerung, wenn wir ſachlich find (Gem. -Rath Noske: Sehr gut!), 
wenn wir die Leidenſchaftlichkeit etwas einzudämmen ſuchen. Es 
kommt oft ein Ausbruch von Leidenſchaftlichkeit bei Fragen zu— 


tage, bei denen es eigentlich unbegreiflich iſt. Ich gehöre auch 


nicht zu den lammfrommen Leuten, ich kann auch einmal, wie 
man ſagt, aus dem Häuschen kommen, aber überall nur ſchwarz 
ſehen, überall Corruption riechen und kühne Behauptungen auf— 
ſtellen, ohne auch nur eine begründen zu können, das iſt etwas, 
was meinem Weſen nicht zuſagt. Dann, glaube ich, gibt es noch 
eine andere Bedingung, ein anderes Kriterium für die Wahrung 
der Würde des Gemeinderathes; das iſt nach meiner Meinung: 
der Gemeinderath ſoll ſich nichts wegnehmen laſſen, was ihm ge— 
hört, keine Frage außerhalb ſeines Kreiſes erledigen laſſen, welche 


Capital erfordert, um ſofort die Bahn auf elektriſchen Betrieb in den Gemeinderath gehört, er ſoll aber auch ſeine Competenz 
einzurichten, als auf den Dampfbetrieb. Ob dieſes eine Moment nie überſchreiten; denn dadurch gibt er ſich eine Blöße und das 
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würden wir thun, wenn wir im Sinne des Autrages Steiner 
den Beſchluſs faſſen würden, die Conceſſion dürfe an Krauß 
K Comp. nicht ertheilt werden. Das iſt eine Sache, welche dem 
Gemeinderathe nicht obliegt, wo der Gemeinderath ein Votum 
nach meiner Meinung nicht hat. 

Iſt aber die Mehrheit dagegen, daſs Krauß & Comp. 
die Conceſſion bekommt, dann faſſen wir Muth und ſtimmen wir 
alle dafür, daſs die Commune Wien ſelbſt um die Conceſſion ein- 
ſchreitet. Das wäre eine richtige, das wäre eine würdige Löſung. 
(Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Beutnitz (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir, Schlufs der Debatte zu beantragen. Ich glaube, daſs es ſehr 
nothwendig iſt, dass wir heute fertig werden, ſonſt können wir 
morgen aufſtehen und in der Zeitung leſen, dass die Regierung 
über unſere Köpfe hinweg bereits die Conceſſion ertheilt hat. 

Vice-Bürgermeiſter Pr. Nichter: Es iſt Schluſs der De— 
batte beantragt worden. Ich bitte jene Herren, welche dem Autrage 
zuſtimmen, die Hand zu erhehen. (Geſchieht.) Angenommen. 

Vorgemerkt find contra: die Herren Gem.-Räthe Sebaſtian 
Grünbeck, Jedliéßka, Dr. Geßmann, Buſchan und 
Eigner. 

Pro: die Herren Gem.-Räthe Dr. Mittler, Dr. Nechanskh, 
Röhrl, Matzenauer, v. Stummer, Kareis und Dr. 
Huber. | 

Zur Worte gelangt Herr Gem. Rath Sebaſtian Grünbeck. 

Gem.-Nath Cuſiſch (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
mir erlauben, die Wahl von Generalrednern zu beantragen. 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Ich habe ſchon das Wort, 
der Herr Vice-Bürgermeiſter hat es mir ſchon ertheilt. Ich werde 
übrigens ganz kurz ſein. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Nachdem Herr Gem. 
Rath Grünbeck geſprochen haben wird, werde ich den Antrag 
auf Wahl von Generalrednern zur Abſtimmung bringen. 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Ich verſpreche den Herren, 
ſehr kurz zu ſein, damit das ſehr geehrte Präſidium abſolut nicht 
in Verlegenheit kommt. 

Beim Durchleſen der Conceſſion ſieht man eigentlich immer 
nur Vortheile für die Geſellſchaft, und leider ſind Bedingungen 
darin, die immer nur für das Großcapital ſprechen. Von jener 
Seite drüben (rechts) iſt bemerkt worden, dass es gerade bei derlei 
Angelegenheiten immer heißt, die Geſellſchaft wird ohnedies darauf⸗ 
zahlen. Nun, wenn wir das im vorhinein ſagen, ſo wird es 
nächſtens vielleicht nothwendig ſein, einen Preis auszuſchreiben, 
damit überhaupt eine Geſellſchaft die Sache übernimmt. Aber die 
Geſellſchaften wiſſen das viel beſſer und wiſſen auch, dass fie 
einen genügenden Profit haben werden, und ich kann Ihnen nur 
ſagen, dieſe Geſellſchaft wird das zweite Stück einer Tramway— 
Geſellſchaft. Wie die Tramway-Geſellſchaft in zehn Monaten durch 
die Erhöhung der Tarife 410.000 fl. mehr eingenommen hat als 
im Vorjahre, fo wird es auch mit dieſer Krauß'ſchen Bahn 
werden. Wir haben da eine zweite Tramway-Geſellſchaft, die wird 
es ſehr gut verſtehen, die Tarife fo hoch zu ſtellen, daßs fie ganz 
gut darauskommt. Ich glaube alſo, der Antrag Steiner iſt 
richtig, und es wäre viel beſſer, wenn die Commune derartige 
Anſtalten übernimmt, oder auch der Staat; aber leider übernimmt 
der Staat immer nur die nothleidenden Bahnen, bei denen, die 
etwas tragen, iſt er nicht zu finden, die übergibt er einer Geſell— 
ſchaft. Das zeigt von eigenthümlichen Wirtſchaftsverhältniſſen und 
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daraus erklären ſich die verſchiedenen Deficite, weil man alles den 
Geſellſchaften überläſst. Im übrigen ſchließe ich mich dem Antrage 
Steiner an und werde für denſelben ſtimmen. (Bravo! links.) 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath Lukſch 
hat die Wahl von Generalrednern beantragt, die Herren, welche 
dafür ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) An ge— 
nommen. 

Zum Worte find vorgemerkt: pro: die Herren Gem. ⸗Räthe 
Dr. Mittler, Dr. Nechausky, Röhrl, Matzenauer, 
v. Stummer, Kareis und Dr. Huber; contra: die Herren 
Gem.⸗Räthe Jedliéka, Dr. Geßmann, Buſchan und 
Eigner. Ich bitte die Herren, Generalredner zu wählen. 

(Nach einer Pauſe:) Zu Generalrednern ſind gewählt und 
zwar pro Herr Gem. Rath Dr. Mittler, contra Herr Gem.: 
Rath Dr. Geßmann. Das Wort hat Herr Gem. Rath Dr. 
Mittler. 


Gem. -Nath Dr. Mittler: Meine verehrten Herren! Der 
Antrag, welcher eben angenommen wurde und den Schluss der 
Debatte ausſpricht, legt jedem die Pflicht auf, ſich einer möglichſten 
Kürze zu befleißen und nur in gedrängter Weiſe die Argumente 
zuſammenzufaſſen, die ſich gewiſſermaßen im letzten Augenblicke 
für oder gegen die Sache ergeben. Die geehrte Oppoſition hat 
ihre Führung in dieſer in volkswirtſchaftlicher und finanzieller 
Beziehung wichtigen Angelegenheit dem Herrn Gem. Rath Steiner 
übertragen, welcher auch in der Sitzung vom 30. Mal den Vorſtoß 
in der Sache übernommen und in der letzten Sitzung des Gemeinde— 
rathes einen Antrag geſtellt hat. Es iſt nun ſelbſtverſtändlich die 
Aufgabe aller derjenigen, welche dieſen Standpunkt bekämpfen, ſich 
mit dieſen Anträgen und deren Begründung zu befaſſen. Die 
Conceſſionsbedingungen, welche ſeitens der Regierung der Unter⸗ 
nehmung Krauß & Comp. angeboten find, werden von dem 
Antragſteller als haarſträubend, als ganz außerordentlich günſtig 
bezeichnet, was meines Erachtens einigermaßen damit im Wider— 
ſpruche ſteht, daſs von derſelben Partei an die Regierung das 
Auerbieten geſtellt wird, unter gleichen Bedingungen dieſe Conceſſion 
zu übernehmen. Es wird das Argument hervorgehoben, dafs officiel 
das Princip der Verſtaatlichung der Eiſenbahnen in unſerem gegen— 
wärtigen öffentlichen Verkehrsleben gilt. Nun, meine Herren, das 
ſteht denn doch einigermaßen im Widerſpruche mit den That— 
ſachen, insbeſondere mit dem Localbahngeſetze, das am Schluſſe dieſes 
Jahres zu Ende geht und bezüglich deſſen die Vorarbeiten für 
die Erneuerung desſelben bereits auf der Tagesordnung ſtehen. 
Durch dieſes ſeinerzeit einmal bereits verlängerte und wieder zu 
verlängernde Localbahngeſetz iſt das Princip zum Ausdruck ge— 
kommen, dass es gewiſſe Bahnunternehmungen geben kaun, welche 
der Staat in die Hand zu nehmen keine Veranlaſſung hat. Es iſt 
alſo das uur ein Schlagwort, welches, glaube ich, im gegenwärtigen 
Falle nicht zur Anwendung zu gelangen hat. Wenn die Conceſſion, 
wie ſie heute der Firma Krauß & Comp. verliehen werden ſoll 
und welche von Ihnen als höchſt günſtig für die Unternehmung 
bezeichnet wird, die der Commune Wien zu ertheilende geweſen 
wäre, ſo würde nach meiner Überzeugung von Ihrer Seite die 
Conceſſion ebenfalls bekämpft und als für die Gemeinde Wien zu 
ungünſtig hingeſtellt. werden. (Rufe links: Warum nicht gar?) 
Man kann dieſe Eiſenbahn⸗Conceſſion, welche elwas ganz Neu— 
artiges in Oſterreich iſt, gewiſs nicht mit den Conceſſionen anderer 
Localbahnen auf eine und dieſelbe Stufe ſtellen. 
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Die Localbahnen, welche der geehrte Herr Gem.-Rath Steiner 
citiert hat, ſind meines Erachtens — ich bin der Sache nachge— 
gangen — denn doch mehr oder weniger größer, eleganter aus— 
geſtattet, beſſer adjuſtierte Induſtriegeleiſe. Das iſt hier bei dieſer 
Stadtbahn nicht der Fall. Dieſe Stadtbahn unterſcheidet ſich von 
den anderen Localbahnen, und es iſt gewiss ungeſchickt geweſen, 
ſie als ſolche zu bezeichnen, in weſentlichen Beziehungen. Wenn 
Sie die Conceſſion durchleſen, fo finden Sie auf Schritt und Tritt, 
am intenſivſten im § 7 der Conceſſion, dass das eine Bahn ſein 
ſoll, welche dem ſtädtiſchen Perſonenverkehr, einer raſchen, regel— 
mäßigen und bequemen Perſonenbeförderung innerhalb des Stadt— 


gebietes zu dienen hat. Das iſt eine logiſche Vorausſetzung für 
der Stadtbahn vorgebracht worden ſind, noch ſo ſehr mäkeln, 
Momente juridiſcher, finanzieller und wirtſchaftlicher Art zurück- 


dieſe Bahn, welche auf alle bei der Bahn in Betracht kommenden 


wirken muſs. Denn, wenn eine Bahn, wie aus der Conceſſion 
erhellt, ausſchließlich für den Perſonenverkehr berechnet iſt und 
nur in gewiſſer Beziehung der Approviſionierung und nebenbei auch 
dem Frachtenverkehre dienen ſolle, daun finde ich es vollſtändig be— 
gründet, daſs gewiſſe Erleichterungen gewährt werden. Es iſt eine 
bekannte Thatſache, daſs das günſtige Reſultat einer Eiſenbahn in 
finanzieller Beziehung nicht durch den Perſonenverkehr herbeigeführt 
wird. Wir haben ja die Erfahrung gemacht, dass die Regierung 
auf dem Staate gehörigen Strecken den Verſuch gemacht hat, den 
Perſonenverkehr durch einen billigen Tarif zu outrieren. Da 
hat ſich aber herausgeſtellt, daS das gerade nicht zur erwarteten 
Erhöhung der Einnahmen geführt hat, und es muſste thatſächlich 
der herabgeſetzte Perſonentarif erhöht werden, denn die Perſouen— 
beförderung iſt nichts Billiges; ſie erfordert einen ungeheuren 
Apparat, einen ungeheuren Wechſel mit den Betriebsmitteln, ſie 
erfordert eine Anſtellung und Beſchäftigung vieler Menſchen. Das 
iſt außerordentlich koſtſpielig, und ich komme daher nochmals darauf 
zurück, für eine reine Perſonenbahn find gewiss Begünſtigungen 
am Platze. Es iſt übrigens mit dieſen Begünſtigungen, und ich 
kann mich kurz faſſen, weil der geehrte Herr Vorredner von dieſer 
Seite darauf zurückgekommen iſt, nicht ſo ſchlimm beſtellt, deshalb 
nicht, weil, wie es ja fchon eingangs der Conceſſion heißt, ſich 
dieſe Begünſtigungen auf beſtehende Geſetze gründen. 

Ganz abgeſehen von dem innerlichen Momente, wird durch 
die Gewährung dieſer günſtigen Conceſſionsbedingungen nur aus— 
geführt, was in einer Reihe theoretiſcher, vorangehender Geſetze 
ohnehin dem Staate als möglich in die Hand gegeben iſt. 

Dieſe Geſetze ſind eingangs der Conceſſion citiert und wenn man 
den Inhalt dieſer Geſetze mit der Conceſſion vergleicht, jo find das 
— es handelt ſich höchſtens ab und zu um eine fünf Jahre länger 
dauernde Steuer- und Gebürenfreiheit — minimale Conceſſionen, 
welche aber durch Specialgeſetze geſchaffen worden ſind. 

Das wichtigſte Geſetz aber, und mit dieſem müſſen wir 
rechnen, welches der Conceſſion zugrunde liegt, iſt das Geſetz vom 
18. Juli 1892. Alle Begünſtigungen, welche in der Conceſſion ent— 
halten ſind, ſind in dieſem Reichsgeſetze bereits zum Ausdrucke ge— 
kommen und wir können füglich nicht darüber klagen, wenn die 
Ausführung eines Geſetzes, bei welchem die Gemeinde in gewiſſem 
Sinne mitgearbeitet hat, der Unternehmung Begünſtigungen gewährt. 

Die Frage, ob einer Privatunternehmung die Conceſſion er⸗ 
theilt werden ſoll, oder ob die Gemeinde Wien den Bau in 
Augriff nehmen und die Bahn betreiben ſolle, iſt bereits erörtert 
worden, und ich glaube, daſs alle geltend gemachten Argumente da- 
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hin führen, das die Stadt Wien gegenwärtig nicht in der Lage ſei, 
ein ſolches Unternehmen auf ſich zu nehmen. 

Die Gemeinde Wien befindet ſich zur Zeit in einem Sta— 
dium, in welchem ſie ſo viel Geldauslagen hat; ſie iſt ſelbſt als 
Bauunternehmerin thätig und beſchäftigt, und es iſt nicht einzu— 
ſehen, warum ſie ein ſo fremdartiges, ihr fernliegendes Unter— 
nehmen in die Hand nehmen ſoll. Es wird zwar von der geehrten 
Oppoſition in den Belangen, wo es ihr von ihrem Standpunkte 
dienlich erſcheint, auf die Rentabilität dieſer Bahn hingewieſen. 
Allein ich glaube, dieſe Rentabilität kann füglich nicht behauptet 
werden. 

Man mag an den Ziffern, welche in dieſer Richtung bezüglich 


wie auch an den Ziffern, welche der Herr Referent vorgebracht 
hat, man mag ſich auf den Standpunkt ſtellen, wie Herr Dr. 
Stern, der den Bau durch die Stadt Wien wünſcht; immerhin 
wird ſich ergeben, dass es ein höchſt riskantes Geſchäft iſt. Ich 
habe vor mir den „Compaß“ dieſes Jahres liegen, in welchem auch 
die Dampftramway-Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. 
angeführt iſt und in welchem das Erträgnis erſcheint, welches ihr 
Betrieb ausweist. Das Actiencapital der Firma Krauß & Comp. 
beträgt 3,600.000 fl. und es zerfällt in 9000 Prioritäten und 
9000 Stammactien, alſo einfache Actien à 200 fl. Was zahlt nun die 
Geſellſchaft von ihrem Betrieb! Die Prioritäten bekommen natürlich 
die ihnen verſprochene 4½½percentige Verzinſung; für die Stammactien 
iſt aber im Jahre 1888,89 J fl. 50 kr., das iſt ¼ Percent gezahlt 
worden (Hört!) und im Jahre 1890/91 nur 1 fl., alſo ) Percent, und 
ich kann Sie verſichern, dass ſelbſt dieſe Verzinſung nicht durch 
jene Linien herbeigeführt wurde, welche jetzt in den Rahmen der 
ſogen annten ſtädtiſchen Localbahnen hineinkommen ſollen, ſondern 
daſs es die Stammersdorferlinie, welche außerhalb dieſes Complexes 
liegt, die dieſes geringe Erträgnis herbeiführende Linie geweſen iſt, 
welche den Ausfall der Wienthallinie — nennen wir ſie ſo — 
gedeckt hat. Nun, meine Herren, wenn die Stadt Wien die Stadt— 
bahn bauen würde, dann müßste fie auch offenbar die heutige 
Krauß'ſche Dampftramway einlöſen. Das iſt kein Zweifel, dajs 
die Firma Krauß & Comp. aus dieſer Conceſſion nicht verdrängt 
werden könnte. Ich theile nicht die Anſicht, daS die Geſellſchaft 
überhaupt expropriiert werden könnte, geſchweige aus dem Grunde, 
weil die Commune Wien eine Stadtbahn bauen will. Was würde 
das aber für eine Folge haben? Das würde die Folge haben, 
daſs wir die Verzinſung des Actiencapitales der Dampftramway⸗ 
Geſellſchaft Krauß & Comp. zu übernehmen hätten. Ich will mich 
in Berechnungen nicht einlaſſen, ich könnte mich um 100.000 fl. 
irren und das wäre mir unangenehm. 

Es iſt aber zweifellos, daſs wir, nachdem heute nur ein 
„V percentiges Erträgnis herausſchaut, für die Verzinſung dieſes 
Capitales bedeutende Opfer zu bringen hätten. Und wenn College 
Dr. Stern ausführt, dafs nach feiner Berechnung ein 3 bis 
Apercentiges Erträgnis herausſchaut, jo muss ich ſagen, dafs ich 
durch eine ſolche Berechnung zur Zuſtimmung zu ſeinem Antrage 
nicht ermuntert werde. Wenn er mir nicht einmal eine 4percentige 
Verzinſung, die wir zu zahlen haben, herauszurechnen imſtande 
iſt, wenn er zwiſchen 3 und 4 Percent ſchwankt, ergibt ſelbſt ſeine 
eigene Rechnung, dafs wir bei dieſem Geſchäfte eine Unterbilanz 
machen müſſen. Ob die Commune Wien es nothwendig hat, derlei 
von vornherein an und für ſich verluſtbringende Geſchäfte auf ſich 
zu nehmen, iſt eine andere Frage, und ob wir dieſe Verantwortung 
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unseren Wählern gegenüber übernehmen können, wird jeder nach 
ſeiner Auffaſſung mit ſich abzuthun haben. 

Es iſt nun insbeſondere in dem Antrage Steiner, zu dem 
ich mich nun wende, eine Reihe von principiellen und Ausführungs— 
Vorſchlägen gemacht. Was den Vorſchlag betrifft, daſs wir uns 
gegen die Vergebung an Krauß & Comp. ausſprechen, jo wurde 
ſich darüber bereits geäußert. Maßen wir uns nichts an, wozu 
wir kein Recht haben. Das iſt ja ein Grundſatz für das öffentliche 


Leben, dass jede Körperſchaft innerhalb der Grenzen ihrer Com⸗ 
petenz zu bleiben habe. Wenn wir alſo heute an das Handels⸗ 


miniſterium oder, wie gewünſcht wird, an eine noch höhere Stelle 


herantreten und gegen etwas proteſtieren, zu deſſen Entſcheidung 
wir nicht geradezu berufen ſind, ſo ziehen wir uns eine Blamage 


zu, welche wir uns füglich erſparen können. Der Antragſteller 
geht ſogar fo weit, dass er mit einer Petition an den Kaiſer treten 
will, um von ihm zu verlangen, dals die Conceſſion nicht ertheilt 
werde. Ich mußs jagen, dass ich, obzwar ich noch ein ganz junger 
Parlamentarier bin, in meinem parlamentariſchen Gefühle durch 
dieſen Antrag im höchſten Grade verletzt wurde, daS ich es 
geradezu nicht conſtitutionell finde, wenn, und möge es auch in 
einer noch ſo wichtigen Angelegenheit ſein, ein ſolcher Schritt 
vorgeſchlagen wird, welcher ja eigentlich wirklich jeder rechtlichen 
Grundlage entbehrt. 

Nach unſeren Staatsgrundgeſetzen iſt ja unſer Kaiſer nur, 
inſoweit er nicht durch ſeine verantwortlichen Miniſter handelt, 
Gnadenacte und Verfügungen zu treffen gewöhnt, welche eben eine 
Ausnahme von beſtehenden Geſetzen zu Gunſten eines einzelnen 
unter beſonders rückſichtswürdigen Momenten darſtellen. Dass aber 
die Gemeinde Wien, welcher ja eine rechtliche Stellung innewohnt, 
welche eine autonome Gemeinde iſt, welche mit einer Reihe von 
Factoren des Staatslebens in ſolchen Fragen zuſammenzuwirken 
berufen iſt, im Zuge der Erledigung dieſer Angelegenheit an die 
unparteiiſche, geheiligte Stätte des Thrones treten ſoll, um hier 
etwas für ſich zu erreichen, was ihr unter gewiſſen Vorausſetzungen 
nicht bewilligt werden kann, das halte ich für ein inconſtitutionelles 
Vorgehen, und ich glaube, daſs auch Staatsbürger und parla— 
mentariſche Körperſchaften inconſtitutionell vorgehen können, weil 
auch der Conſtitutionalismus ſeine zwei Seiten hat: auf der einen 
Seite muf3 er ausgeübt werden, auf der anderen Seite iſt man 
verpflichtet, dieſer Ausübung Rechnung zu tragen. Wenn man 
aber den Antrag Steiner überblickt, dann gibt es überhaupt 
in Oſterreich gar keinen Factor, von der Krone hinab bis zu den 
tieferen Inſtanzen, an welche ſich nicht gewendet werden ſoll: an 
Seine Majeſtät, an den Reichsrath und Landtag, an das Handels- 
miniſterium, an die Verkehrsanlagen⸗Commiſſion und — last not 
least — an das suffrage universel, an das Votum des Volles. 

Meine Herren! Ich glaube, dass noch niemals ein Antrag 
in ſo verfehlter Weiſe aufgebaut worden iſt, und daßs bei einer 
ernſten Prüfung ſelbſt Ihre (linke) Partei für dieſen Antrag nicht 
ſtimmen kann. (Rufe links: Oho!) Dieſer Antrag iſt in ſeinem 
Gipfelpunkte, nämlich in demjenigen, was zum Schluſſe angeſtrebt 
wird in der — wenn ich fo ſagen darf — plebiscitären Eiſenbahn— 
gründung (Rufe rechts: Sehr gut!), etwas geradezu Unerhörtes 
und Unglaubliches. Meine Herren! Wie ſtellen Sie ſich das in 
der Praxis vor? Wir ſollen unſere Beſchlüſſe in den Tagesblättern 
einſchalten. Das geſchieht ja ohnehin; die bringen alle Beſchlüſſe. 
Wir ſollen das placatieren, wie etwa in beſonders wichtigen Fällen 
die Reden, die im franzöſiſchen Parlamente gehalten werden, placatiert 
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werden. Wir ſollen eine Volksverſammlung einberufen, und was 


ſoll dieſe große Wählerverſammlung thun? Sie ſoll unſeren Be— 
ſchlüſſen die Sanction geben. Da bringen Sie zwei Sanctionen 


mit einander in Concurrenz, denn an einer Stelle Ihres Antrages 


wenden Sie ſich an die Sanction der Krone, an einer anderen 
wollen Sie wieder die Sanction des Volkes haben. Ich glaube, 
die Begriffsverwirrung, die in dieſem Antrage herrſcht, iſt durch 
die Gegenüberſtellung dieſer beiden Sätze am allerdeutlichſten 
und draſtiſcheſten bewieſen. (Sehr gut! rechts.) Ich glaube, daj3 
auch die finanziellen Vorſchläge, welche da gemacht werden, wirklich 
der Naivetät nicht entbehren. Es heißt: Die Commune ſoll das 
Anlagecapital als Prioritätsanlehen aufnehmen. Ja, haben Sie 
schon gehört, daſs man das ganze Anlagecapital zu einer Bahn als 
Prioritätsanlehen aufnehmen kann? Iſt Ihnen denn nicht bekannt, 
daſs Prioritäten nur bis zu einer gewiſſen Höhe — im vorliegenden 
Falle bis zu zwei Drittel des Anlagecapitales — ausgegeben werden 
können? Dürfen auf den ganzen Eiſenbahnkörper Prioritäten aus- 
gegeben werden? Sie ſehen alſo, wie auch in ſachlicher Beziehung 
der Antrag nicht genügend erwogen iſt, und ich habe erwartet, 
daſs ein Antrag, welchen die geſammte Oppoſition ſtellt, wenn er 
ſchon einen nach meiner beſcheidenen Meinung unrichtigen Kern 
enthält, denn doch wenigſtens eine Begründung erfährt, welche es 
nicht zu ſcheuen hat, von der anderen Seite kritiſiert zu werden. 

Ich will nun auf ein einziges Argument hinweiſen, welches bisher 
in der Frage, ob Privatunternehmung oder nicht, nicht vorgekommen 
iſt. Es kommt ja in dem Programme, welches durch den Beſchluss 
des Reichsrathes vom 18. Juli 1892 Geſetz geworden iſt, aus— 
drücklich vor, daſs eine Strecke, und zwar die Innere Stadt-Linie, 
jedenfalls an eine Privatunternehmung zu vergeben iſt, und zwar 
kommt dies im Artikel VIII, Punkt 4, vor, daſss jedenfalls eine 
dieſer Strecken, und zwar die Innere Stadt-Linie — welche aller— 
dings erſt ſpäter zum Ausbau kommt — in allen Fällen durch 
eine Privatunternehmung zum Ausbau kommen ſoll. 

Es iſt alſo damit dargethan, daſs die Stadtbahn ohne jede 
Privatunternehmung nach dem urſprünglichen Programme abſolut nicht 
denkbar iſt. Wenn aber von der geehrten Oppoſition und auch vom 
geehrten Herrn Collegen Dr. Stern hervorgehoben wurde, dass 
der Gemeinderaths-Beſchluſs vom 24. Mai 1890 die Forderung 
enthalte, daſs die Gemeinde die Conceſſion erwerbe, ſo überſehen 
beide Theile, die da jo argumentieren, daſs auf den Gemeinderaths— 
Beſchluſs vom 27. Mai 1892 eben das Reichsgeſetz vom 18. Juli 
1892 gefolgt iſt, welches dem Programme Geſetzeskraft verliehen 
hat, und in dieſem Programme iſt meiner Anſicht nach nicht Raum 
für den Ausbau der Bahn durch die Gemeinde, es wäre denn, dass 
man die Gemeinde als einfache Privatunternehmung im vorliegenden 
Falle auffaſst, und mit dieſer Auffaſſung werden Sie ſich nicht 
befreunden. Denn die Gemeinde Wien hat wohl ſchließlich eine 
andere Stellung als ein gewöhnlicher einfacher Privatunternehmer, 
und man müſste es ſich gefallen laſſen, dafs die Gemeinde, wenn 
ſie ein ſolches Geſchäft privatim unternimmt, wie ein einfacher Privat: 
unternehmer behandelt wird. 

Ob das Ihnen im gegebenen Falle auch paſſen würde, wenn 
gewiſſe Conceſſionsbeſtimmungen, die ſehr drückend für die Con- 
ceſſionäre find, auch auf die Gemeinde Wien appliciert werden, 
das iſt eine weitere Frage. (Rufe links: Tramway!) Wenn aber 
die Gemeinde Wien den Bau in die Hand nehmen wollte, und ich 
komme auf dieſen Gegenſtand kurz zurück, ſo iſt die Ausführung 
desselben nur durch ein Anlehen möglich, durch ein Anlehen, welches 


—— X 


PAN 


von allem Anfange an ſowohl in Hinſicht auf die Verzinſung als 


auch auf die Amortiſation gedeckt werden müsste durch den Steuer⸗ 
gulden des Einzelnen, und es würden vielleicht Jahre hindurch 


gerade diejenigen zu den Koſten dieſes Bahnbaues beitragen, welche 
von dem Genuſſe desſelben noch lange Zeit ausgeſchloſſen ſind. 
Wir würden heute das Ganze auf alle unſere Mitbürger umlegen 


müſſen, und dieſe Localbahnen tragen doch nur eine gewiſſe volks- 


wirtſchaftliche und eiſenbahnpolitiſche Tendenz der Verbindung der 
Extremen mit dem Centrum, und nicht alle dieſe Extremen kommen 
gleichzeitig daran. Eine Menge derſelben kommt erſt ſehr ſpät daran. 
Es müßsten alſo alle zu etwas zahlen, wovon nicht alle einen 
Genuss haben, während, wenn eine Eiſenbahnunternehmung das 
Ganze baut und nur derjenige bezahlt, der das Vehikel benützt, 
darin eine gewiſſe Gerechtigkeit liegt. 


Ich gebe ja zu, dass dieſe Conceſſion — wie alles, womit 
wir zu rechnen haben — kein Ideal iſt. Alles läſst noch Wünſche 
offen, und auch der geehrte Stadtrath hat eine Reihe von 
Wünſchen ausgeſprochen. Die Conceſſion iſt ja nicht etwas, was 
vom grünen Tiſche weg decretiert wird, ſondern das Reſultat 
ſchwieriger, ſpießiger Verhandlungen, und was in der ſo glatt zu 
leſenden Conceſſionsurkunde ſteht, involviert oft das Reſultat 
ſchwieriger beiderſeitiger Kämpfe. Berechtigte Intereſſen concurrieren 
miteinander dahin, dass eines oder das andere mehr oder treffender 
zum Ausdrucke komme. 


Ich hätte nur einen einzigen Wunſch und werde in der 
Special⸗Debatte — wenn es zu einer ſolchen kommt — einen 
diesbezüglichen Antrag ſtellen: das iſt, daſs eine Verfügung in 
der Conceſſion getroffen werden ſollte, auf welche bisher nicht 
aufmerkſam gemacht wurde, welche mir aber ein Gebot der Gerechtigkeit 
zu fein ſcheint. Im 8 3 der Conceſſion heißt es (liest): „Für die 
Einhaltung der vorbezeichneten Bautermine hat die Geſellſchaft 
durch Erlag einer Caution im Betrage von 800.000 fl. in zur 
Anlegung von Pupillengeldern geeigneten Werteffecten Sicherheit 
zu leiſten. Im Falle die obigen Verpflichtungen durch Verſchulden 
der Geſellſchaft nicht eingehalten werden ſollten, kann dieſe Caution 
als verfallen erklärt werden.“ Es will mir nun ſcheinen, dass 
ungeachtet des unbeſtreitbaren Hoheitsrechtes des Staates in An- 
ſehung der Vergebung einer Conceſſion, hier denn doch ein ganz 
beſonderer Fall vorliegt, der auch bezüglich des Cautionsverfalles 
eine beſondere Regelung erheiſcht. 


Hier haben wir es nicht mit einer gewöhnlichen Eiſenbahn— 
Conceſſion zu thun, es ſind auch nicht die gewöhnlichen Factoren 
hier beiſammen, die bei ſolchen Unternehmungen zuſammenzuwirken 
pflegen; hier hat man es mit einem Specialwerke für Wien zu 
thun, und ich glaube, dass dieſer Gedanke bei jeder Gelegenheit 
zum Ausdrucke und zur Betonung gelangen muſs. 


Ich würde mir daher erlauben, den Vorſchlag zu machen, 
daſs dieſe Caution, wenn ſie für verfallen erklärt wird, zu Gunſten 
der Commiſſion für Verkehrsanlagen verfalle (Beifall), ein Vor⸗ 
ſchlag, welcher die innere Billigkeit für ſich hat. Man kann nämlich 
ganz gut ſagen, dass die Gemeinde im Hinblicke auf die vorliegende 
Conceſſion und die damit zuſammenhängenden Werke gewiſſe 
Actionen einleitet und betreibt, und daßs fie im Falle des Nicht— 
zuſtandekommens der Ausführung, alſo im Falle des Eintrittes 
des Cautionsverfalles in der Caution dadurch, dafs dieſelbe der 
Verkehrs⸗Commiſſion, die ja nur für Wien Werke zu ſchaffen hat, 
zufällt, eine gewiſſe Récompenſe, eine gewiſſe Entſchädigung finde. 
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Ich bin am Schluſſe und glaube, das Weſentliche in der 
Sache berührt zu haben. 

Es wurde vom Herrn Antragſteller Steiner in ſeinem erſten 
Antrage und auch in ſeiner Rede an dieſe (rechte) Seite des Hauſes 
der Appell nach Einigkeit gerichtet. Es wurde der Wunſch aus⸗ 
geſprochen, daſs in dieſer Frage die beiden Seiten des Hauſes 
zuſammenſtehen, und ich glaube, niemand, dem es um das Wohl- 
ergehen der Stadt ernſt iſt, kann dieſem Wunſche, bei welcher 
Gelegenheit er immer ausgeſprochen wird, entgegentreten. 

Aber, meine Herren, die Bethätigung einer ſolchen Einigkeit 
kann von unſerer Seite doch nur in denjenigen Fällen erfolgen, 
wo Sie uns mit Vorſchlägen und Anträgen kommen, die etwas 


Praktiſches, Richtiges, Erreichbares find. Machen Sie nur einmal 


die Probe; beantragen Sie einmal etwas, was, wirklich klar erwogen 
und ruhig betrachtet, im Intereſſe der Stadt gelegen iſt, und es 
wird ſich auf dieſer (rechten) Seite niemand finden, der dagegen 
ſprechen oder dagegen handeln würde. (Gelächter links.) 

Sie müſſen nur, wenn Sie beurtheilen, ob etwas im Ju— 
tereſſe der Stadt gelegen iſt, ſich über Ihren eigenen Standpunkt 
ein wenig zu erheben wiſſen, Sie müſſen ſich nur den Standpunkt 
des Unbefangenen, des Ruhigen zu gewinnen wiſſen (Unruhe 
links. — Gem.⸗Rath Jedliöka: Aber geben Sie uns keine 
Belehrung!), dann werden Sie in jedem einzelnen Falle beurtheilen 


können, ob Ihr Appell an unſere Zuſtimmung zu Ihren Actionen 


am Platze iſt oder nicht. (Erneuerte Unruhe links. — Rufe: 
Schluſs! Zur Sache!) Ich bitte recht ſehr, ich weiß nicht, aber 
ich glaube, ich kann nur vom Vorſitzenden zur Sache gerufen 
werden. 

Ich habe das nur beigefügt, nicht in der Abſicht, Ihren 
Widerſpruch hervorzurufen, umgekehrt, um es zu ermöglichen, dass 
in gewiſſen Fragen, wo ſachliche Standpunkte zur Erörterung 
kommen, eine ruhige Discuſſion platzgreife. Ihr Refus kann 
natürlich nicht ermuthigend auf jemand wirken, der die Abſicht 
hat, welche ich zum Ausdrucke brachte. 

Ich will ſchließlich mit Rückſicht darauf, daßs Generalredner 
gewählt wurden und der Wunſch zum Ausdruck gebracht wurde, 
daſs die Angelegenheit heute noch womöglich zum Abſchluſſe komme, 
mir den Antrag zu ſtellen erlauben, dass die Anträge des Stadt— 
rathes en bloc angenommen werden, vorbehaltlich der Abſtimmung 
über jene Anträge, welche zu den Referenten-Anträgen bereits 
ſchriftlich geſtellt worden ſind. Ich empfehle Ihnen, die Anträge 
Steiner abzulehnen und die Referenten-Anträge zur Annahme. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 


Gem.-RNath Dr. Geßmann: Meine hochverehrten Herren! 
Ich werde mich mit Rückſicht auf den Umſtand, daßs wir eben in 
der zwölften Stunde uns befinden, möglichſt kurz faſſen; aber ich 
kann nicht umhin, das Bedauern auszuſprechen, dass faſt jedesmal, 
wenn es ſich um ſo hochwichtige Angelegenheiten handelt, hier jo 
manipuliert wird, daſs immer eine eingehende und auch noch jo 
ſachliche Erörterung zur Unmöglichkeit wird. Ich werde mich des— 
halb kurz darauf beſchränken, auf die Ausführungen des unmittel— 
baren Herrn Vorredners und der anderen Herren, welche heute 
geſprochen haben, zu erwidern. Ich kann nur mein Bedauern 
darüber ausſprechen, dafs ſowohl von Seite des Herrn Collegen 
Herrdegen, wie von Seite des unmittelbaren Herrn Vor— 
redners immer von einer Competenzüberſchreitung des Gemeinde: 
rathes bezüglich des Antrages Steiner geſprochen wird. 

3 


1344 


— 


NKL 


Was wird denn im Antrage begehrt? Dafs wir das elemen— 
tarſte ſtaatsbürgerliche Recht, das in keiner, und ſei es die re— 
actionärſte Verfaſſung, fehlt, das Petitionsrecht ausüben. Das iſt 
nach dem Begriffe der Herren, wenn es ſich um eine großcapita- 
liſtiſche Unternehmung handelt, ſofort eine Überſchreitung der 
Competenz des Gemeinderathes (Rufe links: Sehr richtig! — 
Oho⸗Rufe rechts), die wir uns unter keiner Bedingung zuſchulden 
kommen laſſen dürfen. 

Meine Herren! Arger kann man mit den eigenen Rechten 
doch nicht umſpringen, als es von dem geehrten Herrn Vorſprecher 
geſchehen iſt. 

Es iſt darauf hingewieſen worden, dass dieſe Conceſſion ja 
gar nicht ſo günſtig für die Unternehmung ſei. Es hat ſpeciell der 
Herr Vorredner geſagt, dafs, wenn dieſelbe Conceſſion uns ertheilt 
worden wäre, wir dieſelbe gewiss nicht als annehmenswert befunden, 
ſondern ebenſo dagegen opponiert hätten. Woher weiß denn der 
verehrte Herr Vorſprecher das? Hat er irgend auch nur den 
leiſeſten Anhaltspunkt für dieſe Behauptung? Ich bin im Gegen— 
theil überzeugt, daſs wir zu den gleichen Bedingungen gewiss 
mit Freuden acceptiert haben würden, weil ja in der That 
eine Reihe ſo weitgehender Conceſſionen in dieſer Vergebungs— 
urkunde enthalten find, daſs man ſich fie gewiss nicht beſſer 
wünſchen kann, ob ſie jetzt ein Privatunternehmer oder ob ſie die 
Gemeinde Wien erhält. 

Einzelne Punkte ſind es, die geradezu horrend genannt werden 
müſſen, weil ſie auch zukünftigen, noch in einer ziemlichen Ferne 
liegenden Verhältniſſen in der unglaublichſten Weiſe präjudicieren. 
So iſt die Geſchichte beiſpielsweiſe gerade mit dem Leichenfuhrwerk. 

Da wird eine ſo große Anzahl von beſtehenden Intereſſen 
dadurch verletzt, daſs auf dieſe Weiſe geradezu ein Monopol für 
eine capitaliſtiſche Geſellſchaft geſchaffen wird; dafs man ſich 
das mancheſterliche Princip der größten Rückſichtsloſigkeit gegen 
den Mittelſtand, gegen beſtehende Beſitz- und Erwerbsverhältniſſe 
nicht ſchärfer ausgedrückt denken kann, als das in dieſer Beſtim— 
mung der Fall iſt, die ein ausſchließliches Monopol mit Ver— 
letzung weitgehender, bereits beſtehender Rechte ins Auge fasst. 
(Rufe links: Sehr richtig!) Dagegen müſſen wir uns entſchieden 
verwahren; und ich glaube, Sache des Gemeinderathes, der die 
freigewählte Vertretung der Bürgerſchaft iſt, iſt es gewijs nicht, 
die Steuerträger auf dieſe Weiſe zu ſchädigen, daſs wir ein Monopol 
zu Gunſten einer ausländiſchen capitaliſtiſchen Geſellſchaft ſchaffen. 

Der unmittelbare Herr Vorredner hat ausdrücklich ausgeführt, 
daſs eine bedeutende Reihe von Erleichterungen für den Unter— 
nehmer in der Conceſſion thatſächlich enthalten ſeien. Sein zweiter 
Vorredner Herr Gem.-Rath Herrdegen hat gefunden, daßs die 
Conceſſion ſehr läſtig und drückend für die Privatgeſellſchaft iſt, 
und hat ſich darauf berufen, daſs in der Sache nur Fachmänner 
mitreden können und implicite für ſich in Anſpruch genommen, dass 
ein anderer ein Urtheil darüber nicht habe. (Gem.-Rath Herr— 
degen: Durchaus nicht!) Wir haben auch die Sache ſtudiert und 
wenn auch nicht ein jeder Ingenieur iſt, ſo hat er doch Gelegen— 
heit, ſich bei Ingenieuren über die Sache zu orientieren; und da 
iſt das Urtheil der Fachmänner, die den verſchiedenſten Intereſſen— 
kreiſen angehören, dahin gehend, dafs in der That auf techniſchem 
Gebiete ganz koloſſale Erleichterungen bei einem ſolchen Bahnbau 
und einem ſolchen Betriebe, wie er hier vorgeſehen iſt, in dieſer 
Conceſſion gewährt werden. Es iſt nicht meine Aufgabe, die ein— 
zelnen Punkte anzuführen, obwohl ich Punkt für Punkt aus den 
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Conceſſionsbedingungen das beweiſen könnte. — Geſtatten Sie mir 
nur, zur Abkürzung des Verfahrens zwei Punkte herauszugreifen. 
Sie haben z. B. da ein Schotterbett von 0˙3 w. Es iſt notoriſch, 
daſs das bei einem ſolchen Verkehre, der 8000 Perſonen in der 
Stunde befördern ſoll, abſolut unzuläſſig iſt, daſs in kurzer Zeit 
das Schotterbett vollſtändig zermalmt fein wird und daßs dadurch 
eine Beläſtigung des Publicums durch heftiges Stoßen in der 
kürzeſten Zeit eintreten wird. Mithin ſind die Bedingniſſe ſolche, 
daſs fie durchaus nicht als im Intereſſe der Bequemlichkeit und 
des tadelloſen Betriebes gelegen betrachtet werden können. 

Eine andere Beſtimmung enthält, was der Herr Vorredner 
als beſonderen Vortheil angeführt, die Doppel-Perrons! Ja, meine 
Herren! Nicht dafs ein Doppel-Perron, für jede Fahrrichtung ein eigener 
Perron beſtehen ſoll, iſt ein Vortheil; ſondern man hätte begehren 
müſſen, dass überall zweiſeitige Perrons ſind. Wie wollen Sie denn 
einen Verkehr von 8000 Perſonen in einer Stunde ſich vollziehen 
laſſen, wenn beim Ausſteigen und Einſteigen nur ein Perron benützt 
werden kann; da hätte Sorge getroffen werden ſollen, dass zwei— 
ſeitige Perrons geſchaffen werden, dafs man auf der einen Seite 
auf⸗ und auf der anderen Seite abſteigen könne, damit ſich der 
Verkehr wirklich klaglos abſpielen kann. Ebenſo iſt es bezüglich 
des Radius für die Bogen. Mit dem Ausmaße derſelben war 
ſchon ganz zweifellos ausgeſprochen, dass das Übergehen von einer 
ganzen Reihe von Perſonen-Waggons, die auf den Linien der 
großen Bahnen verkehren, auf die Stadtbahn vollſtändig ausge— 
ſchloſſen iſt, weil die Radien fo gering bemeſſen find, dals ein 
großer Theil des Fahrparkes der großen Eiſenbahnen auf den Local— 
bahnlinien nicht zu verkehren vermag. 

Was die finanziellen Conceſſionen, die in dieſer Vergebungs— 
urkunde ertheilt wurden, betrifft, ſo wird niemand leugnen wollen, 
daſs ſie ganz außerordentlich weitgehend ſind, ſo weitgehend, wie 
ſie nicht leicht in einer anderen Conceſſion, mindeſtens in neuerer 
Zeit, gegeben wurden. Es mag ja ganz richtig ſein, daßs, wenn 
man Conceſſionen aus den Sechziger- und Siebzigerjahren her— 
nimmt, wo das Mancheſterthum noch allmächtig war, man viel— 
leicht finden wird, daßſs andere Conceſſionen günſtiger waren. 
Ja, meine Herren! Wir ſind eben in einer anderen Zeit, wir 
ſtecken nicht mehr ſo in dem Sumpfe des Mancheſterthums, des 
Capitalismus, darin. Freilich, wenn es nach den Wünſchen der 
Herren gienge, wären wir vielleicht noch mitten darin. Aber 
es ſind glücklicherweiſe doch noch Factoren da, die trotz allem 
Widerſtande Ihrerſeits andere Verhältniſſe geſchaffen haben. Es 
wird da fortwährend behauptet, dafs die Stadt Wien mit einer 
Bahn nichts zu thun habe, und der verehrte Herr Referent hat 
auch geſagt: Ja, wie kommt denn die Stadt Wien dazu, ſich eine 
Eiſenbahn zu bauen, das geht ſie ja gar nichts an. Das iſt ein 
Wirkungskreis, der der Gemeinde vollſtändig fernliegt; und auch der 
letzte Vorredner hat das ausgeführt. Ein merkwürdiges Princip, 
eine merkwürdige Auffaſſung für die Zeit, in der wir jetzt leben! 
Vor 30 Jahren mag es ganz plauſibel geklungen haben, heute 
aber iſt es höchſt antiquirt. Und wenn die Herren, welche auf den 
Fortſchritt pochen, bei jeder Gelegenheit mit dergleichen Phraſen 
kommen, jo müſſen fie ſich es gefallen laſſen, daſs man fie 
wenigſtens auf wirtſchaftlichem Gebiete die ärgſten Reactionäre 
nennt. (Beifall links.) 

Die kleinſten Provinzſtädte haben dergleichen Aufgaben gelöst, 
ſo z. B. Neutitſchein. Die Neutitſcheiner konnten dergleichen leiſten, 
nur die Wiener müſſen in dieſem Falle zurückſtehen. Es wäre nach 
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der Anſicht jener Herren ein Wagnis, auf das wir uns unter 
keiner Bedingung einlaſſen können. Meine Herren, es iſt merk— 
würdig, wie da bei jeder Gelegenheit dahin gearbeitet wird, um 
die Kreiſe des Großcapitales ja nicht zu tangieren. Heute iſt von 
dem unmittelbaren Herrn Vorredner und auch von einigen anderen 
Rednern betont worden, daſs man der Gemeinde Wien zu viel 
zumuthe. Jetzt werden wir eine Gasanſtalt errichten, jetzt eine 
Aſſecuranz u. ſ. w. Ja, meine Herren, Sie machen es bei jeder 
Gelegenheit jo; wie wir ſeinerzeit die Gas-Debatte gehabt haben, 
hat es geheißen, darauf kann ſich die Stadt Wien nicht einlaſſen. 
Jetzt, wo es ſich um eine Bahn handelt, compromittieren Sie auf 
die Gasfrage. Wie die Straßenſäuberung in dem J. Bezirke 
durchgeführt werden ſollte, hieß es, in das kann ſich die Gemeinde 
Wien nicht einlaſſen. Es wundert mich, dass ſich heute nicht 
jemand darauf berufen und geſagt hat, weil die Stadt Wien 
nächſtens die Straßenſäuberung in eigene Regie nimmt, kann ſie 
ſich mit einem ſo fernliegenden Gegenſtande nicht befaſſen. 

Das Princip bleibt ſich bei Ihnen gleich, Sie wollen nichts 
wiſſen von einer Ausdehnung der Machtſphäre der Gemeinde. Sie 
wollen durchaus und durchaus immer nur dem Privatcapital 
alles überlaſſen, ob es ſich nun um einen Bahnbau oder um 
die Gasgeſellſchaft oder die Hypothekenbank, um die Aſſecuranz oder 
was immer handelt. (Beifall links.) Das iſt der Standpunkt, den 
Sie bei jeder Gelegenheit einnehmen. (Gem.⸗Rath Herrdegen: 
Wer hat die Aſſecuranz beſchloſſen, wir oder Sie?) Der beſte 
Beweis, wie die Aſſecuranzangelegenheit aufgefasst wird, iſt, wie 
ſie hier im Gemeinderathe behandelt worden iſt. Seit ein paar 
Jahren ſtockt trotz des damaligen Beſchluſſes die Verſicherung und 
kommt um keinen Schritt weiter. Wenn es ſich aber darum 
handelt, irgend etwas einer Privatgeſellſchaft auszuliefern, da 
geht's mit Rieſenſchritten, da muss die Sache ſchleunigſt gemacht 
werden. (Gem.⸗Rath Herrdegen: Wir haben das in Ihrer 
Abweſenheit beſchloſſen.) Aber verſchleppen thun Sie es jetzt doch. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte nicht zu unter- 
brechen! 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Es hat uns der 
geehrte unmittelbare Herr Vorredner ausgerechnet, dafs die gegen— 
wärtige Verzinſung der Actien von Krauß & Co mp. eine außer⸗ 
ordentlich minimale ſei, und hat auf Grund dieſer Ziffern nachgewieſen, 
dajs die Stadt Wien ein ungeheures Riſico übernehmen würde, 
wenn Sie ſich auf den Bau und Betrieb einer ſolchen Stadtbahn 
einlaſſen würde. Darauf antworte ich Folgendes: Erſtens iſt der 
Beſtand der Geſellſchaft noch kein fo langer, daſs ein abſchließen— 
des Urtheil in der Richtung möglich wäre. Aber der verehrte Herr 
Vorredner möge es mir verzeihen, er weiß fo gut wie ich, dass die 
Krauß'ſche Dampftramway gebaut wurde auf die Coneeſſion hin, 
die heute ertheilt werden ſoll, und dafs das mit ein Motiv für 
die ganze Unternehmung war, das iſt ja kein Geheimnis, es müfste 
denn der verehrte Herr Vorredner ſo außerordentlich kindlich ſein, 
daſs er nicht wüsste, was die ganze Welt weiß und ſeit Jahren 
weiß, daſs die Krauß-Compagnie dieſe Conceſſion unter jeder Be⸗ 
dingung bekommt. Warum ſie ſie bekommt, das wiſſen wir freilich 
nicht. Es hat der geehrte Herr Vorredner u. a. angeführt, dajs 
es nothwendig ſei, dafs die Geſellſchaft Krauß & Comp. die 
Conceſſion bekomme, weil ja ein paar Linien, die die Krauß— 
Compagnie heute ſchon betreibt, nothwendigerweiſe in die Trace 
der Stadtbahn hineinfallen. Wo ſteht denn das geſchrieben? Wer 
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auf dieſe Linien der Krauß'ſchen Geſellſchaft Rückſicht zu nehmen? 
Gerade umgekehrt iſt es: Wenn das Intereſſe der Stadt, das 
Intereſſe des Staates, überhaupt der Allgemeinheit gewahrt worden 
wäre, dann würde die Wienthallinie am rechten Ufer überhaupt 
nicht geführt werden; dann hätte man ſich für die Linie am linken 
Ufer entſchieden (Richtig! links), die in jeder Hinſicht weit beſſer, 
weit billiger herzuſtellen geweſen wäre als die andere. Und das iſt 
nicht mein Urtheil, das iſt das Urtheil von Fachleuten, die in 
Ihrem eigenen Lager ſtehen und bezüglich deren nur eine plötzliche 
überraſchende Wandlung der Anſichten ſeinerzeit eingetreten iſt. 
(Heiterkeit links.) 


Es iſt alſo nicht wahr, dass da eine Verpflichtung oder irgend 
ein Zwang vorliegt, dieſe Linie für die Stadtbahn zu erwerben. 
Wenn man ohne Rückſicht auf Krauß & Comp. hätte vorgehen 
wollen, dann hätte man dieſe Linie einfach rechts liegen laſſen 
können; ſie geniert uns gar nicht und ſpielt bei der Stadtbahn 
abſolut keine Rolle. Es hat mich gefreut, dafs von Seite des Herrn 
Collegen Dr. Stern der Standpunkt vertreten wurde, der, wie 
mir ſcheint, als der einzig richtige aufgefajst werden muß. Wenn 
gegen die Berechnung, die er aufgeſtellt hat, gewiſſe Einwendungen 
erhoben werden, ſo kenne ich ja nicht die Baſis, auf Grund deren 
dieſe Berechnungen aufgeſtellt wurden; es mag ja fein, dais eine 
Reihe ganz ungünſtiger Momente, ganz beſonders ſchwieriger 
Conjuncturen bei Aufſtellung dieſer Ziffern in Betracht gezogen 
wurden. Aber ſelbſt angenommen, die Ziffern ſeien richtige und 
die Rentabilität der Stadtbahn halte ſich zwiſchen 3 bis 4 Percent; 
haben wir denn eine Sicherheit dafür, daſs der Zinsfuß fo 
bleibt, wie er dermalen iſt? Der landläufige Zinsfuß iſt heute 
4 Percent. Es iſt aber ganz fraglos, daſs der Zinsfuß eine 
Tendenz zu weiterem Sinken hat, dajs, wenn nicht künſtlich von 
Seite des mobilen Großcapitales eingegriffen wird, dieſe Tendenz 
ſich immer mehr zur Geltung bringen wird und dags vielleicht in 
zehn, fünfzehn Jahren ſchon eine Verzinſung von 3, 3½ bis 
4 Percent als eine glänzende betrachtet werden kann. Dieſes 
Motiv würde uns daher kaum bewegen können, auf die Conceffiong- 
ertheilung an die Stadt Wien zu verzichten. 


Es hat der geehrte Herr Vorredner auch eine Reihe conſtitutioneller 
Bedenken gegen den Antrag des Collegen Steiner vorgebracht. 
Geſtatten Sie mir da, nur das eine zu ſagen. Wir haben, obwohl 
wir gewiſs auch mit demokratiſchem Ole geſalbt ſind — und 
vielleicht noch mehr als die Herren — eine andere Idee von der 
Stellung des Monarchen, als ſie von dem unmittelbaren Herrn 
Vorredner ausgedrückt wurde. Er denkt ſich den Monarchen — 
wie ſoll ich mich parlamentariſch ausdrücken? — einfach als eine 
Beſtätigungsmaſchine des conſtitutionellen Miniſteriums. Der 
Kaiſer hat nichts zu ſagen, ſondern das iſt ausſchließlich nur Sache 
der conſtitutionellen Factoren, des Abgeordnetenhauſes allenfalls — 
ich weiß es nicht — und vor allem des Miniſteriums, namentlich 
eines Miniſteriums, das den Herren vom Großcapital recht günſtig 
geſinnt iſt, denn ſonſt würde von demſelben wohl auch der Appell 
an die höheren Inſtanzen ergriffen werden und er iſt ja auch 
tauſendmal ergriffen worden, die Geſchichte hat das ſchon oft gezeigt. 

Merkwürdig! Da ſind Sie conſtitutionell. Aber ſind denn die 
jetzigen legislativen Factoren wirklich der Ausdruck des Volkswillens? 
Können Sie ſagen, dass der Conſtitutionalismus, wie er jetzt 
beſteht, auch nur den leiſeſten Anſpruch hat, eine Volksvertretung 


oder was zwingt uns oder den Staat oder die Verkehrs Commiſſion, genannt zu werden? 
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Meine Herren! Wir ſind zwar die Reactionäre in Ihren 
Augen, aber trotzdem bedanken wir uns für einen ſolchen Con⸗ 
ſtitutionalismus, der nichts anderes iſt als der Conſtitutionalismus 
des Geldſackes; und ich ſage Ihnen, lieber iſt mir noch ein klar 
blickender, rechtlicher, abſolutiſtiſcher Monarch als ein Con— 
ſtitutionalismus, der nichts als die Wand abgibt, damit das Groß 
capital dahinter ſeine Manöver aufführen kann. (Beifall und 
Händeklatſchen links.) 

Ich mufs geſtehen, ich finde auch keinen Gegenſatz zwiſchen 
dem erſten und letzten Antrage des Collegen Steiner. Gewiſs 
iſt es unſere Pflicht, wenn wir es ehrlich mit der Sache meinen, 
alle Inſtanzen anzurufen und an alle Factoren heranzutreten, 
die bei der Sache mitzuſprechen haben, ſonſt würden wir eben 
nicht ernſt zu nehmen ſein. Da darf gar nichts übergangen und 
überſehen werden, was eine Anderung in der Sache herbeiführen 
könnte, die wir im allgemeinen Intereſſe als unbedingt geboten 
erachten. Und ganz merkwürdig iſt, dass die Einberufung einer 
Volksverſammlung ſo den Hohn (Rufe links: Die Angſt!) und 
die Geringſchätzung des geehrten Vorredners hervorruft. Wo 
kommen Sie denn mit den ganzen liberalen Principien hin? Das 
iſt eine ganz richtige Inſtanz und ich würde ſehr wünſchen, dag 
eine Volksabſtimmung in ſolchen concreten Fragen platzgreifen 
würde, wie es in der Schweiz heute der Fall iſt. Ein ſolches 
Referendum wäre ſehr gut und in Oberöſterreich beſteht im Ge— 
meindegeſetz ein ſolches Referendum; es iſt das gar nicht ſo 
lächerlich, wie der Herr Vorredner glaubt, und verträgt ſich ganz 
gut mit den conſtitutionellen Principien auch dann, wenn man im 
Falle einer jo ſchweren Schädigung, wie wir fie in dieſer Con: 
ceſſionsurkunde erblicken, daneben auch an den Monarchen heran 
tritt, in der Überzeugung und durchdrungen von dem Gefühle, dass 
der Monarch mehr iſt als der Hampelmann ſeiner Miniſter. Es 
find ja die Laſten, welche die Gemeinde Wien durch dieſe Conceſſions⸗ 
urkunde übernimmt, außerordentlich große. Nicht nur, daßs wir auf 
eine ſehr lange Reihe von Jahren auf die Einkommenſteuer und 
alle anderen Umlagen verzichten, find wir auch gezwungen, ohne 
dass wir eigentlich heute noch wiſſen, um was es ſich im Detail 
handelt, eine Menge von ſehr wertvollen Gründen abzutreten. Es 
iſt in der Conceſſion die Beſtimmung, dafs alle diejenigen Grund⸗ 
beſtandtheile, welche für den Bahnbau erforderlich ſind, unentgeltlich 
von der Gemeinde inſoweit abgetreten werden ſollen, als ſie 
heute nicht ſchon als Baugrund bewertet ſind; und das muthet 
man uns zu in einem Augenblicke, wo uns die Detailpläne voll: 
ſtändig fehlen, wo wir wohl die Haupttrace kennen, aber über die 
Detailausführung gar keine Kenntnis haben, wo wir alſo die Größe 
der Laſten, die wir damit übernehmen, abſolut nicht bemeſſen können. 
Wenn wir ſolche Opfer bringen, dann ſollen wir nach der Meinung 
der Herren Dr. Mittler und Herrdegen einfach ſtill zus 
ſchauen, wie das Handelsminiſterium über unſere Köpfe hinweg 
entſcheidet? Was wären wir da für Gemeindevertreter? Iſt es 
denn nicht unſere Pflicht, uns zu rühren und für die Intereſſen 
der Gemeinde zu reden? Und, meine Herren, ich kann Ihnen 
ſagen, es iſt traurig genug, dafs es einem Mitgliede der Oppofition 
vorbehalten blieb, überhaupt in dieſer Sache einen Antrag zu ſtellen. 
Wäre es auf die Herren angekommen, ſo hätten Sie gar nichts in 
der Sache gethan, Sie hätten ruhig zugeſehen, wie die Rechte der 
Gemeinde mit Füßen getreten werden, wie über unſer Eigenthum 
verfügt wird, ohne daſs man uns befragt oder daſs man mit uns 
in Verhandlungen getreten wäre. 
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Meine Herren! Das iſt nicht der Standpunkt, auf dem man 
die Intereſſen der Gemeinde richtig und mit Nachdruck vertritt. 
Darum kann ich nicht nur nicht finden, dass die Anträge des Herrn 
Gem.⸗Rathes Steiner übel angebracht find, dass fie an irgend 
welchen unbegreiflichen Gegenſätzen leiden, ſondern fie find in hohem 
Grade dankenswert und für uns ein ehrendes Zeugnis, wenn wir 
uns auch die Zuſtimmung des Herrn Dr. Mittler damit nicht 
errungen haben. 


Ich möchte zum Schluſſe nur noch eines ſagen: Ich bin 
mit dem Antrage, den der Herr College Dr. Mittler bezüglich 
des Verfalles der Caution und bezüglich der Zuweiſung dieſer 
Caution an die Wiener Verkehrsanlagen-Commiſſion geſtellt hat, 
vollſtändig einverſtanden. Aber ich hätte gewünſcht, daßs, wenn 
ſchon die Frage angeregt wurde, und es iſt ja erſichtlich, dass ſich 
der geehrte Herr Vorredner ſpeciell mit dieſem Punkte befasst hat, 
weil er ihn in der General-Debatte zum Gegenſtande ſeiner Aus— 
führungen gemacht hat, ihm etwas anderes aufgefallen wäre, und 
das iſt die höchſt zweideutige Beſtimmung, daſs dieſe Caution für 
verfallen erklärt werden kann. Meine Herren! Wenn Sie über: 
haupt die ganze Conceſſion von a bis 2 durchſchauen, ſo werden 
Sie die Tendenz, von der dieſe Conceſſion überall durchdrungen ift, 
Sofort in den verſchiedenen „möglichſt“, thunlichſt“ u. ſ. w. auf das 
genaueſte erkennen. Überall, wo der Geſellſchaft eine Verpflichtung 
auferlegt werden ſoll, wird „thunlichſt“ und „möglichſt“ gejagt, 
d. h. wir geben der Geſellſchaft ein Thürl, wo ſie einfach hinaus— 
ſchlüpfen kann. Über das „möglichſt“ und „thunlichſt“ entſcheidet 
das Handelsminiſterium, und ich glaube, das Handelsminiſterium 
wird der Geſellſchaft, der es dieſe Conceſſion ertheilt hat, auch dann 
wahrlich nicht wehe thun. Wenn der Herr Vorredner erwähnt hat, 
dafs im Eingange der Conceſſion ſich auf eine Reihe von Geſetzen 
und Verordnungen berufen wird, welche das Verhältnis der Bahn 
zum Staate, zum Publicum, mit einem Wort, die ganzen Betriebs⸗ 
verhältniſſe u. |. f. regeln, jo erwidere ich ihm darauf nur 
Folgendes: Die Art und Weiſe, wie von Seite einer ganzen Reihe 
von Privatgeſellſchaften bisher trotz dieſer Beſtimmungen in den 
verſchiedenen Geſetzen und Verordnungen mit den öffentlichen 
Intereſſen umgegangen wurde, die Art und Weiſe, wie dieſen 
Verordnungen in der unglaublichſten Weiſe ſeitens der Privat⸗ 
Eiſenbahn⸗Verwaltungen hohngeſprochen wurde, gibt für jedermann, 
der die Verhältniſſe kennt, den Beweis, dass die Aufzählung dieſer 
Paragraphe uns vor Unannehmlichkeiten nicht ſchützen wird, wie 
wir fie beiſpielsweiſe bei der Tramway-Geſellſchaft erfahren haben. 


Ich erkläre Ihnen, meine Herren, genau ſo wie die Tramway⸗ 
Miſere uns fortwährend moleſtiert und wir aus den Streitigkeiten 
und Zwiſtigkeiten mit dieſer Geſellſchaft nicht herauskommen, genau 
ſo und noch viel ärger wegen des erweiterten Umfanges wird es 
uns mit der neuen Stadtbahn ergehen; und wenn wir dann Klagen 
und Recriminationen erheben, ſo wird man uns mit Recht vorhalten, 
was auch heute bereits geſagt worden iſt: was wollt Ihr denn 
haben, Ihr habt ja freudig dieſer Conceſſion zugeſtimmt, im Gegen⸗ 
theile, es wurde als Competenzüberſchreitung von Euch hingeſtellt, 
daſs Einige daran etwas auszuſetzen gehabt haben. 


Ich bitte Sie alſo, den Anträgen der Herren Collegen Steiner 
und Dr. Stern zuzuſtimmen, weil ich feſt überzeugt bin, dass 
wir auf dieſe Weiſe unſere Pflicht, gegenüber der Stadt Wien, 
gewiſs aber auch gegenüber der Allgemeinheit und dem Staate 
thun. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Zur weiteren formellen 
Behandlung erlaube ich mir bezüglich des Antrages Mittler 
auf en bloc-Annahme die Bemerkung, dass derſelbe nicht an- 
genommen werden kann. Die Abſtimmung erfordert nämlich, daſs 
zunächſt der Antrag Steiner zur Erledigung gelange; erſt dann 
können die einzelnen Anträge erledigt werden, welche ſeitens des 
Stadtrathes geſtellt werden. 

Eine Abkürzung iſt nur dann möglich, wenn jene Gemeinde— 
rathsmitglieder, welche außer den Zuſätzen des Stadtrathes noch 
weitere Anträge zu ſtellen haben, ſich bei der Verleſung der 
einzelnen Paragraphen einfach melden und die Anträge formulieren 
und vorlegen, dann könnte die Sache noch heute erledigt werden. 
Wenn aber eine weitere, eingehende Discuſſion in der Special— 
Debatte gewünſcht wird, dann läßt ſich die Sache mit Rückſicht 
darauf, dass eine große Anzahl von Gemeinderäthen nicht in der 
Stadt wohnen, daher wohl kaum länger hier zu halten ſein werden, 
heute nicht erledigen. 

Die Anträge des Stadtrathes kennen die Herren, der Herr 
Referent wird einfach einen Paragraphen nach dem anderen aufrufen, 
und wer dann Zuſätze zu ſtellen hat, möge ſich ſofort melden. 
Wenn die Herren einverſtanden ſind, kann man es in dieſer Weiſe 
machen. (Zuſtimmung.) 

Zu § 1 hat ſich gemeldet Herr Gem. Rath Dr. Hackenberg. 

Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Zum Abſatz 1 würde ich 
einen kleinen Zuſatz⸗Antrag ſtellen, der in der Natur der Sache 
gelegen iſt. 

Es heißt da nämlich (liest): „Der Geſellſchaft iſt die Ver— 
pflichtung aufzuerlegen, bei Kreuzungen der in Zukunft neuzu— 
ſchaffenden Straßenzüge durch die Bahn auf ihre Koſten die Durch— 
läſſe herzuſtellen.“ 

Hier iſt nur die Rede von Durchläſſen, es müfste aber doch 
zur Ergänzung dieſes Theiles auch von Überbrückungen die Rede 
ſein, und ich erlaube mir daher hinter dem Worte „Durchläſſe“ den 
Zuſatz „und Überbrückungen“ zu beantragen. 

Referent: Ich bemerke, dafs ich mir dies auch ſchon hier 
notiert habe. Es iſt ganz richtig, das iſt nur in der Feder geblieben, 
es ſoll heißen, „die Durchläſſe und Überfegungen". 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich ſetze voraus, dass 
die Verſammlung damit einverſtanden iſt, daſs wir fo weiter vor— 
gehen; denn ſonſt müjste bei § 1 ſofort der Antrag Steiner 
erledigt werden. 

Gem.⸗Nath Sebaſtian Grünbeck: Ich glaube, daſs auch 
unſere Partei damit einverſtanden iſt. Die Zuſätze müſſen aber doch 
mit einer kurzen Motivierung beantragt werden, denn ich kann 
mir nicht denken, daſs der Antrag nur fo hingeworfen wird, weil 
ſelbſtverſtändlich der eine oder andere Herr damit nicht einverſtanden 
fein wird. Ich glaube, daſs wir uns heute etwas länger 
aufhalten müſſen, um die Sache doch mit Gründlichkeit zu be— 
handeln. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Alſo zu § 1 wird nicht 
mehr das Wort gewünſcht? (Niemand meldet ſich.) 

Zu § 2? 

Gem.-Nath Steiner: Da iſt auch ein eigenthümlicher 
Abſatz k (liest): „Inſoferne und inſolange, als infolge der im vor— 
ſtehenden Abſatz lit. d gewährten Steuerbefreiung die Vorſchreibung 
einer Staatsſteuer nicht ſtattfindet, ſind auch die bezüglichen 
Landes⸗ und Gemeindezuſchläge nicht einzuheben.“ 
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Grund und Boden will man hergeben und das Miniſterium 
verfügt über die Gebüren, die wir erhalten ſollen, das Miniſterium 
kann ja unſere Gebüren nicht verſchenken.(Gem.⸗Rath Matzenauer: 
Das ſteht ja im Programm!) Ich ſtelle den Antrag, daſs es 
heißen ſoll, ſind auch die bezüglichen Landeszuſchläge nicht ein⸗ 
zuheben. Das Wort „Gemeinde“ hätte zu entfallen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht jemand zu $ 3 
das Wort? 

Gem.-Nath Strobach: Meine ſehr geehrten Herren! Dieſer 
8 3 wurde bereits vorhin citiert. Es wird hier verſucht, geradezu 
eine zweite Conceſſion einzuſchmuggeln, es heißt nämlich hier 
(liest): „Der Bau der Rennweglinie (§ 1, 3. 4) iſt bis Ende 
des Jahres 1900 fertigzuſtellen; die Verbindung mit dem Aſpang⸗ 
bahnhofe iſt jedoch ſchon früher unaufgehalten auszuführen, ſobald 
eine Regelung des Beerdigungsweſens in Wien in der Weiſe eintritt, 
daſs die Benützung dieſer Linie zum Leichentransporte nach dem 
Central-Friedhofe obligatoriſch ſtattzufinden hat.“ 

Wenn dies in dieſer Form angenommen wird, ſo erhält die 
Geſellſchaft, wie ſchon Herr Dr. Geßmann bemerkte, geradezu 
ein Monopol. Wenn Sie bedenken, welches Unglück manchmal in 
Familien einreißt, wenn der Ernährer ſtirbt, wenn Sie bedenken, 
dass die Leute ihre letzte Habe hergeben, um ein anſtändiges Leichen⸗ 
begängnis zu ermöglichen, jo muſs der Gemeinderath von ſeiner 
Verpflichtung durchdrungen ſein, dafür zu ſorgen, daſs das Sterben, 
welches in Wien ohnedies theuer genug iſt, nicht weiter vertheuert 
werde. Dadurch, daſs von dem Hauſe bis zum Bahnhof ein Wagen 
genommen werden muſßs und die Leute vom Bahnhof befördert 
werden bis zum Central: Friedhofe und dort ein zweiter Wagen ge⸗ 
nommen werden mufs, wird die Sache vertheuert und deshalb 
würde ich mir erlauben zu beantragen, dass dieſer Paſſus von: 
„Sobald eine Regelung ꝛc.“ bis „ſtattzufinden hat“ geſtrichen 
werde. Ich bitte meinen Antrag zu unterſtützen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem. Rath Dr. 
Mittler hat zu S 3 ſchon einen Antrag geſtellt. 

§ 4. Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 

8 5. Keine Bemerkung? (Niemand meldet ſich.) 

8 6. 

Gem.-Rath Strobach: Im 8 6 ift ein Paſſus, wo es heißt: 
„welche von der zur Ertheilung der Zuſtimmung zur Benützung 
der betreffenden Straße nach den beſtehenden Geſetzen berufenen 
Straßenbehörde im Einvernehmen mit den Eiſenbahnbehörden vor- 
gezeichnet werden.“ 

Hier wäre allerdings die Frage aufzu werfen, was tritt ein, 
wenn eine Neigung nicht erzielt wird? Da bin ich beauftragt, 
namens des Herrn Gem.-Nathes Dr. Lueger die Erklärung abzu⸗ 
geben, dafs Herr Sectionschef Wittek in der Verkehrs⸗Commiſſion 
erklärt hat, daſs in dieſem Falle die Straße nicht hergegeben zu 
werden braucht. Aus dieſem Grunde iſt die Sache erledigt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Kein Antrag? (Gem. 
Rath Strobach: Nein!) 

8 7. 

Gem.-Nath Strobach: Bei 87 möchte ich beantragen, daßs in 
dem nachfolgenden Satze: „Der Bau und Betrieb der conceſſionierten 
Bahnen ift derart einzurichten, dass dieſelben in erſter Reihe den Be⸗ 
dürfniſſen des ſtädtiſchen Perſonenverkehres möglichſt vollkommen 
genügeleiſten“, das Wort „möglichſt“ geſtrichen werde; möglichſt voll- 
kommen genügeleiſtet auch die Tramwah, und wir wiſſen alle, was für 
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eine elende und erbärmliche Mijere es ift, und dafs wir eine Ab— 
ſtellung nicht erzielen können; ich beantrage daher, das Wort 


„möglichſt“ zu ſtreichen. Solche Paragraphe werden dann wahre 


Kautſchukparagraphe. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: 8 8. 

Gem.⸗Nath Strobach: Im § 8 heißt es: „Alle Bau⸗ 
materialien, die Schienen und ſonſtigen Bahnbeſtandtheile, ſowie 
ſämmtliche Fahrbetriebsmittel und Ausrüſtungsgegenſtände ſind 
ausſchließlich im Inlande, beziehungsweiſe aus inländiſchen Werken 
zu beſchaffen.“ Mit dem kann jeder einverſtanden ſein; dann heißt 
es weiter: „Eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung kann von 
Seite des Handelsminiſteriums inſofern zugeſtanden werden, als 
nachgewieſen werden ſollte, daſs inländiſche Werke nicht in der 
Lage waren, die bezüglichen Lieferungen unter den gleichen Be— 
dingungen hinſichtlich des Preiſes ꝛc. zu bewerkſtelligen.“ (Referent 
ruft: Oder nicht weſentlich ungünſtigeren!) Ich bitte, der zweite 
Satz hebt eigentlich den erſten auf. Geben wir uns keiner Illuſion, 
keiner Täuſchung hin, die Geſellſchaft wird machen, was ſie will, 
fie kann ſich fingierte Offerte vorlegen laſſen, und unſerer In— 
duſtrie wird es wieder gehen, wie es im allgemeinen geht. 

Die Sachen werden von Deutſchland oder von dem Aus— 
lande bezogen und die öſterreichiſche Induſtrie wird nichts haben. 
Ich beantrage daher, den zweiten Punkt ebenfalls zu ſtreichen. 


Bice-Bürgermeifler Dr. Richter: § 9. Keine Einwen⸗ 


dung? (Niemand meldet ſich.) 

$ 10. 

Gem.-Nath Strobach: Bei § 10 iſt genau dieſelbe Wirt- 
ſchaft. Da heißt es: „Die Tarife für den Perſonen-, Gepäcks⸗ 
und Güterverkehr ꝛc. unterliegen der Genehmigung des Handels- 
miniſteriums.“ Damit find wir alle einverſtanden. Dann heißt es 
weiter: „Hiebei ift einerſeits auf die öffentlichen Rückſichten, anderer— 
ſeits auf eine ausreichende Rentabilität der Bahnlinien Bedacht 
zu nehmen.“ — Das iſt auch ſo ein Kautſchukparagraph. (Ironiſche 
Rufe: Das ſind ſchwere Bedingniſſe!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Welcher Antrag wird 
geſtellt? 

Gem.-Nath Strobach: Ich bin noch nicht fertig. Es iſt 
das ſehr dehnbar; wo fängt es an und wo hört es auf? Sie 
könnten wirtſchaften, dass es nicht ſchön iſt, wie fie es bei der 
Donau⸗Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft gemacht haben, und die Be— 
völkerung müſste zahlen, dass ſie ſchwarz wird; aus dem Grunde, 
weil eben eine ausreichende Rentabilität der Bahn ſtattfinden muss. 
Ich beantrage, dieſen Punkt zu ſtreichen, weil es eine ſchwere 
Schädigung der Bevölkerung Wiens wäre, wenn dieſe Leute den 
Fahrpreis dictieren könnten, weil eine Bedingung beſteht, dass die 
Bahn rentabel ſein mußs. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: § 11. Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) 

§ 12. Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 

§ 13. Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 

§ 14. 

Gem.⸗Aath Vincenz Weſſely: Meine Herren! § 14 ſetzt 
feſt, daſs die Frage, inwiefern ähnliche Begünſtigungen, wie ſie 
§ 13 bezüglich der Militärtransporte feſtſetzt, Civilwachkörpern 
(Sicherheits-, Finanzwache u. dergl.) oder anderen öffentlichen 
Organen einzuräumen find, in den Conceſſionsbedingniſſen beſtimmt 
wird. Ich habe in den Conceſſionsbedingniſſen nachgeſchaut und 
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gefunden, daſs im § 18 wirklich ſolche Beſtimmungen enthalten 
ſind, in denen es heißt: 

„Bei Aufſtellung der Perſonentarife wird die beim Stadtbahn— 
betriebe gebotene thunlichſte Erleichterung und Vereinfachung des 
Billet⸗ und Tarifſyſtemes, ſowie der Controle anzuſtreben fein, 

Die Organe der k. k. Sicherheits⸗ und Finanzwache, ſowie 
der ſtädtiſchen Feuerwehr ſind zu den gleichen ermäßigten Preiſen, 
wie ſolche dem k. und k. Militär zugeſtanden ſind, zu befördern. 

Für Schüler öffentlicher Volks-, Bürger- und Mittelſchulen 
ſind Schülerkarten zu ermäßigten Preiſen auszugeben. 

Für Arbeiter ſind zu gewiſſen Tageszeiten verkehrende Züge 
mit ermäßigten Fahrpreiſen einzuführen.“ 

Auf unſere Beamten und Diener iſt aber nicht Bedacht 
genommen worden. Zu wiederholtenmalen iſt hier ſchon geſagt 
worden, dass der Staat für ſeine Beamten ſorgt, daßs die Staats: 
beamten und Diener bei allen Bahnen Fahrpreis-Ermäßigungen 
beſitzen. Nur die ſtädtiſchen Beamten find von dieſer Wohlthat aus⸗ 
geſchloſſen, trotz Reſolutionen, die gefaſst und Petitionen, die einge— 
bracht wurden. Nun glaube ich, dafs wir doch hier über eine 
Stadtbahn⸗Conceſſion zu verhandeln haben, und da, glaube ich, 
iſt es der Gemeindevertretung erſte Pflicht, auf die Gemeinde— 
beamten und Diener zu ſchauen. 

Wir können ſogar darauf hinweiſen, dafs wir eine erkleckliche 
Anzahl von Beamten haben, welche Agenden des Staates zu be— 
ſorgen haben; ich will nicht auf die verſchiedenen Categorien hin— 
weiſen, aber Thatſache iſt es, dals fie im Intereſſe des Staates 
externe Dienſte zu verrichten haben, und dieſe Beamten und Diener 
ſind in der Conkeſſion nicht berückſichtigt. 

Ich glaube, meine Herren, daßs dieſe nicht nur dasſelbe Recht 
hätten, wie hier im § 18 der Conceſſionsbedingniſſe den Staats— 
bedienſteten eingeräumt iſt, wenn ſie durch eine Legitimation nach— 
weisbar im Intereſſe des Staates zu reiſen haben, ſondern daſs 
für ſie das ſogar umſonſt gefordert werden ſollte. Ich will von 
dem aber abgehen, jedoch beantragen, dass bei dieſem Punkte 
ausdrücklich betont werde, dass die ſtädtiſchen Beamten und Diener 
dieſelben Begünſtigungen genießen ſollen, wie die Staatsbeamten 
bei den Staatsbahnen genießen. (Beifall.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: § 15. (Nach einer Pauſe:) 
Keine Einwendung. | 

§ 16. (Nach einer Pauſe:) Keine Einwendung. 

8 17. 

Gem.⸗Nath Strobach: Mein Antrag zu § 17 ift bereits 
durch den Stadtrath erledigt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: § 18. (Nach einer Pauſe:) 
Keine Einwendung. 

§ 19. (Nach einer Pauſe:) Keine Einwendung. 

§ 20. 

Gem.-Nath Strobach: Meine Herren! In § 20, 2. Abſatz, 
heißt es: „Der Staatsverwaltung bleibt das Recht vorbehalten, 
nach Ablauf des Jahres 1910 den Betrieb der conceſſionierten 
Eiſenbahnen zu übernehmen und während der ſodann noch übrigen 
Conceſſionsdauer ſelbſt zu führen.“ 

Dieſer Paſſus iſt eigentlich unrichtig und gehört nicht hinein, 
weil es im Punkt VIII des Programmes, welches ja bereits Geſetz 
iſt, ausdrücklich heißt: „Die im Punkt II bezeichneten Linien der 
Wiener Stadtbahn ſollen für Rechnung der Commiſſion hergeſtellt 
werden, wenn es nicht als zweckmäßig anerkannt werden ſollte, für 
die Ausführung derſelben im Wege der Coneeſſionsertheilung an eine 
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geeignete leiſtungsfähige Privatunternehmung unter Vorbehalt der 
jederzeitigen Einlösbarkeit oder Beſitzübernahme durch den Staat 
u. ſ. w. zu vollziehen.“ 

Nachdem das bereits Geſetz iſt, ſo kann man das in der 
Conceſſionsurkunde nicht laſſen, und ich beantrage daher für den 
§ 20 folgende Faſſung: 

„Der Staatsverwaltung bleibt das Recht vorbehalten, die 
Einlöſung oder Beſitzübernahme jederzeit vorzunehmen.“ 

Ferner beantrage ich, bei demſelben Paragraphen bei Abſatz 3 
in der 4. Zeile zwiſchen den Worten „inveſtierten“ und „Anlage— 
capitales“ das Wort „effectiven” einzuſchalten, jo daſs es dann 
heißt: „des in dieſen Bahnen inveſtierten effectiven Anlagecapitales.“ 

Zu 8 10 hatte ich vergeſſen, eine Anderung zu beantragen. 
Statt der Worte: „Hiebei iſt einerſeits auf die öffentlichen Rück— 


ſichten, andererſeits auf eine ausreichende Rentabilität der Bahn⸗ 


linien Bedacht zu nehmen“, möchte ich mir vorzuſchlagen erlauben: 
„Hiebei iſt ausschließlich auf die öffentlichen Rückſichten Bedacht zu 
nehmen.“ 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht noch jemand 
zu § 20 das Wort? (Niemand meldet ſich.) 

Zu § 21? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. 

Zu § 22? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. 

Zu § 23? 

Gem.⸗Nath Strobach: Im 8 23, Punkt 5, heißt es, daſs, 
wenn der Staat die Bahn übernimmt, er eine Fpercentige Ver— 
zinſung für die Zukunft zu leiſten hat. Nachdem aber früher im 
§ 20 von einer J4percentigen Verzinſung die Rede war, und nach— 
dem, wie Herr Dr. Geßmann bereits ausgeführt hat, der 
Zinsfuß immer mehr ſinkt, ſo ſehe ich nicht ein, warum man auf 
einmal eine 5percentige Verzinſung hineinbringt. Ich möchte alſo 


beantragen, ſtatt Dpercentige — 4percentige Verzinſung zu ſetzen. 


Vice-VBürgermeiſter Dr. Richter: Keine weitere Be— 
merkung? (Niemand meldet ſich.) 

§ 24. 

Gem.-Nath Dr. Mittler: Der S 24 unterſcheidet ſich, 
trotzdem eine gewiſſe Konformität mit dem Schluſsabſatze des § 23 
beabſichtigt iſt, doch weſentlich von demſelben. Es wird nämlich in 
beiden Fällen die Einlöſung der Bahn und das Erlöſchen der 
Bahnconceſſion behandelt. Nun heißt es in dem einem Falle, dass 
vom Tage der Einlöſung der Staat gegen Ausbezahlung des Ein— 
löſungspreiſes ohne weiteres Entgelt in das laſtenfreie Eigenthum 
und in den Genus der Bahnlinien mit allen dazu gehörigen 
beweglichen und unbeweglichen Sachen tritt, während im § 24 
von dem Zugehör die Rede iſt. Weiters heißt es im § 23: „ein- 
ſchließlich des Fahrparkes und der Materialvorräthe, ſowie der 
etwa aus dem Anlagecapitale gebildeten Betriebs- und Reſerve— 
fonde“, während im § 24 vom Betriebs- und Baureſervefond die 
Rede iſt. Nachdem hier offenbar nur eine ſtiliſtiſche Incongruenz 
vorliegt, kann ich mich darauf beſchränken, zu bitten, daſs darauf 
aufmerkſam gemacht werde, daſs eine Übereinſtimmung zwiſchen 
dieſen beiden Stellen hergeſtellt werde. Die Entſtehungsgeſchichte 
iſt wahrſcheinlich darin zu vermuthen, daſs bei § 23 Correcturen 
vorgenommen wurden, die bei § 24 nicht in gleicher Weiſe vor— 
genommen worden ſind. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: § 25. (Niemand meldet 
ih.) § 26. (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. 

Neferent Gem.-Nath Joſef Müller: Soweit ich in der 
Schnelligkeit die Anträge gehört habe, iſt zu § 3 der Antrag 
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geſtellt worden, daſs das Wort obligatoriſch“ auszubleiben habe. Ich 
bemerke nur bezüglich des Leichentransportes, dafs die Gemeinde 
die Regelung des Betriebes vollkommen in der Hand hat. Es 
liegt vollkommen in der Hand der Gemeinde, die Regelung des 
Beerdigungsſyſtems durchzuführen, wie ſie will. Wenn die Regelung 
nicht obligatoriſch durchgeführt wird, ſo iſt ſie eben nicht obli— 
gatoriſch. Ich glaube alſo, daſs Sie dieſen Paragraphen jo annehmen 
können, wie er vom Stadtrathe vorgeſchlagen it. 

Im $ 8 hat der Stadtrath bereits eine Einſchaltung vor— 
genommen, und zwar heißt es im § 8 bezüglich der Vergebung 


des Materiales auch im Auslande „unter den gleichen oder nicht 
weſentlich ungünſtigeren Bedingungen“. Damit wird ausgeſprochen, 


daſs, wenn die Bedingungen ungünſtiger find, man das Recht hat, 
das Material von anderswo zu beziehen. Es kann doch kein Ring, 
kein Cartell geſchaffen werden; man darf doch nicht ein Privilegium 
ſchaffen, dafs die Materialien ausſchließlich hier zu beſchaffen find 
(Rufe links: O ja!), und dann bietet gewiſs auch das Handels— 
miniſterium eine Garantie, da es gewiſs die öſterreichiſchen In— 
tereſſen wahren wird. (Gelächter links.) Gegen den Antrag Dr. 
Mittler, daſs die verfallene Caution für die Verkehrs-Commiſſion 
zu verwenden iſt, habe ich von meinem Standpunkte aus nichts 
einzuwenden. 


Was die Divergenzen in den SS 24 und 23 betrifft, wo es, 
wenn der Staat die Einlöſung beſorgt, in dem einen Abſatze heißt 
„Betriebs- und Reſervefond“ und in dem anderen „Betriebsfond 
und Baureſervefond“, in dem einen Paragraphen „dieſe Sachen“ 
und in dem anderen „Zubehör“, ſo habe ich mich diesbezüglich 
erkundigt und es dürfte das nur auf einem Irrthum beruhen. Es 
iſt in beiden Paragraphen dasſelbe gemeint. 

Ich erſuche daher die Herren, nachdem der Stadtrath die 
Sache wirklich reiflich erwogen hat, die Anträge, die von demſelben 
geſtellt worden find, anzunehmen, und zwar auch aus dem Grunde, 
da es wirklich preſſiert, dafs die Angelegenheit nach dem Antrage 
des. Stadtrathes an das Handelsminiſterium geleitet werde, um 
eventuell zur Berückſichtigung zu gelangen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Zu § 14 der Beding⸗ 
niſſe hat Herr Gem.-Rath Strobach das Wort. 

Gem.- Rath Strobach: Abſatz 3 lautet: „Sämmtliche 
Wagen find als Coupéwagen herzuſtellen und für den Verkehr 
II. und III. Claſſe einzurichten.“ Nachdem bei der Tramway kein 
Claſſenſyſtem herrſcht — auch bei der elektriſchen Bahn Mödling — 
Hinterbrühl nicht — würde es ſich empfehlen, Abſatz 3 folgender— 
maßen zu formulieren: „Sämmtliche Wagen find als Coupéwagen 
herzuſtellen und für den Verkehr ohne Claſſenunterſchied einzurichten.“ 

Vice-ürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Es liegt vor ein Antrag des Gem.⸗Nathes Steiner, 
lautend (liest): 

„1. Der Gemeinderath ſpricht ſich entſchieden gegen die geplante 
Verleihung der Conceſſion für die Locallinien der Wiener Stadt— 
bahn an die Dampftramway-Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. 
aus; 

2. der Bürgermeiſter wird beauftragt, Sr. Majeſtät dem 
Kaiſer den vorſtehenden Beſchluſs des Gemeinderathes in Form 
einer allerunterthänigſten Petition zur Kenntnis zu bringen und 
Se. Majeſtät zu bitten, der von dem k. k. Handelsminiſterium 
diesfalls ausgearbeiteten Conceſſionsurkunde Allerhöchſtſeine Zur: 
ſtim mung zu verſagen; 
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3. der Gemeinderath beſchließt, es ſeien an den h. Reichsrath, 
an den n.⸗ö. Landtag entſprechende Petitionen zu verfaſſen und 
eheſtens zu überreichen; 

4. für den Fall, als die Verkehrs⸗Commiſſion es ablehnen 
ſollte, den Bau und Betrieb der Localbahnlinien der Wiener 
Stadtbahn für Rechnung der Commiſſion zu führen, erklärt der 
Gemeinderath, daſs die Stadt Wien principiell bereit jet, ſelbſt 
um die Verleihung der allerhöchſten Conceſſion zum Baue und 
Betriebe dieſer Linien einzuſchreiten in der ſelbſtverſtändlichen Vor— 
ausſetzung, dafs der Stadtgemeinde Wien mindeſtens eben fo günſtige 
Bedingungen zugeſtanden werden, als der Dampftramwah-Geſell— 
ſchaft vormals Krauß & Comp.; 

5. der sub Punkt 4 erwähnte Beſchluſs iſt ſofort dem Handels- 
miniſterium und der Verkehrs-Commiſſion ſchriftlich bekanntzugeben; 

6. die Beſchaffung des für den Bau und die Inſtruierung der 
Locallinien der Wiener Stadtbahn erforderlichen Aulagecapitales 
hat im Wege eines ob der für die Locallinien der Wiener Stadt— 
bahn zu eröffnenden Einlage des Eiſenbahnbuches ſicherzuſtellenden 
mit 4 Percent verzinslichen Prioritätsanleihe der Stadt Wien zu 
erfolgen; 

7. die vorſtehenden Beſchlüſſe des Gemeinderathes ſind in 
ſämmtlichen Tagesblättern vollinhaltlich zu veröffentlichen und zu 
placatieren und überdies in einer von beiden Parteien des Ge— 
meinderathes gemeinſam in die Volkshalle des Rathhauſes einzu— 
berufenden großen Verſammlung der Wähler der Stadt Wien, der 
Wählerſchaft zur Sanction zu unterbreiten.“ 

Weiter liegt ein Antrag des Gem. » Nathes Dr. Stern 
vor, welcher lautet (liest): „Der Gemeinderath in Feſthaltung 
ſeines Beſchluſſes vom 27. Mai 1892 ſpricht ſich gegen eine Ver— 
leihung der Conceſſion für Localbahnen an die Dampftramwahy— 
Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. aus.“ 

Dieſer Antrag iſt identiſch mit Punkt 1 der Anträge 
Steiner. Weiters lautet der Antrag (liest): „beſchließt vielmehr, 
um die Verleihung der Conceſſion zum Baue und Betriebe dieſer 
Bahnen einzuſchreiten“ — iſt identiſch mit dem zweiten Abſatze 
des Punktes 4 des Antrages Steiner — (liest:) „und richtet 
an den Bürgermeiſter das Erſuchen, dieſerhalb mit der Regierung 
in Verhandlung zu treten“ — das iſt ſelbſtverſtändlich. 

Der Antrag Mittler bezieht ſich auf Punkt 3. Der Herr 
Referent hat ſich accommodiert. 

Dann liegt der Antrag Röhrl vor: „Es ſolle der Coneeſ— 
ſionswerber Krauß & Comp. verpflichtet werden, dafs die Bahn 
auch in Gaudenzdorf von der Kobingergaſſe bis zur Schlachthaus— 
brücke direct auf dem rechten Wienufer geführt werde, nicht, wie 
die Conceſſion lautet, durch die Gürtelſtraße und Jakobsgaſſe. Und 
weiters: „Es ſoll der elektriſche Betrieb eingeführt werden.“ 

Endlich liegt zu § 1 ein Zuſatz-Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Huber vor, welcher ſich darauf bezieht, daßs der 
elektriſche Betrieb bei den Stadtbahnlinien einzuführen ſei. 

Die Abſtimmung, glaube ich, hat in folgender Weiſe zu 
erfolgen: 

Es kommt zuerſt zur Abſtimmung der Punkt 1 der Anträge 
Steiner, rückſichtlich Dr. Stern. Wird dieſer Antrag abge— 
lehnt, dann kommt Punkt 4 zur Abſtimmung, welcher ſich darauf 
bezieht, daſs die Gemeinde Wien ſelbſt um die Conceſſion einzu: 
ſchreiten habe. Wird dieſer Antrag abgelehnt, dann kommen die 
Anträge des Stadtrathes, nach dieſen die Zuſatz-Anträge, welche 
Herr Gem.-Rath Strobach und die übrigen Herren geſtellt 
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haben. Wenn keine Einwendung erfolgt, jo werde ich die Ab— 
ſtimmung in dieſer Weiſe leiten. Alſo zur Abſtimmung gelangt 
(liest): „Der Gemeinderath ſpricht ſich entſchieden gegen die 
geplante Verleihung der Conceſſion für die Locallinien der Wiener 
Stadtbahn an die Dampftramwah-⸗Geſellſchaft vormals Krauß 
& Comp. aus.“ Ich bitte jene Herren, die dieſem Antrage zu— 
ſtimmen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Es ſind 33 Stimmen 
dafür, 41 dagegen. Dieſer Antrag iſt abgelehnt. Infolge 
deſſen entfällt Punkt 2 und 3. 

Nun kommt folgender Antrag zur Abſtimmung. (Liest:) 
„Für den Fall, als die Verkehrs⸗Commiſſion es ablehnen ſollte, 


den Bau und Betrieb der Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn 


für Rechnung der Commiſſion zu führen, erklärt der Gemeinderath, 
dafs die Stadt Wien principiell bereit ſei, ſelbſt um die Verleihung 
der Allerhöchſten Conceſſion zum Baue und Betriebe dieſer Linien 
einzuſchreiten in der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, dass ihr 
dieſelben Bonitäten zukommen.“ 

Das iſt identiſch mit Punkt 2 des Antrages Dr. Stern. 
Ich bitte jene Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden 
find, fi) von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Der An⸗ 
trag iſt mit 39 gegen 32 Stimmen abgelehnt. 

Damit entfallen die Punkte 5, 6 und 7. 

Nun kommen wir zum Antrage Dr. Mittler. Es mögen 
die Anträge des Stadtrathes, welche den Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Hackenberg — dafs es im Punkt 1 nach „Durch— 
läſſe“ heiße „und Überbrückungen“ — als Zuſatz bekommen 
„en bloc angenommen werden“. 

Ich erſuche jene Herren, welche mit der en bloc-Annahme 
der Stadtraths-Anträge einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Dieſer Antrag iſt angenommen. 

Zu Punkt 2 beantragt Herr Gem.-Rath Steiner, dass im 
Punkte k der Conceſſion, wo es heißt (liest): „Inſoferne und 
inſolange als im Falle der im vorſtehenden Abſatze gewährten 
Steuerbefreiung die Vorſchreibung einer Staatsſteuer nicht ftatt- 
findet, find auch die bezüglichen Landes- und Gemeindezuſchläge 
nicht einzuheben“ — das Wort „und Gemeindezuſchläge“ weg⸗ 
gelaſſen werde. 

Ich bitte die Herren, welche hiemit einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Es ſind 33 Stimmen dafür. Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Rufe links: Gegen die Intereſſen der Gemeinde!) Jeder kann 
ſtimmen, wie er es mit ſeinem Gewiſſen vereinbarlich findet. 

Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Es iſt die Mino- 
rität dafür. Der Antrag iſt abgelehnt. 

Zu 8 3, Abſatz 4, welcher lautet (liest): „Der Bau der 
Rennweglinie iſt bis Ende des Jahres 1900 fertigzuſtellen, die 
Verbindung mit dem Aſpangbahnhofe iſt jedoch ſchon früher un- 
aufgehalten auszuführen“, beantragt Herr Gem.-Rath Strobach, 
die folgenden Worte „ſobald eine Regelung des Beerdigungsweſens 
in Wien in der Weiſe eintritt. daſs die Benützung dieſer Linie 
zum Leichentransporte nach dem Central-Friedhofe obligatoriſch 
ſtattzufinden hat“, wegzulaſſen. 

Die Herren, welche für die Weglaſſung ſtimmen, wollen die 
Hand erheben. (Geſchieht.) 33 Stimmen ſind dafür. 

Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 39 Stimmen ſind 
dagegen. Der Antrag iſt abgelehnt. 
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Im § 10 heißt es bei den Tarifen folgendermaßen (liest): 
„Hiebei iſt einerſeits auf die öffentlichen Rückſichten, andererſeits 
auf eine ausreichende Rentabilität der Bahnlinien Bedacht zu 
nehmen.“ 

Es wird nun von Herrn Gem.⸗Rath Strobach beantragt, 
„hiebei iſt ausſchließlich auf die öffentlichen Rückſichten Bedacht zu 
nehmen“. Die Herren, welche dieſer Faſſung zuſtimmen, wollen die 
Hand erheben. (Geſchieht.) 34 Herren ſind dafür. 

Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 38 Herren ſind 


dagegen. Der Antrag iſt abgelehnt. (Unruhe links. Ein großer 


Theil der Mitglieder der linken Seite entfernt ſich.) 

Zu § 14 zu dem Abſatze, betreffend die Bedingniſſe, beantragt 
Herr Gem.⸗Rath Vincenz Weſſely, es möge hier der Beiſatz 
gemacht werden, daſßs den ſtädtiſchen Beamten und Dienern dieſelben 
Begünſtigungen zu Theil werden, wie den Staatsbeamten bei den 


Staatsbahnen. Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zu⸗ 


ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Nun kommen wir zu § 20. Da iſt im zweiten Abſatze, wo 

davon geſprochen iſt, daſs der Staatsverwaltung das Recht vor: 

behalten werden ſoll, nach Ablauf des Jahres 1910 den Betrieb 


zu übernehmen, beantragt worden: „Die Einlöſung oder Betriebs- 


übernahme iſt der Staat jederzeit berechtigt vorzunehmen“. 

Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Abgelehnt. 

Im Punkte 3 bei den Worten „inveſtierten Anlagecapitales“ 
wird die Einſchaltung des Wortes „effectiv“ beantragt. 


Ich bitte die Herren, die mit dieſer Einſchaltung einverſtanden 


ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

In 5 23, Abſatz 5, heißt es (liest): 

„5. Dem Staate wird das Recht vorbehalten, wann immer 
anſtatt der noch nicht fälligen jährlichen Zahlungen eine Capitals- 
zahlung zu leiſten, welche dem Betrage des auf die eingelösten 
Bahnen entfallenden Theiles der im Zeitpunkte der Einlöſung nach 
dem genehmigten Tilgungsplane noch ungetilgt aushaftenden 
Prioritäts⸗Anlehensſchuld zuzüglich des zu 5 Percent pro Jahr, 
Zins auf Zins gerechnet, discontierten Capitalswertes der nach 
den Beſtimmungen im Abſatze 3 außer den zur planmäßigen Ver: 
zinſung und Tilgung der Prioritätsſchuldenquote erforderlichen 
Beträgen halbjährig zu leiſtenden Zahlungen gleichkommt.“ 

kun wird beantragt, es möge die Abänderung auf „4 Percent“ 
vorgenommen werden. Ich bringe die höhere Ziffer von 5 Percent zur 
Abſtimmung und bitte jene Herren, welche dieſer Ziffer zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt angenommen. 
(Widerſpruch. — Rufe: Gegenprobe!) Alſo bitte ich jene Herren, 
welche für die Diction „5 Percent“ ſind, alſo für die höhere Ziffer, 
ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Iſt mit 28 gegen 26 Stimmen 
abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Abſtimmung über 4 Percent. Ich bitte 
die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Damit iſt die Abſtimmung beendet, bis auf die Anträge der 
Herren Gem.⸗Räthe Dr. Mittler, Röhrl und Dr. Huber. 

Zu § 3 iſt beantragt von Herrn Dr. Mittler die Ein— 
ſchaltung, daj3 die Caution zu Gunſten der Verkehrs⸗Commiſſion zu 
verfallen habe. Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
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Dann iſt vom Herrn Gem.⸗Rath Dr. Huber ad $ 1 der 
Antrag geſtellt worden, welchen die Herren in der Vorlage finden. 
Ich bitte die Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommt der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Röhrl. 
Die Bahn in Gaudenzdorf am linken Ufer zu führen anſtatt am 
rechten. Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu er⸗ 
heben. (Nach einer Pauſe:) 

Der Herr Referent erklärt, daſs das überhaupt in die Con- 
ceſſion nicht gehöre. Der Antrag iſt übrigens abgelehnt. 

Jetzt kommt der Schluſs⸗Antrag des Herrn Referenten, dais 
eine Petition an das Handelsminiſterium zu richten ſei, in welcher 
dieſe Wünſche und Abänderungen zur geneigten Berückſichtigung 


vorgelegt werden. 


Ich bitte die Herren, welche zuſtimmen, die Hand zu erheben. 

(Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: A. Abänderungen des Entwurfes (der Entwurf be- 
findet ſich in Nr. 49 des Amtsblattes auf pag. 1297 u. ff. 
abgedruckt): 

Ad 81, Zuſatz zu Z. 1: 

Der Geſellſchaft iſt die Verpflichtung aufzulegen, 
bei Kreuzungen der in Zukunft neu zu ſchaffenden 
Straßenzüge durch die Bahn auf ihre Koſten die Durch⸗ 
läſſe und Überbrückungen herzuſtellen. 

Punkt 4 hat zu lauten: „Dornbach —Pötzleins⸗ 
dorferlinie: mit einer Abzweigung von einem geeigneten 
Punkte der inneren Ringlinie zu der Gürtellinie und 
Vorortelinie mit Fortſetzung gegen Dornbach und 
Pötzleinsdorf.“ 

Der dermalige Punkt IV (Rennweglinie) wird 
Punkt 5. 

Ad 8 3, Alinea 1, Z. 3, iſt ſtatt „Z. 2 und 4" 
einzuſchalten: „ZB. 2, 4 und 5.“ 

Alinea 4 hat zu lauten: „Der Bau der Linie 
Dornbach — Pötzleinsdorf (§ 1, 3. 4) iſt bis Ende des 
Jahres 1900 fertigzuſtellen.“ 

Alinea 5 (Alinea 4 des Entwurfes) hat zu lauten: 
„Der Bau der „Rennweglinie“ (§ 1, 3. 5) iſt bis 
Ende des Jahres 1900 fertigzuſtellen; die Verbindung 
mit dem Aſpang⸗Bahnhofe iſt jedoch ſchon früher un— 
aufgehalten auszuführen, ſobald und für den Fall als 
eine Regelung ꝛc.“ Desgleichen wäre in den Bedingniſſen 
$ 10, Punkt 7, anſtatt „ſeinerzeit“ „allenfalls einzu- 
führenden“ zu ſetzen. 

Alinea 6 (Alinea 5 des Entwurfes) hat zu lauten: 
„Die Verbindungscurve zwiſchen der Donaucanal- und 
der Gürtellinie iſt gleichzeitig mit der Donaucanallinie 
herzuſtellen. 

Alinea 8 des Entwurfes, Zeile 3 von oben hat 
es ſtatt, kann dieſe Caution als verfallen erklärt werden“ 
zu heißen „kann dieſe Caution zu Gunſten der Ver— 
kehrs⸗Commiſſion als verfallen erklärt werden“. 

Ad $ 8, in der vierten Zeile von unten iſt nach 
„unter den gleichen“ einzuſchalten „nicht weſentlich 
ungünſtigeren“ Bedingungen .... 

Ad 8 17, Zuſatz am Schluſſe: „endlich im Falle 
der verſchuldeten Unterbrechung des Betriebes während 
der Conceſſionsdauer“. 
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Ad 8 20, Zuſatz ad Minen 2: „In dieſem Falle 
hat im Sinne des Artikels 11 des Programmes der 
40percentige Antheil dem Staate zu Gunſten der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen zuzufallen.“ 

Ad 8 21, in der zweiten Zeile der Alinea 1 hat 
es von unten ſtatt „ein Viertel“ zu heißen „50 Percent“ 

und ad § 23, Abſatz 5, Zeile 7, von oben ftatt 
„fünf Percent“ „vier Percent“. 

B. Weiters werden folgende Wünſche ausgeſprochen: 

Ad § 1. Die Einführung des elektriſchen Betriebes 
iſt ſofort bei Eröffnung der Stadtbahn in Ausſicht zu 
nehmen und zu verfügen. 

Der Geſellſchaft iſt die Verpflichtung aufzuerlegen, 
die beſtehenden Strecken durch Hietzing, Lainz, Speiſing 
und die Abzweigung nach Ober-St. Veit als Pferde- 
bahn oder in anderer geeigneter Weiſe im Betriebe zu 
erhalten (ad Z. 1). 

Gelegentlich der Conceſſionsertheilung iſt für den 
Ausbau der im Programme II, B, 1 enthaltenen, die 
Innere Stadt durchquerenden Radiallinien Vorſorge 
zu treffen (ad Z. 3). 

Ad $ 14. Den ſtädtiſchen Beamten und Dienern 
haben dieſelben Begünſtigungen zutheil zu werden wie 
den Staatsbeamten bei den Staatsbahnen. 

Ad $ 23. Im Sinne des Punktes XI des Pro: 
grammes für die Sicherſtellung und Ausführung der 
öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien wird das Ver— 
langen geſtellt, daſs die Staatsverwaltung für den 
Fall der Einlöſung der Bahnlinien durch den Staat 
von dem ſich ergebenden Betriebsreinertrage (§ 20 des 
Conceſſionsentwurfes) bis 31. December 1982 jährlich 
40 Percent an die Commiſſion für die Verkehrsanlagen 
abzuführen habe; dies hat auch ſtattzufinden, wenn in 
den Fällen der SS 17 oder 26 die Conceſſion vor 
Ablauf der Conceſſionsdauer für erloſchen erklärt wird. 

An das hohe k. k. Handelsminiſterium iſt eine 
Petition zu richten, in welcher die vorſtehend formu— 
lierten Abänderungs⸗Anträge und Wünſche zur geneigten 
Berückſichtigung bei Ertheilung der Conceffion vor: 
gelegt werden. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: 
geſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung um 8 ¼ Uhr abends.) 


Sludtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 15. Juni 1893. 
Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Anweſende: Boſchan, Dr. Lederer, 
v. Götz, Dr. Lueger, 


Die Sitzung iſt 


Dr. Hackenberg, Matthies, 
Dr. Huber, Matzenauer, 
Kreindl, Meißl, 
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Müller, Dr. Stenzl, 

v. Neumann, Vaugoin. 
Noske, Dr. Vogler, 
Schlechter, Witzelsberger, 
Schneiderhan, Wurm. 


Beurlaubt: St.⸗R. Dr. v. Billing, Rückauf. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Secretär Roß ner. 


Vice-ürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung. 

(3726.) St.-N. Müller referiert neuerlich über den bereits am 
4. Auguſt 1892 im Stadtrath behandelten Antrag des Gem.-Rathes 
Eigner und Genoſſen wegen Herſtellung einiger nothwendiger Ver— 
bindungsſtraßen zwiſchen den ehemaligen Gemeinden Hernals, Gerſthof ' 
und Währing und ſtellt folgende Anträge: 

I. Es fer der vom Gem.-Rath Eigner angeregten Fortführung 
der Mitterberggaſſe und der Antonsgaſſe bis zur verlängerten Gerſt— 
hofer Hauptſtraße gegen dem zuzuſtimmen, dafs ſich die Wienerberger 
Ziegelfabriks- und Baugeſellſchaft verpflichtet: 

1. den zur Fortführung der Mitterberggaſſe in der Breite von 
1517 m erforderlichen Grund ihrer Cat.-Parc. 446/1 und 446/2 
unentgeltlich und laſtenfrei der Gemeinde Wien ins Eigenthum zu 
übergeben; 

2. den zur Fortführung der Antonsgaſſe erforderlichen Grund 
durch Beſeitigung der auf ihrem Grunde ſtehenden Barrieren dem 
allgemeinen Verkehre freizugeben und das Stakettengitter hart an die 
in der Antonsgaſſe befindliche Holzbude (kleiner Prater) heranzurücken; 

3. der Gemeinde Wien zur beiderſeitigen Abplankung der ver— 
längerten Mitterberggaſſe erforderlichen Plankenbeſtandtheile von der 
ihr hergeſtellten Einplankung ihres Beſitzes unentgeltlich zu überlaſſen. 

Dagegen wäre der genannten Geſellſchaft die Einplankung des 
öffentlichen Feldweges Cat.⸗Parc. 578/1 bei der Roſenſteingaſſe und 
bei der Kreuzung mit der Mitterberggaſſe jedoch nur auf Widerruf 
und gegen dem zu geſtatten, dafs ſich die Geſellſchaft ausdrücklich ver— 
pflichtet, auf dieſem Feldwege keinerlei Excavationen vorzunehmen, an 
dem gegenwärtigen Beſtande dieſer Parcelle nichts zu verändern und 
einen Eigenthuns-Anerkennungspreis von 1 fl. jährlich zu bezahlen. 

Von einer weiteren Fortführung der Mitterberggaſſe, von einer 
entſprechenden Verbindung mit der Gerſthofer Hauptſtraße, wie fie im 
vorgelegten Plane erſichtlich iſt, und von einer regelmäßigen Fort— 
führung der Antonsgaſſe iſt vorläufig mit Rückſicht auf die noch 
fragliche Trace der Stadtbahn Umgang zu nehmen. 

Der in dem Antrage Eigner enthaltenen Anregung wegen In⸗ 
ſtandſetzung der Roſenſtein- und Rokitanskygaſſe erſcheint bereits 
Rechnung getragen. (Angenommen.) 

(3880.) Derſelbe referiert über das Anbot des Alois Nikolai 
auf Ankauf des an feine Bauſtelle Cat.⸗Parc. 5/10, Einl.⸗Z. 866, 
in Währing, XVIII. Bezirk, angrenzenden, zur Arrondierung dieſer 
Bauſtelle erforderlichen Theiles der Cat.⸗Parc. 547/1 im Ausmaße 
von 4575 m? und beantragt, es ſei unter den vom Stadtbauamte 
formulierten ſonſtigen Modalitäten der genannte Grund, ſowie der 
übrige zur Straße entfallende Theil dieſer Parcelle an Nikolai um 
den Pauſchalbetrag von 4000 fl. gegen dem zu überlaſſen, dass der 
genannte Straßengrund in das Verzeichnis über das öffentliche Gut 
übertragen werde. (Angenommen.) 

(2857.) Derſelbe referiert über die Beſtimmung der Baulinien 
und Niveaux für mehrere Straßen des XVII. Bezirkes und ftellt folgende 
Anträge: 
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I. Es werden die Baulinien für die 

1. Dornbacher Hauptſtraße in der Strecke von der Parkſtraße bis 
zum Hauſe Nr. 110, reſpective 119 bei einer Straßenbreite von 
18·96 m nach den Linien A B B. E F G N 0 einerſeits und 
CDHILMP P'Q andererſeits, dann von da bis Nr. 106, 
reſpective 113 bei einer Straßenbreite von 15°17 m nach den 
Linien 8 T und Q R, 

2. für den neuen Straßenzug längs des Alsbaches bei einer Straßen— 
breite von 18°96 m nach den Linien O V' I, reſpective WX, 
dann von da bis zu dem beſtehenden Platze vor dem Hernalſer 
Friedhofe bei einer Straßenbreite von 28 m nach den Linien 
YY und 2“ 2, 

3. für die Verlängerung der Augaſſe bis zur Einmündung in den 
neuen Straßenzug längs des Alsbaches bei einer Straßenbreite 
von 11˙38 m nach den Linien e d einerſeits und g k andererſeits, 
reſpective bei einer Breite von 15 m nach den Linien a a“ Y' 
und b c mit der Abkappungslinie c Y, 


ſtraße bei einer Straßenbreite von 15 m nach den Linien b“ h k m 
einerſeits und film andererſeits beſtimmt und eine 10 m breite 
Abkappung bei b b’ angeordnet. 

II. Die Straßenniveaux werden nach Maßgabe des Planes C 
genchmigt. 

III. Hinſichtlich der Art der Verbauung wird im Sinne des 
8 82 der Bauordnung für Wien feſtgeſetzt, daſs in der Dornbacher 
Hauftſtraße zwiſchen der Augaſſe und der neuen Gaſſe (Linie N 0), 
dann in der neuen Gaſſe (Linie O VVV I“ I“ und WX Z Z. 
Wohnhäuſer einzelnſtehend, mit nur zwei Stockwerken incluſive eines 
etwaigen Mezzanins, wobei jedoch über dieſe Geſchoſſe hinausreichende 
Giebel, Thürme u. dgl. nicht beanſtändet werden und mit je 5 m 
breiten Vorgärten innerhalb der Baulinie, dann in der verlängerten 
Augaſſe gleichfalls derlei Wohnhäuſer mit beiderſeitigen 379 m breiten 
Vorgärten innerhalb der Baulinie in der Strecke de und k g und 
mit 5 m breiten Vorgärten innerhalb der Baulinie in der Strecke 
Va“ a errichtet werden dürfen, wobei die Vorgärtenbreiten als Minimum 
zu gelten haben. 

Der Baublock b c y h b“ (beim Badehauſe) wäre wegen der 
geringen Tiefe von der Verpflichtung zur Errichtung von Vorgärten 
zu entheben und auch in der Hauptſtraße (außer der Strecke N O) 
eine Vorgartenanlage nicht zu bedingen. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt: 

Der Baublock bb“ h Ve darf nur freiſtehend verbaut werden. 
In der Badgaſſe iſt nur an der Stirnſeite in der Strecke der Linie fi 
ein Vorgarten in der Breite von 3°79 m zu bedingen. 

Die Vorſchrift bezüglich der Verbauungsart der neuen Straße in 
der Strecke von der Ottakringerſtraße bis 2“ hat nur bis zur erſten 
Parallelſtraße Anwendung zu finden. 

Referent beantragt weiters: 

IV. Das Bauamt iſt zu beauftragen, nunmehr das Project der 
Alsbacheinwölbung ſchleunigſt vorzulegen. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, mit den anrainenden Grund— 
eigenthümern bezüglich der erforderlichen Grundabtretungen in Ver— 
handlung zu treten. 

Referenten⸗Antrag und Antrag Ritt. v. Neumann wird an— 
genommen. 

(Mit Ausnahme Punkt 4 an den Gemeinderath.) 

(3952.) Derſelbe referiert über die Statthalterei-Erläſſe vom 
6. Auguſt 1891, Z. 46.941, und vom 18. Mai 1893, Z. 31.252, 
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betreffend die Parcellierung des Breitenfelder Kirchenbauplatzes im 
VIII. Bezirke und ſtellt folgende Anträge: 

1. Der genannte Statthalterei-Erlaſs vom 18. Mai d. J. ins⸗ 
beſondere die darin enthaltene Mittheilung, daſs es von der Heran— 
ziehung der Gemeinde Wien für den in Rede ſtehenden Kirchenbau 
ſein Abkommen findet, wird zur Kenntnis genommen; 

2. die Parcellierung der dem Breitenfelder Kirchenbaufond ge— 
hörigen Gründe in der Floriani- und Blindengaſſe im VIII. Bezirke 
Grundb.⸗Einl. Z. 868, 114 und 865 auf zwei Bauftellen, nämlich 
I., Kirchenbauplatz, II Pfarrhofbauplatz und ein Bauſtellenfragment III 
wird nach Maßgabe des vorgelegten Planes unter den vom Magiſtrate 
bezüglich der Grundabtretung und grundbücherlichen Durchführung 
beantragten Modalitäten mit dem Zuſatze genehmigt, daſs die in dem 
bauämtlichen Plane A mit 1— 7, 8—11, und 12—14 umſchriebenen 
Grundflächen nach erfolgter bücherlicher Abtrennung jede in eine 
beſondere Grundbuchseinlage einzulegen und als Eigenthum der Gemeinde 


| Wien mit der Bezeichnung „für Straßenzwecke“ im Grundbuche aus— 
4, für die Badgaſſe zwiſchen der verlängerten Augaſſe und der Haupt⸗ zuzeichnen find. 


( Angenommen.) 
(3917.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Katharina Keck 
um Bauconſens für Or.⸗Nr. 13 Mariannengaſſe IX. Bezirk und 
beantragt die Beſtätigung des Magiſtrats⸗Antrages auf Ertheilung des 
nachgeſuchten Conſenſes gegen Einlöſung des in die Bauarea einzu- 
beziehenden Straßengrundes per 9˙34 m? um den Einheitspreis von 
53 fl. per Quadratmeter, beziehungsweiſe um den Geſammtbetrag von 
495 fl. 2 kr. (Angenommen.) 
(3996.) Derſelbe referiert über das Detailproject für die mit 
Gemeinderaths-Beſchluſs vom 12. Mai 1893, Z. 2754, genehmigte 
Ausführung einer Stockwerks-Aufſetzung im Schulgebäude XVIII. Be— 
zirk, Weinhaus, Köhlergaſſe Nr. 1, und beantragt, die Genehmigung 
des mit 29.592 fl. 73 kr. buchhalteriſch adjuſtierten Detailprojectes 
mit dem Maximalbetrage von 25.000 fl. zur Ausführung. Die 
Arbeiten ſind in der vom Magiſtrate beantragten Art und Weiſe zu 
vergeben und durchzuführen. Unter einem iſt für den Fall des anftands- 
loſen Ergebniſſes der Bau-Commiſſion der Bauconſens zu ertheilen. 
(Angenommen.) 
(3750.) Derſelbe referiert über die Reparatur der Uhr am 
Ottakringer Gemeindehauſe, und beantragt die Genehmigung der 
Reparatur der genannten öffentlichen Uhr um den Betrag von 100 fl. 
im Sinne der Anträge und Bewilligung eines Zuſchuſscredites per 
100 fl. zur Ausg.⸗Rubr. LI I. Angenommen.) 
(3906.) Derſelbe referiert in Betreff der Anweifung eines 
Zehrungsbeitrages für den mit der Inſpicierung des Schulbaues im 
XIII. Bezirke, Unter⸗St. Veit, Auhofſtraße, betrauten Ingenieurs⸗ 
Adjuncten Alois Erthal und beantragt, demſelben ab 5. Juni 1893 
auf die Dauer dieſer Dienſtleiſtung, eventuell bis zu einer etwa früher 
eintretenden Regelung der Commiſſionsgebüren den Zehrungsbeitrag 
von 3 fl. täglich zu bewilligen. Angenommen.) 
(3873, 3866.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Martin 
Jaeger um Ertheilung des Bauconſenſes für den Bau je eines 
Wohnhauſes auf den durch Abtheilung der Realität Or.-Nr. 24 
Porzellangaſſe und des Bauſtellenfragmentes B der Realität Or.⸗Nr. 22 
entſtehenden zwei Bauſtellen, und beantragt die Beſtätigung des Magi⸗ 
ſtrats-Antrages auf Ertheilung der nachgeſuchten Bauconſenſe unter 
Genehmigung des bei dem Haufe auf der linksſeitigen Bauſtelle pro— 
jectierten Riſalites per 15 em Vorſprung und 755 m Länge gegen 
Abrechnung des hiefür erforderlichen Grundes von dem zur Straßen— 
verbreiterung abzutretenden Grunde. Angenommen.) 
4* 
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3186.) Derſelbe referiert über 17 Geſuche aus dem XIII. Be⸗ 
zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt 
die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Herzog Matthias, Maurer und Hausbeſorger; 

Roſenkranz Philipp Jakob, Bäckergehilfe; 

Woneſch Jakob, Schneidergehilfe; 

Franze Joſef Ambros, Geſchäftsleiter; 

Hartmann Wilhelm, Kutſcher; 

Riegler Friedrich, Zahlmarqueur; 

Paar Anton, Zahlmarqueur; 

Vogel Eliſabeth, Private; 

Gautſch Joſef, Dienſtmann; 

Koſek Franz, Wagmachergehilfe; 

Kerbler Franz, Privatier; 

Czerny Joſef, Schuhmachergehilfe; 

Zavislak Franz, Schneidergehilfe; 

Plocek Adalbert, Schuhmachermeiſter; 

Borik Franz, Schwertfegergehilfe; 

Renger Alois, Stadtträger, und 

Kögl Thereſia, Lehrerin der franzöſiſchen Sprache. 

(Angenommen.) 

(3261.) Derſelbe referiert über 12 Geſuche aus dem V. Bezirke 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Langer Ignaz, Tiſchlergehilfe; 

Tham Leopoldine Thereſia, Handarbeiterin; 

Haniſch heinrich, Beamter der Prager Eiſeninduſtrie-Geſellſchaft; 

Schwaigler Joſef, Schloſſergehilfe; 

Asböck Philipp, Taglöhner und Hausbeſorger; 

Widholm Wenzel, Schuhmacher; 

Bibus Eduard, Advocaturskanzliſt; 

Chocholka Karl, Kürſchnergehilfe; 

Menſchl Joſef, Dienſtmann; 

Mayer Joſef, Bürſtenmachergehilfe; 

Böhm Johann, geweſener Tiſchlermeiſter, und 

Hermann Franz, Hutmachergehilfe. (Angenommen.) 

(3757.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche aus dem 
XV. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Sturm Alois, Kaffeekoch; 

Jech Johann, Fabriksarbeiter; 

Mezek Wenzel, Schuhmachermeiſter; 

Herzog Johann, Gaſtwirt; 

Mayer Joſef, Hausknecht; 

Brandſtätter Ferdinand, Geſchäftsdiener; 

Lacina Johann, Schneidermeiſter; 

Lukſchu Leopoldine Anna, Private; 

Muderlak Auguſtin, Brantweinſchenker, und 

Strait Ottomar, Inhaber eines Dienſtvermittlungs-Bureaus. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

(3759.) Derſelbe referiert über zwei Geſuche aus dem XIII. Bezirke 
um Einbürgerung und beantragt die Zuſicherung der Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband an: 

Graf Johann, Gaſtwirt, und 

Ochs Johann Richard, prov. Telegraphenmeiſter der k. k. öſterr. 
Staatsbahnen. (An genommen.) 

(3966.) St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Joſef 
Blau und Dr. Leo Wiener um Conſens zum Umbau des Hauſes 
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Or.⸗Nr. 38 Alſerſtraße, IX. Bezirk, und beantragt die Beſtätigung 
des Magiſtrats⸗Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes unter 
gleichzeitiger Genehmigung der projectierten Vorbauten, und zwar eines 
0˙15 m vortretenden Riſalites in der Länge von 5595 m in der 
Alſerſtraße und in der Länge von 5˙40 m in der Kinderſpitalgaſſe, 
ferner eines 5˙20 m langen und 0˙075 m vorſpringenden Riſalites 
mit einem weiters um 0'225 m vortretenden, 4˙20 m langen Riſalite; 
endlich einer Vortretung an der Ecke in der Länge von 8°38 m mit 
dem Vorſprunge von 015 m und zwei weiter vorſpringenden Leſenen 
in der Länge von 0˙90 m mit dem Vorſprunge von 0'975 m; der 
zu dieſen Vorbauten erforderliche Grund iſt von dem zur Straßen— 
verbreiterung abzutretenden Grunde in Abzug zu bringen. 
(Angenommen.) 

3881.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef 
Sucharipa um käufliche Überlaffung des zur Straße abzutretenden 
Theiles der Cat.⸗Parc. 414/1, Einl.⸗Z. 52 des IX. Bezirkes, und 
um Löſchung des auf der Bauſtelle I feiner Realität Einl. Z. 345, 
IX. Bezirk, haftenden Bauverbotes und beantragt im Sinne der von 
dem St.⸗R. Dr. Lueger gegebenen Anregung, dafs die Aufhebung 
des fraglichen Bauverbotes gegen dem bewilligt werde, daſs der 
Geſuchsſteller den nach Maßgabe eines Einheitspreiſes von 15 fl. per 
Quadratmeter entfallenden Betrag per 335 fl. 40 kr. bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erlege. 

Wegen ſeinerzeitiger Abſchreibung des fraglichen Theiles der ge— 
nannten Parcelle 414/1 und übertragung in das Verzeichnis über 
das öffentliche Gut hat der Magiſtrat das Geeignete zu veranlaſſen. 

(Angenommen.) 

3974.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Max Kropf 
um Ertheilung des Bauconſenſes für ein villenartiges Gebäude XVII., 
Dornbach, Heuberggaſſe Nr. 9, und um Zugeſtehung gewiſſer Bau— 
erleichterungen hiebei und beantragt die Beſtätigung des Antrages des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XVII. Bezirk auf Ertheilung 
des Bauconſenſes gegen grundbücherliche Intabulierung des von dem 
Bauwerber ausgeſtellten Reverſes und Zugeſtehung der angeſuchten 
Bauerleichterungen. ( Angenommen.) 

(3957.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Wiener Bau⸗ 
geſellſchaft und des Wiener Bankvereines um Bewilligung zur Ande⸗ 
rung der Parcellierung in Betreff der Realitäten Einl.-Z. 380, 381 
und 382 Grundbuch Penzing und beantragt, die Umparcellierung der 
Bauſtellen Einl.⸗Z. 380, 381 und 382 Grundbuch Penzing, XIII. Bezirk, 
zwiſchen der Penzinger Hauptgaſſe, der Ameisgaſſe, der Quai-⸗(Parh⸗ 
gaſſe und dem überwölbten Ameisbache auf vier Bauſtellen nach Maß⸗ 
gabe der vorgelegten Pläne unter den vom Magiſtrate beantragten 
Modalitäten mit der Abänderung zu genehmigen, dass der Punkt 3 
der vom Magiſtrate aufgeſtellten Bedingungen folgendermaßen zu 
lauten habe: 

„Punkt 3. Daſs die auf den vier Bauſtellen zu erbauenden 
Häuſer außer einem bewohnbaren Erdgeſchoſſe (Parterre oder Tief— 
parterre) nicht mehr als höchſtens zwei Stockwerke erhalten, wobei ein 
Mezzanin als Stockwerk zu rechnen iſt, jedoch einzelne über dieſe 
Geſchoſſe hinausragende Gebäudetheile, wie Thürme, Giebel u. dgl. 
nicht zu beanſtänden wären. (Angenommen.) 

(3909.) Derſelbe referiert über 38 Geſuche aus dem XII. Be— 
zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, 
die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Rötzer Karl, Glasmalergehilfe; 

Travniöek Eduard, Tiſchlergehilfe; 

Stiegler Karl, k. k. Amtsdiener; 
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Novak Hofe, Schloſſergehilfe; 

Dietz Johann, Bäckermeiſter; 

Führer Georg, k. k. Hof: Küchenſchreiber; 
Riedl Anton, Gaſtwirt; 

Scheidl Anton, Milchmeier; 
Stockreiter Leopold, Milch-Verſchleißer; 
Weigel Julius, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Zitterbarth Anton, k. k. Sicherheitswachmann; 
Boder Franz, Tiſchlermeiſter; 

Vatava Thomas, Streckenmeiſter; 

Irſa Joſef, Apotheker-Laborant; 

Maaz Adolf, Schuhmachermeiſter; 

Wrſchek Franz, Tiſchlergehilfe; 
Holoubek Johann, Webergehilfe; 
Neuwirth Franz, Bahnconducteur; 

Zrun Adolf, Tiſchlergehilfe; 

Zrun Johann, Webergehilfe; 

Chalupa Johann, Geſchäftsdiener; 
Kornhäusl Emanuel, Fabriksarbeiter; 
Jünger Jakob, Fabriksarbeiter; 
Kuantſchnigg Thomas, Tiſchlergehilfe; 
Hynek Joſef, Drechslermeiſter; 

Fiſter Joſef, Hausbeſorger; 

Schifter Joſef, Fabriksarbeiter; 
Tihasek Wenzel, Webergehilfe; 

Kakas Franz, Eiſengießer; 

Sedivß Joſef, Tiſchlermeiſter; 

Jungnikl Joſef, Kutſcher; 

Schloſſer Sylveſter, Kutſcher; 

Wimmer Franz, Maurergehilfe; 

Bachal Joſefine, Bedienerin; 

Hrdina Johann, Fettwarenhändler; 
Schuſſer Alexander, Kürſchnermeiſter; 
Zauſinger Joſef, Privat; 

Zouhar Thomas, Drechslermeiſter. (Angenommen.) 


(3965.) St.-N. Dr. Hackenberg referiert in Abweſenheit der 
an dieſem Acte geſchäftlich intereſſierten St.-R. Wurm und Müller 
über das Anſuchen des Fürſten Adolf Joſef zu Schwarzenberg 
um Bewilligung zur Abtheilung der Realität Einl.-Z. 787 J. Bezirk, 
Neuer Markt (Schwarzenberg-Palais), und beantragt, die angeſuchte 
Grundabtheilung nach Maßgabe der vorgelegten Pläne zu bewilligen. 

(Angenommen.) 


(40 16.) §t.-N. Dr. Cederer referiert über die Fortſetzung der 
Trinkwaſſerzufuhr in verſchiedene ehemalige Vororte-Gemeinden und 
beantragt, im Anſchluſs an die von den StR. Noske, v. Götz, 
Matzenauer und Schlechter gegebenen Anregungen: 

a) Es ſeien in die Trinkwaſſerzufuhr auch einzubeziehen: 

1. Neu⸗Hietzing und Lainz, 

2. Speiſing, 

3 Grinzing, 
und ſeien, wenn ſich dies nicht anders bewerkſtelligen läſst, drei Wägen 
hiezu zu verwenden; 

b) die Beiſtellung eines Trinkwaſſerwagens ſammt Begleiter für 
die Zufuhr von Trinkwaſſer nach Ober-St. Veit ſei mit dem täglichen 
Erforderniſſe von 9 fl. 20 kr. zu genehmigen; 

c) für die Trinkwaſſerzufuhr in den Vororten ſei ein Zuſchuss⸗ 
credit von rund 20.000 fl. zu bewilligen; 


und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 51, 27. Juni 1893. 


— — —Y— U m f W. N — P — ——— . RÄ 


D e . e NN TNINITNNN DIN 


d) der Magiſtrat wird beauftragt, im Wege der magiſtratiſchen 
Bezirksämter und der Bezirksvorſteher eine wirkſame Controle über die 
exacte Durchführung der Waſſerzufuhr in die ehemaligen Vororte— 
Gemeinden insbeſondere in der Richtung, daſs nur vollkommen rein— 
gehaltene Fäſſer hiezu verwendet werden und dafs die Zufuhr zur 
rechten Zeit in den Morgen- und Abendſtunden erfolge, einzuführen. 

(Angenommen; bezüglich Punkt an den Ge— 
meinderath.) 


(4011.) St.-R. Bill, v. Neumann referiert über das An⸗ 
ſuchen des Adolf Haag um Conſens zu baulichen Herſtellungen 
VII., Neubaugaſſe 33, und beantragt die Beſtätigung des Magiſtrats— 
Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes. (Angenommen.) 


(3998.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Salomon 
Stein und Ignaz Fleiſcher um Bewilligung zur Parcellierung 
der Realität Grundbuch II. Bezirk, Einl.-3. 1205, Or.-Nr. 38 
Novaragaſſe auf drei Bauſtellen und beantragt die Genehmigung 
dieſer Parcellierung nach Maßgabe der vorgelegten Pläne unter den 
vom Magiſtrate beantragten Bedingungen. (Angenommen.) 


3872.) Derſelbe referiert über den von der k. k. n.⸗ö. Finanz⸗ 
Procuratur in Vertretung des k. und k. Militär⸗Arars gegen die 
Baulinien⸗Bekanntgabe für die Gumpendorfer Kaſerne in Wien einge⸗ 
brachten Recurs und beantragt die Kenntnisnahme des Magiſtrats— 
berichtes, wonach dieſer Recurs der Baudeputation für Wien vor— 
gelegt wird. (Angenommen.) 

(2919.) St.-. Dr. Stenzl referiert über das Project für die 
Pflaſterung der Van Swietengaſſe, IX. Bezirk, vor dem Garniſons— 
ſpitale mit ſogenanntem geräuſchloſen Pflaſter und beantragt die Ge— 
nehmigung der Pflaſterung mit Holzſtöckel im adjuſtierten Koſtenbetrage 
von 10.066 fl. 43 kr., worauf im Pflaſterpräliminare pro 1893 
Bedacht genommen iſt. Angenommen.) 

(2873.) Derſelbe referiert über das Project für die im Pflaſter— 
präliminare pro 1893 vorgeſehene Pflaſterung der Kolingaſſe zwiſchen 
der Peregringaſſe und dem Schlickplatze, dann der Peregringaſſe, IX. Bezirk, 
mit dem adjuſtierten Koſtenbetrage von 12.435 fl. 1 kr. und beantragt 
die Genehmigung dieſes Projectes. (Angenommen.) 


(3924.) Derſelbe referiert über 17 Geſuche aus dem III. Be— 
zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Drahocoupil Wenzel, Schuhmachermeiſter; 

Weidlich Franz, Schneidermeiſter; 

Sternbach Ignaz, Buchhalter; 

Noſek Friedrich, Kutſcher; 

Wuga Andreas, Portier; 

Kujal Johann, Stadtträger; 

Münnich Joſef, Balletdiener; 

Horn Ignaz, Kaffeeſieder; 

Dolezal Anton, Kanalräumergehilfe; 

Hieſel Joſef, Schloſſergehilfe; 

Kropik Bruno, k. k. Briefträger; 

Markart Johann, Maurer; 

Kirchner Anton, Straßenarbeiter; 

Schuh Johann, Bindergehilfe; 

Witzmann Franz, k. und k. Büchſenmacher des 4. Infanterie- 
Regimentes; 

Riepl Peter, Kutſcher; 


Brezina Johann, Gemeinde-Taglöhner. Angenommen.) 
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3939.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joachim Weidner Marie, Dienſtbote; 
Schöller, Handſchuhmachers, im V. Bezirke, Hundsthurmerſtraße 41, Süß Anton, Hausdiener in der k. k. Hof- und Staatsdruckerei; 
um Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. Schneider Guſtav Hermann, Oberinſpector und General— 
Angenommen.) Agent der Oſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft; 
(3976.) Ht.-N. Schneiderhan referiert über den Bericht des Kohn Jacques, Disponent, und 
Magiſtrates bezüglich der Bauverhandlung, betreffend den Bau einer Halle Salh, Fabrikant und öffentlicher Geſellſchafter der Firma 
Fabrik des Mar Großmann, XII. Bezirk, Unter⸗Meidling, Damm⸗ Posnansky & Streletz. (Angenommen.) 


ſtraße, Einl.⸗Z. 1126, reſpective bezüglich der vom Magiſtrate rück⸗ (3923.) Derſelbe referiert über ſechs Geſuche aus dem VII. Des 
ſichtlich des in dieſer Straße befindlichen 525millimetrigen Rohrſtranges zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt 
der Kaiſer Franz Joſefs⸗Hochquellenleitung abgegebenen Erklärung und die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 
beantragt die Genehmigung dieſer Erklärung. Angenommen.) Krovak Joſef, Kleidermachergehilfe; 
(3959.) Derſelbe referiert über den nach Ludwig Wenninger Kaweeki Stanislaus, k. u. k. Hofreitknecht; 
aushaftenden Licenzgebürenrückſtand per 149 fl. 73 kr. und beantragt Gerstorfer Sebaſtian, Blasinſtrumentenmacher; 
die Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. Ringer Karl, Schilder- und Schriftenmaler; 
Angenommen) Helbling Jakob, Kutſcher und Packer, und 
(3950.) St.-R. Meißl referiert über das Anſuchen des Trenker Franz, Hausbeſorger. (Angenommen. 
Brigittenauer Männerchors um Überlaffung des Sachſenplatzes, (3949.) St.-N. Kreindl referiert über das Offertverhandlungs— 
II. Bezirk, zur Abhaltung eines Feſtes am 2. Juli d. J. und bean⸗ Ergebnis, betreffend Sicherſtellung der Baumeiſterarbeiten für den Canal— 
tragt die Geſuchsgewährung unter den vom Magiſtrate beantragten bau XVIII., Schmid- und Mandlgaſſe, und beantragt, es ſeien die 
Modalitäten. (Angenommen.) eingelangten drei Offerte abzulehnen und es ſei eine neue Offert— 
(3958.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Notars verhandlung auszuſchreiben. (Angenommen.) 
Dr. Joh. N. Schüller um Bekanntgabe des Preiſes für den in 3870.) Derſelbe referiert über das Project für die im Pflaſterungs⸗ 
die Area des Hauſes Or. Nr. 5 Große Sperlgaſſe, II. Bezirk, nach präliminare pro 1893 vorgeſehene Neupflaſterung eines Theiles der 
Maßgabe der Baulinie einzubeziehenden Grund und beantragt, den Hirſchengaſſe im XIX. Bezirke im veranſchlagten Betrage von 20.792 fl. 
Kaufpreis für dieſe Grundfläche im Ausmaße von 87:26 m? mit 77 kr. und beantragt die Genehmigung dieſes Projectes. 
6980 fl. 80 kr. (d. i. 80 fl. per Quadratmeter), giltig auf die Dauer Angenommen.) 
von zwei Jahren, feſtzuſetzen. (Angenommen.) (3899.) Derſelbe referiert über die Inſtandſetzung der Ziffer: 
(3971.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Georg blätter der Thurmuhr des Amtsgebäudes im XVIII. Bezirke Währing 
Löwitſch und Em. Pecwal um Feſtſetzung der Schadloshaltung und beantragt Genehmigung der Reparatur der Zifferblätter durch den 
für den im Falle des Umbaues des Hauſes II. Bezirk, Kleine Pfarr- Uhrmacher Richard Liebing um den Betrag von 40 fl., ferner 
gaſſe 6, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 1301, zur Straßenverbreiterung abzu- Genehmigung der Koſten der Gerüſtaufſtellung per 75 fl. und Be⸗ 
tretenden Grund im Ausmaße von 230 m? und beantragt die Feſt⸗ willigung eines Zuſchuſscredites per 115 fl. zur Ausgabs⸗Rubrik LI. 
ſetzung der Schadloshaltung mit 30 fl. per Quadratmeter, giltig auf (Angenommen.) 
die Dauer von zwei Jahren. j Angenommen.) (3900.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann 
(3985.) Derſelbe referiert über den Koſtenanſchlag für die Steinzer um Herabſetzung des Pachtzinſes für die ſtädt. Parc. 374 
Erneuerung des Anſtriches und für die Reparatur des ſtromaufwärts in der Ried-Reiſſern in Ober-Sievering und beantragt die Herabſetzung 
gelegenen Gehweges der Augartenbrücke im II. Bezirke und beantragt des Pachtzinſes per 15 fl. auf 10 fl. ab 1. Jänner 1893. 


die Genehmigung der Vornahme der beantragten Arbeiten im veran— Dieſer Antrag wird abgelehnt. 
N Sa nn oe fl. 12 kr. Gedeck) N Ver⸗ (4009.) St.-R. Wurm referiert über die Frage, ob für die 
gebung der Arbeiten im Sinne der Vorſchläge des Magiſtrates. Realität Or.⸗Nr. 3 Frankgaſſe, XVIII. Bezirk, Währing, eine beſchränkte 


j | (Angenommen) Bauweiſe vorzuſchreiben fe, und beantragt, es habe eine Beſchränkung 

en.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom in der Bauweiſe nicht einzutreten und könne die Verbauung nad) $ 42, 

4. Juni 1893, Z. 37299, enthaltend den der k. k. priv. öſter⸗] Abſ. 9 und 10, Bauordnung erfolgen. Angenommen.) 
veichifchen Nordweſtbahn ertheilten Bauconſens für den Bau eines 
freiſtehenden Abortes am Wiener Bahnhofe, und beantragt die 
Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(3916.) St.⸗N. Witzelsberger referiert über das Einſchreiten 

der Feuerwehr Ernſtbrunn um käufliche Überlaffung eines ausrangierten 
Waſſerwagens und beantragt, den Magiſtrat zu ermächtigen, den von 
der aufgelösten freiwilligen Feuerwehr Weinhaus herrührenden Waffer- 
wagen der genannten Feuerwehr um den Betrag von 50 fl. käuflich 


(3893.) St.-. Matthies referiert über die Umdeckung des 
Dachſtuhles am Schulgebäude III., Kolonitz-Löwengaſſe, und beantragt 
die Genehmigung der genannten Herſtellung mit dem bedeckten Koften- 
erforderniſſe von 2022 fl. 3 kr. Angenommen.) 

(3922.) Derſelbe referiert über vier Geſuche aus dem VII. Be: 
zirke um Einbürgerung und beantragt die Zuſicherung der Auf— 
nahme in den Wiener Gemeindeverband an: 


zu überlaſſen. Angenommen.) Humann Karl, Verkäufer; 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grüblüber nimmt den Drewes Adolf Paul, Taſchnergehilfe; 
Vorſitz.) Aberl Heinrich, Gürtlergehilfe, und 
(3925.) Derſelbe referiert über fünf Geſuche aus dem III. Be⸗ Reiſinger Lorenz, Geſchäftsdiener. (Angenommen.) 
zirke um Einbürgerung und beantragt die Zuſicherung der Auf— (3921.) Derſelbe referiert über eilf Geſuche aus dem V. Bezirk 


nahme in den Wiener Gemeindeverband an: um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt: 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 51, 27. Juni 1893. 


NIIT NN AN TUI TI —T— TTL rr 


INN Q N QNNNÆ NN 


a) die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 


Sukdolak Joſef, Schneidermeiſter; 

Bureſch Joſef, Tiſchlergehilfe; 

Emeder Joſe Fiaker⸗Kutſcher; 

Vogt Johann, Kutſcher und Hausbeſorger; 

Schiebl Georg, Fleiſchhauer; 

Lendel Ignaz, Maurer und Hausbeſorger; 

Holzer Georg, Schneidermeiſter; 

Jelletz Wilhelm, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Baroch Joſef, Muſiker, und 

Kodytek Anton, Maſchinenwärter; 

b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband an: 

Sebeſta Johann, Band- und Kreisſägearbeiter. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

(3981.) Derſelbe referiert über die nach Edgar Rudan aus— 
haftenden Fracht⸗ und Fahrtauslagen und beantragt die Abſchreibung 
derſelben im Betrage von 2 fl. 42 kr. (Angenommen.) 

(3425, 3496, 3650, 3937.) St.-N. Dr. Vogler referiert 
über die in der Zeit vom 25. Mai bis 2. Juni im 3., 2. und 
1. Wahlkörper des XVII. Bezirkes vorgenommenen Bezirksausſchuſs— 
wahlen und beantragt die Beſtätigung der folgenden Wahlen, u. zw.: 

des Kretſchek Karl, Trödlers und Hausbeſitzers, XVII., Hernals, 
Steinergaſſe 13, gewählt mit 438 Stimmen von 450 erſchienenen 
Wählern des 3. Wahlkörpers; 

des Franz Joſef, Bürgerſchullehrers, XVII., Hernals, Kirchen— 
gaſſe 40; 

des Reiſinger Johann, Gaſtwirtes und Hausbeſitzers, XVII., 
Dornbach, Urbangaſſe 3, gewählt mit 182, beziehungsweiſe 180 Stimmen 
von 190 erſchienenen Wählern des 2. Wahlkörpers; 

des Bittermann Ferdinand, Hausbeſitzers, XVII., Hernals, 
Alsbachſtraße 47; 

des Hanke Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißers und Hausbeſitzers, 
XVII., Hernals, Joſefigaſſe 57, gewählt mit 46, beziehungsweiſe 
44 Stimmen von 47 erſchienenen Wählern. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(3946.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Anna Marie 
Klingsbigl, Schuldirectorswitwe, um Anweisung der Witwen— 
penſion und einer Penſionszulage und beantragt, die Anweiſung der 
normalmäßigen Witwenpenſion jährlicher 633 fl. 33 ½ kr. auf die 
Dauer des Witwenſtandes vom 1. Mai 1893 angefangen ſowie des 
Sterbequartales per 475 fl. aus der Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen 
ſeinerzeitige Abrechnung mit der n.. Lehrerpenſionscaſſa. 

Angenommen.) 

(4017.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Oberlehrers— 
witwe Marie Brucha um Anweiſung der Witwenpenfion und be— 
antragt, derſelben die normalmäßige Witwenpenſion per 433 fl. 33 ½ kr. 
aus der Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen ſeinerzeitige Abrechnung mit 
der n.⸗ö. Landes⸗Lehrerpenſionscaſſa anzuweiſen. Angenommen.) 

(3963.) Derſelbe referiert über vier Geſuche aus dem IX. Be— 
zirke puncto Einbürgerung und beantragt die Zuſicherung der 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband an: 

Zwack Edmund, Oberbeamter der k. k. priv. allgemeinen öfterr. 

Bodenereditanſtalt, 

Fried Siegmund, Agent; 

Löhr Johann, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer, und 

Pfeifer Georg, Steindruckergehilfe. (Angenommen.) 
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(3790.) St.- N. Vaugoin referiert über die von Marie 


Dworzak angebotene Graberhaltungswidmung bezüglich des Einzeln⸗ 


grabes Gruppe 15 A, Reihe 16, Grab-Nr. 4 im Central-Friedhofe 


per 300 fl. Silberrente und beantragt die Annahme dieſer Grab— 


erhaltungswidmung unter den vom Magiſtrate beantragten Modglitäten. 
(Angenommen.) 
(3836.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Seelforger- 
amtes in Gerjen, Comitat Tolnau, um Unterſtützung der durch Über⸗ 
ſchwemmung arg geſchädigten Einwohner der Gemeinde Gerjen und 
beantragt die Gewährung eines Unterſtützungsbetrages per 50 fl. 
(Abgelehnt.) 
(3812 und 3780.) Derſelbe referiert über rückſtändige Beerdi⸗ 
gungsgebüren nach 47 Parteien des X. Bezirkes im Geſammtbetrage 
von 162 fl. 12½ kr. und nach 33 Parteien des V. Bezirkes im 
Geſammtbetrage von 148 fl. 90 kr. und beantragt die Abſchreibung 
dieſer Gebüren aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. 
(An genommen.) 
(3914.) St.-R. v. Götz referiert über das Anſuchen des Franz 
Rohrer, Srabkteng- Verſchleißers, um Bewilligung zur Herftellung 
eines Geräthſchaftsſchupfens bei feinem Verkaufslocale auf der Cat. 
Parc. 148 /1 an der Friedhofſtraße in Unter-Baumgarten, XIII. Be⸗ 
zirk, und beantragt die Beſtätigung des Antrages des magiſtratiſchen 
Bezirksamtes für den XIII. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes. 
(Angenommen.) 
(40 15.) Derſelbe referiert über nothwendige Herſtellungen in 
dem ſtädtiſchen Schulgebäude XIII. Bezirk, Penzing, Schulgaſſe 10, 
und beantragt die Genehmigung dieſer mit der budgetmäßig bedeckten 
Summe von 3144 fl. 84 kr. veranſchlagten Herſtellungen. 
(An genommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Bezirkauus ſchüſſ e. 


Ergebnis der am 26. Juni 1893 vom 2. Wahlkörper des XVI. Ge: 
meindebezirkes vorgenommenen Wahlen für den Bezirksausſchuſs 
mit der Functionsdauer bis 1897. 


25 2 3 2 5 2 
2 5 Mit abſoluter Stimmenmehrheit 58 
Er wurden gemählt a 325 
2 — 
Schmidt Leopold, Hausbeſitzer, XVI., Payergaſſe 2 235 
Migl Joſef, Vürgerſchullehrer, XVI., Lerchen⸗ 
3 felderſtraße 16 16 ae a ee 11 | 234 
Hennig Karl, Beamter der k. k. Staatseiſenbahn, 
XVI., Hofergaſſe o 


Allgemeine Nachrichten. 


Das Bureau des Bezirksausſchuſſes J. Bezirk, 
welches bisher im neuen An untergebracht war, befindet 
ſich vom 28. Juni d. J. an im alten Rathhauſe, 2. Stock, 
155 Wippungerſtaße 
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(überreichung der Hausziusertrags⸗Bekenutuiſſe für das 
Jahr 1894.) Zur Bemeſſung der Hauszinsſtener für das Jahr 
1894 find die Zinsfaſſionen ſämmtlicher Häuſer Wiens für die 
Vermietungs⸗Periode vom 1. November 1892 bis 31. October 1893, 
und zwar für jene des J. Bezirkes bis Ende Juni d. J, für 
jene der übrigen Bezirke längſtens bis Ende Auguſt d. J., 
bei den k. k. Steuer⸗Adminiſtrationen der einzelnen Stadtbezirke 
von den dazu Verpflichteten zu überreichen, und zwar: 


Für den I. Bezirk: Stadt, Fleiſchmarkt Nr. 19. 
. II. „ Leopoldſtadt, Große Pfarr— 
gaſſe Nr. 28. 
8 III. und XI. „ Landſtraße, Hauptſtraße Nr. 33. 
„ „ IV., V. „ X. „ IV,, Gußshausſtraße Nr. 7 
„ VI. „ VII. „ Neubaugaſſe Nr. 21. 
W VIII. „ II. „ IX., Lackierergaſſe Nr. 1. 
. XII. „XIII. „ Rudolfsheim (Sechshaus), 
Ullmannsſtraße Nr. 54. 
* XIV. „ XV. „ Rudolfsheim (Sechshaus), 
Meidlingergaſſe Nr. 4 
N XVI. „XVII. „ Hernals, Kirchengaſſe Nr. 33. 
„ „ XVIII. „XIX. „ Währing, Martinſtr. Nr. 100. 


Schulnachrichten. 
(Bezirksſchulrath der Stadt Wien.) 


Auszug aus dem Sitzungs⸗Protokolle der Vollverſammlung des 
Bezirksſchulrathes der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 7. Juni 1893. 

Die Dienſteseigenſchaft eines Unterlehrers wird als eine 
definitive anerkannt. 

Das Anſuchen eines Bürgerſchullehrers um Zuerkennung des 
Sterbequartals anlässlich des Ablebens feiner Gattin, einer Volks— 
ſchullehrerin, wird wegen Mangels eines geſetzlichen Anſpruches 
abgelehnt, dagegen deſſen Alternativgeſuch um gnadenweiſe Be⸗ 
willigung eines Beitrages zu den Leichen: und Krankheitskoſten 
bei der Gemeindevertretung befürwortet. 

Das Anſuchen eines Privatbeamten um Bewilligung eines 
Erziehungsbeitrages für ſein unmündiges Kind, des Sterbequartales 
und Quartiergeldes anlässlich des Ablebens ſeiner Gattin, einer 
Volksſchullehrerin, wird wegen Mangels eines geſetzlichen Anſpruches 
abgewieſen. 

Das Geſuch einer Volksſchullehrerin um nachträgliche Giltig— 
keitserklärung ihres Lehrbefähigungszeugniſſes wird dem k. k. n.=d. 
Landesſchulrathe befürwortend vorgelegt. | 

Der Wiener Stadtrath wird über Einſchreiten eines Bürger⸗ 
ſchullehrers erſucht, den Genannten als definitiven Bürgerſchul⸗ 
lehrer nachträglich dem k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathe präſentieren zu 
wollen. 

Der Magiſtrat wird erſucht, den nach einem Bürgerſchullehrer 
hinterbliebenen Waiſen über erfolgtes Ableben ihrer Mutter anſtatt 
der bisherigen Erziehungsbeiträge eine Concretalpenſion flüſſig zu 
machen. 

Das Anſuchen einer Arbeitslehrerin um Aufhebung der Carenz 
ihrer Remuneration für die Zeit des ihr ertheilten Urlaubes und 
um Zuerkennung des Sterbequartales und des Ouartiergeldes 
nach ihrer verſtorbenen Schweſter, einer Volksſchullehrerin, wird 
abgelehnt, dagegen die gnadenweiſe Bewilligung eines Beitrages 
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zu den Krankheits⸗ und Beerdigungskoſten bei der Gemeinde: 
vertretung befürwortet. 

Einem Volksſchullehrer wird die vierte Dienſtalterszulage vom 
1. Juli 1893 an zuerkannt. 

Das Geſuch eines Bürgerſchullehrers um Abänderung des 
Anfallstages der erſten Dienſtalterszulage wird abgewieſen. 

Mehreren Lehrperſonen wird unter Offenhaltung des Recurſes 
eröffnet, daſs ihnen bei Bemeſſung der Dienſtalterszulagen die 
Zeit innerhalb deren ſie nach ihrer erſten definitiven Anſtellung in 
anderen Schulbezirken in proviſoriſcher Eigenſchaft gedient haben, 
in Abrechnung gebracht werden wird. 

Dem Anſuchen eines Bittſtellers um weitere Aufnahme von 
Schülergruppen wird nur unter der Bedingung entſprochen, daſss der 
Petent die ihm ſeinerzeit ertheilten Aufträge genau einhalte, 
widrigenfalls ihm die ertheilte Erlaubnis ſofort entzogen werden 
würde. 

Bezüglich des Schluſſes des Schuljahres 1892/93 und bezüglich 
der Schüleraufnahme zu Beginn des Schuljahres 1893/94 werden 
Beſchlüſſe gefaſst. 

Bei dem k. k. n.=d. Landesſchulrathe wird die Syſtemiſierung 
der Stelle eines eigenen Religionslehrers für die Bürgerſchule für 
Knaben, III. Bezirk, Sechskrügelgaſſe 11, beantragt. 

Es wird beſchloſſen, dem Lehrer Sylveſter Zlabinger und 
dem Director Anton Fetzmann anläfslich ihrer Verſetzung in 
den Ruheſtand die volle Anerkennung des Bezirksſchulrathes aus⸗ 
zuſprechen. 

Endlich werden Diſciplinarangelegenheiten erledigt. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch 
waren vom 18. bis 24. Juni 1893.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch. 209.348 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 178.437; 
aus Ober⸗Oſterreich — 769; aus M ihren 
— 7826; aus Böhmen — —; aus 
Galizien — 1973; aus Ungarn — 
2263; aus der Bukowina — 180; aus 
Croatien — — Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2017; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 
495; aus Galizien — 22.718; aus Ungarn 
aus der Bukowina — — Kg.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 92; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 44; 
aus Ungarn — —; aus der Bukowina 
— — Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 12.599; 
aus Oberöſterreich — —; aus Böhmen — 
-; aus Mähren — 1046; aus Galizien — 
1445; aus Ungarn — 4635; aus der Bulo- 
wina — — Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗ „Oſterreich — 199; aus 


Kalbfleich . .. 25.230 „ 


Schaffleiſch 136 „ 


Schweinfleiſch 19.725 „ 


Kälber . .. 977 Stück 


Ober⸗Oſterreich —; aus Mähren — 77; 
aus Steiermark — —; aus Galizien — 
695; aus Ungarn — 6; aus der 


Bukowina — —; aus Böhmen — — St.) 
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Schafe 59 Stück Davon aus Nieder- Oſterreich — 58; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— 1; aus Galizien — ; aus der 
Bukowina — —; aus Ungarn — — St.) 

Schweine.. 136 „ Davon aus Nieder ⸗Oſterreich — 75; 
aus Mähren — 2; aus Galizien — 54; 
aus Ungarn — 5; aus der Bukowina 
— — Et.) 

Lämmer... — „ Dason aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Mähren — —; aus Galizien — —; aus 
Ungarn — — St.) 

b) Für den Approviſionierungsverein. 
Rindfleiſch . . 17.363 Kg. Kälber 26 Stück 
Kalbfleiſch .. 30026 „ Schafe 15 „ 
Schaffleiſch . — „ Schweine. — „ 
Schweinfleiſch . 1344 „ Lämmer . 48 „, 


2. Preisbewegung: 


ee Siedfleiſch von 28 bis 64 kr. per Kg. 
e | Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ 100 „ „ „ 
Kalbfleiſchkcch PP „ 0 

e ist rn sone ei 
Schaffleiſch e m 36 1 50 „ „ u 
Schweinfleiſchk mem AO, e e 
rr „ DO a 
fee M e e 
Schweine „ AA 


Die Zufuhren des Rindfleiſches waren im Vergleiche zu jenen 


der Vorwoche etwas ſtärker, hingegen in allen anderen Fleiſchwaren 
ſchwächer. 

Der Verkehr war den Zufuhren entſprechend und was die 
Preiſe anbelangt, ſo erhöhten ſich bloß jene des Rindfleiſches minderer 
Qualität um 2 kr. und jene der Kälber und des Kalbfleiſches um 
2 bis 4 kr. per Kilo, während die Preiſe der übrigen Waren un— 
verändert blieben. 


* 


(Pferdemarkt vom 23. Juni 1893.) 

Zum Verkaufe wurden gebracht: 465 Pferde. 
Preis: für Gebrauchs pferde 85—270 fl. per Stück. 
„ „ Schlachtpferde . 25—57 fl. „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 

Detailpreiſe in der Woche vom 19. bis 24. Juni 1893: 
(Geſchlachtet wurden 89 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſc h... 1 Kg. 20-36 kr. 
Hinteres „„ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſcg nm 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſt eee 2 1 „ 30-48 „ 
Dürre Würſt e > 1, 36-56 „ 
Rohes Fett = 1 „ 36-60 „ 
Geſchmolzenes Fett SE 1 „ 48—80 „ 
Schweif haare 21 Schweif fl. 25— 140. 
Knochen 100 Kg. fl. 1-80 —4.— 
Häute per St. „ 460. 
*. 45 
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(Schlachtviehmarkt vom 26. Juni 1893.) 
1. Auftrieb. 
Maſt vieh: — 3491, Weide vieh — 679. 
Summa . 4019. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1254 
Galiziſche „ 1537 
Deutſche i . . 1347 
Büffel „ 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſen . 3131 
Stiere 545 
Kühe 494 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Percentabzug: 
Ungar. Schlachtthiere .. von 50 bis 61 fl. 


(extrem en, 3 „0 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Galiz. Schlachtthiere. . „ 50 „ 61, ] den beim Handel bereinbarten 
Percentabzug (auf dem heuti⸗ 
(extrem f 62 6 63 10 1 3 1 85 v0 
. 2 welchen der Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere . „ 51 „ 62, | Käufer als Entſchädigung: 
a) für den Gewichts verluſt in⸗ 
(extrem ij 63 1 64 50 N 197 ort Sala 
1 ) für die minderwertigen 
Weidevieh e % — „ — „ Sue ci Horn, 
5 ut, Unſchlitt ꝛc.; 
Stiere S „ — „ — „ e) für die wertloſen Stoffe, 
N wie: Magen⸗ und Darm⸗ 
Kühe e ee e e Zee n — inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Büffel I „„ „„ „ 77 — , — , 
Beinlvienr»nn „ — „ — „ 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


Ochſen . von 19 bis 33 ½ fl. 

Stiere . . „ 23 17 

Kühe. „ 23 „ . 

Büffel. „ 16 3 

Beinlbieh. , — „ — „ 
c) Preis per Stück: 


Beinlvieh .. von 40 bis 104 fl. 


Un verkauft blieben: 
Ochſen .. 31 Stück 
Beinlvie gh. .. 92 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 151 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war ruhig und haben 
ſich die gegen Schluss des vorwöchentlichen Montagsmarktes um 
2 bis 2½ fl. per 100 Kilo ermäßigten Preiſe behauptet. 


% * 


Preisbewegung au der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 24. Juni 1893. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 100 Kg.) .. . von 8 fl. 40 kr. bis 9 fl. 35 kr. S 
Roggen „51 . ee 
Gf... 8 „ aan. RR — 
EIS a ĩðͤ er ae 5 OO z 
Gar aa ner N Bee DD 
b) Mahlproducte. 

G... er er von 14 fl. 45 kr. bis 16 fl. 20 kr. 
Weizenmehl! „ a et 1 2 ” 
Roggenmehl „ 7 „ 20 „ „ 13 „ 80 „8 
Welzenkle e „ % 80 „ „ „ 90 ri 

10 ” 71 5 7 20 75 2. 


Noggen kl eie „ De 
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Städfifdies Lagerhaus. 
Vom 15. Juni bis 22. Juni 1893. 
Waren einge lager 24.725 Meter⸗Centner 
N ausgelagert 33.201 N 


Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
9.654 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 22. Juni 1893: 321.775 Meter⸗Centner, und zwar: 
93.246 Meter⸗Centner Weizen, 30.954 Meter⸗Centner Roggen, 


16.338 1 Gerſte, 23.198 5 Hafer, 
83.801 5 Mais, 2.817 : Olſaateu, 
11.460 1 Mehl u. Kleie, 8.248 1 Wein, 

2.125 . Zucker, 6.415 Hektoliter à 100%/, Spiritus. 


Der Aſſccuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2,969.640 fl. öſt. Währ. 


Hanitätsangelegenheiten. 


(Ginftellung der ſanitären Überwachung von aus Hamburg: 
Altona in Wien einlangenden Reiſenden.) Da nach Titel II des 
1. Theiles der Beſchlüſſe der Internationalen Sanitäts⸗Conferenz in 
Dresden 1893 die Anwendung von Präventivmaßregeln gegenüber 
dem Gebiete von Hamburg⸗Altona dermalen nicht mehr gerechtfertigt 
erſcheint, wird die mit hieramtlicher Kundmachung vom 18. Jänner 
1893, Z. 9441, angeordnete fünftägige ſauitäre Überwachung der 
aus Hamburg⸗Altona hierorts einlangenden Reiſenden mit dem 
heutigen Tage eingeſtellt. 


Gewerbeangelegenheiten. 


(Geuoſſenſchaft der Informationsbureaux zum Zwecke der 
Auskuuftsertheilung über die Creditverhältuiſſe von Firmen.) 
Bei der am 17. Juni 1893 unter Intervention des Genoſſenſchafts⸗ 
Commiſſärs, Magiſtrats⸗Commiſſärs Leopold Maher, wurde: 
Filipp Kohn, II., Rembrandtſtraße 36, zum Vorſteher und 
Jakob Zwillinger, I., Schottenring 17, zum Vorſteher— 
Stellvertreter der obigen Genoſſenſchaft gewählt. 


* * 
v 


(Abgrenzung der Gewerbsbefugniſſe der Zimmer⸗ und 
Decorationsmaler und der Tapezierer.) Über Einſchreiten der 
Genoſſenſchaft der Zimmer- und Decorationsmaler 
und der Genoſſenſchaft der Tapezierer hat die k. k. n. b. 
Statthalterei mit Erlaſs vom 22. Juli 1890, Z. 14609 und — 
im Recurswege — das k. k. Miniſterium des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium, mit Erlaſs vom 
10. Februar 1891, 3. 23393, nachfolgende Beſtimmungen rück- 
ſichtlich der Abgrenzung der Gewerbsbefugniſſe der Zimmer— 
und Decorationsmaler und der Tapezierer gegenüber 
jenen der verwandten Gewerbskategorien, nämlich der Anſtreicher, 
Schilder- und Schriftenmaler, Lackierer und beziehungs- 
weiſe Tapetenerzeuger, Tapetenhändler und Tiſchler, 
ſowie endlich der Trödler, unter Hinweis auf § 36, Alinea 2 der 
Gewerbeordnung, feſtgeſetzt: 

1. Als ausſchließliches Recht kommt den Zimmer⸗ und 
Decorationsmalern die Verrichtung und Herſtellung aller jener 
Arbeiten zu, welche auf Mauerwerk, Stuccaturen inbe— 
griffen, mit Waffer: und Leimfarben ausgeführt werden; ferner find 
die Zimmer- und Decorationsmaler berechtigt, zur Ausführung 
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ihrer Malarbeiten auch Olfarben zu benützen, jedoch mit 
der Beſchränkung, dass, ſoferne es ſich um Malereien handelt, 
welche auf einem mit Olfarben hergeſtellten Anstriche anzubringen 
find, die Herſtellung dieſes Anſtriches dem Anſtreicher zuſteht. 
2. Dagegen gebürt die ausſchließliche Befugnis zur Ver⸗ 
richtung aller jener Anſtreicherarbeiten, welche auf Holz ausgeführt 
werden, ferner von Mauer⸗ und Metallanſtrichen, zu deren 
Herſtellung Ol, Wachs, Lack- und Lazurfarben erforderlich 
find, mit der einen Ausnahme den Anftreichern, daſs bei allen 
Arbeiten aus Holz oder Metall, auf welchen Schriften oder 
plaſtiſche Buchſtaben und dergleichen ausgeführt werden ſollen, der 
Untergrund auch von Schriftenmalern hergeſtellt werden darf. 

3. Die Befugnis zum Spalieren von Tapeten kommt in der 
Regel den Tapezierern und ausnahmsweiſe den Zimmer- und 
Decorationsmalern in dem Falle zu, als das Spalieren in un- 
trennbarem Zuſammenhange mit einer von ihnen auszuführenden 
Malerarbeit ſteht. 

Den Taßpetenhändlern und Tapetenerzeugern als ſolchen kommt 
das Spalieren von Tapeten, d. h. die Übernahme dieſer Arbeit 
nur in der Weiſe zu, dass fie die bei ihnen beſtellte Spalierarbeit 
ſtets durch ſelbſtändige und befugte Tapezierermeiſter vornehmen 
zu laſſen haben. n 

4. Den Zimmer⸗ und Decorationsmalern ſteht die Anbringung 
und Befeſtigung fertiger Plaſtik, von Leiſten und ſonſtiger Ver⸗ 
zierung aller Art an Wänden und Plafonds zu; die Befeſtigung 
von Tapeten und anderen Wandbekleidungen (mit Stoffen, Go⸗ 
belins, Leder u. |. w.) aber bildet eine ausſchließliche Berechtigung 
der Tapezierer. 

5. Das Tapezieren von Möbelgeſtellen ſteht aus— 
ſchließlich den Tapezierern, die Verfertigung der hölzernen 
Möbelgeſtelle ausſchließlich den Tiſchlern zu. 

Jedoch ſind im Intereſſe des Verkehrs ſowohl die Tiſchler 
als auch die Tapezierer zur Übernahme von Beſtellungen auf 
tapezierte Möbel mit der Einſchränkung berechtigt, daßs die Tape⸗ 
zierer die Verfertigung der erforderlichen Geſtelle durch ſelbſt— 
ſtändige und befugte Tiſchler, und dajs die letzteren die zur 
Effectuierung der Holzmöbelbeſtellung erforderliche Tapezierer⸗ 
arbeit durch ſelbſtändige und befugte Tapezierer vornehmen zu 
laſſen haben. 

Die Trödler als ſolche ſind zwar zum Handel mit alten 
Möbeln, keineswegs aber zu handwerksmäßigen Reparaturen oder 
ſonſtigen Herſtellungen befugt. 


guubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
Vom 22. Juni bis 26. Juni 1893. 
Für Neubauten: 

II. Bezirk: Haus, Schweidlgaſſe, Grundb.⸗Einl. 2485, von Adolf 
Farkas, Bauführer J. Schueider (4403). 

Dammſtraße und Waldmüllergaſſe, Grundb.⸗Einl. 281, 
Bauſtelle I, von Wendelin Kühnel, Bauführer A. v. 
Bergmüller (4465). 

Dammſtraße und Waldmüllergaſſe, Grundb.⸗Einl. 281, Bau⸗ 
ſtelle IV, von Wendelin Kühnel, Bauführer A. v. 
Bergmüller (4468). 


III. 


VIII. Bezirk: 


IX 


XI. 


XVI. 
XVIII. 


VII. 


LUUNLINNN — 2 — —- 


Bezirk: 
ö Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 
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Haus, Mohsgaſſe, Grundb.⸗Einl. 2700, von M. Hamburg, 


Bauführer J. Hal la (4405). 


Haus, Joſefſtädterſtraße 67, von Adolf Z atzka, Bauführer | 


L. Zatzka (44349). 

Haus, Bleichergaſſe, Grundb.⸗Einl. 1462, Bauſtelle IV, von 
Wenzel Marek, Stadtbaumeiſter (4488). 

Ein Stock hohes Wohnhaus, Kaiſer-Ebersdorf, Schwechat— 
Kaiſer⸗Ebersdorferſtraße, Parcelle 1638, von Smolar 
Antonie, Bauführer W. Czadek, Maurermeiſter (9184). 

Haus, Neulerchenfeld, Burggaſſe 58, von Julius Markus, 
Bauführer Joſef Seichert (26769). 


Zwei Stock hohes Wohnhaus, Währing, Ferſtelgaſſe, von 


Ferdinand und Aloiſia Schindler, Bauführer Franz 
Horak (18537). 
Für Zubauten: 


Hoftract, Franzensgaſſe 13, von M. und 
macher, Bauführer J Hable (4388). 


m 


F. Brechl⸗ 


Bezirk: Hoftract, Neubaugaſſe 56, von Karl Krauß, Bauführer 


77 


XI. Bezirk: 


XI. 
XIX. 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


Bezirk: 


75 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


„ 


Bezirk: 


1 


Bezirk: 


77 


[2 


Bezirk: 


Bezirk: 


76 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 


C. Langer (4492). 

Seitentract, Blindengaſſe 29, von Dr. Ladislaus Vajda, 
Bauführer E. Spie ß (4475). 

Ebenerdiger Zubau, Simmering, Bachergaſſe Nr. 9, Konfer.- 
Nr. 356, von Karl und Roſa Kläring, Bauführer 
Ferd. Kaindl, Baumeiſter (9091). 

Hoftract mit Keller, Simmering, Hauptſtraße 137, von Franz 
Ha 5 nöhrl, Bauführer Anton Heindl, Baumeiſter 
91¹ 


Luſthaus, Ottakring, Parcelle 340/13, Grundb.⸗Einl. 2825, 
von Franz Bieberſteiner, Bauführer Franz Lehninger 
(26884). 

Magazin, Hernals, Gerlgaſſe 42, von Karl Bauer, Bau— 
führer Franz Nova ek, Maurermeiſter (21288). 

Ebenerdiger Zubau, Salmannsdorf, Mariengaſſe 51, von 
Heinrich Sauer, Bauführer Anton Wimmer (18784). 


Für Adaptierungen: 

Herrengaſſe 5, von Paul Noh a, Bauführer ? (4408). 

Naglergaſſe 14, von C. Haubner, Bauführer F. Wo— 
kurka (4440). 

Praterſtraße 17, von Johann Blumenthal, Bauführer 
J. Gſchwandner (4409). 

Alleegaſſe 39, von Fr. Schönthaler & Söhne, Bau— 
führer? (4398). 

Hundsthurmerſtraße 62, von Eduard Schätz, Stadtbau— 
meiſter (4477). 

Diehlgaſſe 36, von Franz Woſetzki, Bauführer J. 
Binder (4469). 

Stiftgaſſe 1, von Auguſt Herzmansky, Bauführer F. 
Klein (4455). 

Neuſtiftgaſſe 59, von Thereſe Schmidt, Bauführer C. 
Kuzel (4474). 

Ottakring, Gablenzgaſſe 27, von Franz Fürſt, Bauführer 
Franz Haslinger (26722). 

Ottakring, Hüttengaſſe 32, von Fanni Wagner, Bau- 
führer Matthias Bittmann (26885). 

Neulerchenfeld, Burggaſſe 40, von Johann Penitzka, 
Bauführer Matthias Millik (26928). 

Hernals, Antongaſſe 27, von Johann Paſeka, Bauführer 
Georg Kowafik, Maurermeiſter (21287). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 

Laſtenaufzug, Wipplingerſtraße 43, von S. Blankenberg, 
Bauführer ? (4444). 

Laſtenaufzug, Tiefer Graben 5, von Karl Riedl, Bau— 
führer? (4469). 

Zwei Aborte ſammt Hauptcanal und Waſſerlauf, Simmering, 
Hauptſtraße 152, von Karl Ludwig Zamars ki, durch 
Dr. Rudolf Pollak, Bauführer Johann Schneider, 
Baumeiſter (9093). | 

Düngergrube, Simmering, Rinnböckſtraße 17, E.⸗Z. 274, 
von Marie Schreindorfer, Bauführer Karl Reich— 
ſtätter, Stadtmaurermeiſter (9095). 

Abortbau, Ober-Meidling, Schönbrunnerſtraße 156, von 
Karoline Frumm, Bauführer Otto Ettmayer 
(17592). 

Kohlenlager, Ottakring, Seitenberggaſſe, Ecke der Albrechts— 
kreithgaſſe, von Norbert Langer & Söhne, Bauführer 
Franz Baumann, Zimmermeiſter (26931). 

Steinzeugrohrleitung, Währing, Hauptſtraße 76, von 
Chramoſta, Bauführer Heinrich Sikora (18782). 


Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
Simmering, Hauptſtraße 56, von Ernſt Wolf, Bauführer 
Joh. Schneider, Baumeiſter (9119). 
Ober⸗Döbling, Hauptſtraße 62, von Moriz Hahmann, 
Bauführer A. Micher oli (11567). 


© 
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Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 
X, Bezirk: Ems 6 bis 8, von Auguſt Tſchinkel Söhne 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 


III. Bezirk: Baumgaſſe 61, von Franz Schloſſer (4401). 

5 „ Mohsgaſſe Grundb.⸗Einl. 2700, von M. Hamburg (4406). 

V. Bezirk: 009 Grundb.⸗ Einl. 1732, von Anton Brunner 
4429). | er 

Reinprechtsdorferſtraße Grundb.⸗Einl. 1733, von Anton 
Brunner (4431). | 

Bleichergaſſe Grundb.-Einl. 1462, von Wenzel Marek, 
Stadtbaumeiſter (4487). 

Einl.⸗Z. 1059, Unter⸗Meidling, Parcelle 112/30, 112/31, 
Radetzkygaſſe 40, von Veronika Ferſchitz und Roſina 
Kuſalitſch (17591). 

Acker, Parc. 140/11, Lainz, Grundb.⸗Einl. 83, von Thereſe 
Kugler (16358). 

Neulerchenfeld, Burggaſſe 58, von Julius Markus (26768). 

Ober⸗Döbling, Hirſchengaſſe 46, von Amand und Marie 
Spetter (11473). 


IX. Bezirk: 
XII. Bezirk: 


XIII. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 
XIX. Bezirk: 


Gewerbeanmeldungen vom 20. Juni 1893. 


(Fortſetzung.) 
Felbert Mayer, auch Max — Sammeln von Pränumeranten auf Drud- 
werke — XIV., Rudolfsheim, Schweglerſtraße 31. 
Ernſt Guſtav, Pulitzer Leopold — Sonn- und Regenſchirm-Erzeugung — 
I., Vorlaufſtraße 1. 
Syriſte Karl — Tiſchler — XII., Gnadenzdorf, Plankengaſſe 1. 
Heinrich Victor — Uhrmacher — XIII., Penzing, Poſtſtraße 76. 
Bös Francisca — Verſchleiß von Olfarbendruckbildern — IV., Favoriten— 
ſtraße 27. 
Pimperl Anna — Victualien-Verſchleiß — XI., Geiſelbergſtraße 28. 
** = 


Gewerbeanmeldungen vom 21. Juni 1893. 
Krennmayer Johann — Backofenbauer — XVI., Ottakring, Friedmanns— 

gaſſe 64. 

Jöch Alois — Einſpäuner — II., bei Kaffee Fetzer (XVI., Neulerchen— 

feld, Neumayergaſſe 3). 

Jöch Leopoldine — Einſpännergewerbe — II., Untere Augartenſtraße 

(XVI., Neulerchenfeld, Neumayergaſſe 3). 

Friedrich Albert — Gaſtwirt — II., Kaiſerplatz 16. 

Hoffmann Marie — Gaſtwirtin — IX., Nuſßsdorferſtraße 33. 
Schaffenberger Euphroſine — Gaſtwirtin — II., Praterſtraße 35. 
Gorenec Anton — Gebäck-Verſchleiß im Umherziehen — IX., Porzellan— 

gaſſe 1. 

Krammer Johann — Gebäck-Verſchleiß im Umherziehen — IX., Moſerg. 7. 

Lukaſchek Guſtav — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Florianigaſſe 51. 

Lichtenberg David — Herrenkleidermacher — II., Brigittagaſſe 8. 

Racek Johann — Herrenkleidermacher — II., Leſſingaſſe 8. 

Blauſtein Liſette — Kaffeeſchank — II., Linienbrunngaſſe 11. 

Kreuz Katharina — Kaffeeſchank — II., Kaiſerplatz 16. 

Horwath Karl — Maculaturpapier-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Römer⸗ 
aſſe 13. 

f Schön Franz — Marmorwaren-Erzeugung — V., Siebenbrunneng. Abe. 
Dirrer Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — II., Herminengaſſe 5. 
Baumgartner Bertha — Natur- und Kunſtblumenhandel — XVI., Neu⸗ 

lerchenfeld, Hauptſtraße 46. 

Hanzel Veronika — Feilbieten von Obſt und Grünzeug im Umherziehen 

— II., Kloſterneuburgerſtraße 49. 

Soukup Anna — Obſt⸗ und Grünzeug⸗Hauſierhandel — II., Dresdner— 
ſtraße 128 a. | 
Borke Marie — Pfaidlerin — XVI., Neulerchenfeld, Kirchſtetterng. 46. 
Specht Marie — Pfaidlerin — XVII., Hernals, Sterngaſſe 34. 
Troſtler Bernhardt — Proviſionsbezug — J., Singerſtraße 2. 
Hospudka Anton — Schloſſer — XVI., Neulerchenfeld, Liebhartsgaſſe 20. 
Butſchek Karl — Schriftenmaler — XVI., Neulerchenfeld, Gürtelſtraße 8. 
Stefan Magdalena — Schriftenmalergewerbe — II., Glockengaſſe 21. 
Koſcharek Johann — Schuhmacher — XVI., Ottakring, Eiſnerſtraße 4. 
Koukal Karl — Schuhmacher — XVI., Ottakring, Eliſabethgaſſe 14. 
Kropf Breindel — Trödlerin — II., Schmelzgaſſe 12. 
Woriſchek Francisca — Hallentrödlergewerbe (Pachtbetrieb) — IX., 


Wiener Trödlerhalle, Zelle 176. 


Piowali Charlotte — Verabreichung von Speiſen — II., Schmelzgaſſe 7. 

Traub Leopold — Verſchleiß von gebrauchten und in- und ausländiſchen 
Briefmarken — II., Brigittenauerlände 8. | 

Mattes Alois — Victualien⸗-Verſchleiß — II., Denisgaſſe 18. 

Grohmann Marie — Wäſchergewerbe — XIII., Lainz, Hetzendorferſtr. 21. 

Wanicek Joſefa — Wäſcheputzerin — II., Rueppgaſſe 12. 

Petſchina Marie — Zuckerwaren-Verſchleis — XVI., Neulerchenfeld, 
Gürtelſtraße 31. 
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Endler Bruno — Annoncenvermittlung — XIII., Baumgarten, Haupt⸗ 
ſtraße 94. 

Kraft Franz — Betrieb einer Badeanſtalt — XIX., Unter⸗Sievering, 
Hauptſtraße 112. 

Boni Juliana — Ausſchank von Brantwein in den Alleen des Exercier⸗ 
platzes Schmelz — XIII., Breitenſee, Autonsgaſſe 33. 

Grotz Johann — Brantweinſchankgewerbe — X., Himbergerſtraße 151. 

Johaninecz Joſef — Bürſtenbinder — VII., Zieglergaſſe 32. 

Guttmann Emanuel — Commiſſionswaren-Verſchleiß — I., Gras— 
hofgaſſe 4. | | 

Waſſerſtrom Bernhard Cohen Proſper — Exporthandel — VI., Maria⸗ 
hilferſtraße 81. 

Eichberger Peter — Gaſtwirtsgewerbe — X., Raaberbahngaſſe 23. 

Himmelmayer Karl — Gaſtwirt — XII., Unter⸗Meidling, Rauchg. 42. 

Schuſter Johann — Gaſtwirtsgewerbe — X., Himbergerſtraße 5. 

Rockenbauer Cäcilie — Gaſtwirtin — VII., Zieglergaſſe 25. 

Baum Franz — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — X., Trieſterſtraße 2. 

Anzenberger Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Stättermayergaſſe 2. 

Kamenik Marie — Holz⸗ und Kohlen⸗Verſchleiß — X., Quellengaſſe 94. 

Pawlan Wenzel — Herrenkleidermacher — IX., Univerſttätsſtraße 4. 

ö e Marie — Ledergalanteriewaren-Erzeugung — VI., Stumper— 

ga ſſe 26. 

Schneider Louiſe — Pfaidlerin — VI., Magdalenenſtraße 22. 

Satanek Marianne — Privat⸗Lehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — J., Kohlmarkt 5. 

Urban Franz — Schuhmacher — XIV., Rudolfsheim, Arnſteingaſſe 27. 

Hawlik Roſa — Verſchleiß von Schul- und Gebetbüchern, Kalendern 
und Heiligenbildern — VII., Lerchenfelderſtraße 59. 

Majek Kaſpar — Tiſchler — VII., Burggaſſe 32. 
HGoörlich Johann — Trödlergewerbe (Pachtbetrieb) — VIII., Lerchen— 
felderſtraße 20. 

Arenth Thereſe — Weinſchank — XIX., Ober-Döbling, Neugaſſe 3. 
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Gruber, auch Niederleitner Anna — Brantwein-, Thee- und Punſch⸗ 

ſchank — XVII., Hernals, Hauptſtraße 10. 

Emperer Marie — Cravattennäherin — XVI., Neulerchenfeld, Hafner- 

ſtraße 22. 

Prager Roſa — Damenkleidermacherin — III., Hauptſtraße 8. 

Mareſch Wenzel — Drechslergewerbe — XVI., Ottakring, Hofergaſſe 36. 

Rößner Adalbert — Fiaker — J., Bartenſteingaſſe (XVII., Hernals, 
Lobenhauerngaſſe 6). 

Bär Johann — Gaſtwirt — III., Stammgaſſe 5. 

Brückelmayer Marie — Gaſtwirtin — XIII., Penzing, Poſtſtraße 145. 

Zottmann Agnes — Gaſtwirtin — XVI., Ottakring, Hofergaſſe 17. 

Schöll Karl — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIX., Nussdorf, Zahnrad⸗ 

bahnſtraße 38 
Adler Roſa — Geflügelhandel — XVI., Neulerchenfeld, Brunnengaſſe 27. 

ö a Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Sailer: 
aſſe 34. 

g Ruſchowy Rudolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtraße 80. 
Aigenbauer Marie — Kaffeeſchank — XIII., Baumgarten, Hauptſtr. 132. 
Ryſchawy Karl — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — XVI., 

Ottakring, Eliſabethgaſſe 2. 

Curl Anton — Kaſtanienbrater — VIII., Langegaſſe 11. 
Papeſch Martin — Kaſtanienbrater — XVI., Neulerchenfeld, Thaliaſtraße. 
Lugert Karl — Verſchleiß von gebratenen Kaſtanien, Apfeln und Erd⸗ 
äpfeln — XVI., Neulerchenfeld, Ecke der Kirchſtettern⸗ und Grundſteingaſſe. 
Salinsky Joſef — Verſchleiß von gebratenen Kaſtanien, Apfeln und Erd⸗ 
äpfeln — XVI., Neulerchenfeld, nächſt der Lerchenfelderlinie. 
(Das Weitere folgt.) 
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4. Beantwortung der Interpellation des Gem.⸗Rathes Brauneiß, 
betreffend die Erledigung ſeines Antrages wegen Einleitung von 
Verhandlungen mit dem Militärärar puncto Anlage einer Ver⸗ 
kehrsſtraße über das Schmelzer Exercierfeld 

5. Desgleichen jener desſelben Gem. Rathes, betreffend die 
Erledigung ſeines Antrages wegen Überreichung von Petitionen 
puncto Einführung der Hauszinsclaſſenſteue eee 1328 

6. Desgleichen jener des Gem.⸗Rathes Edlhofer, betreffend die 
Erledigung feines Antrages auf Erbauung eines neuen Amts⸗ 
hauſes im XVI. Bezirke und Verwendung des beſtehenden Amts⸗ 
hauſes zu einer Volksſchule 1328 

Interpellationen: 

7. Gem.⸗Rath Dr. Lueger, betreffend die Richtigkeit der in der 
„Wiener Zeitung“ veröffentlichten Mittheilungen über die Ver⸗ 
zögerung der Erſtattung des Gutachtens puncto Einführung 
einer die Überfüllung der Waggons hintanhaltenden Tramway— 
waggon⸗Type 

8. Gem.⸗Rath Sauerborn, betreffend die Eröffnung der Erlach— 
gaſſe in N. Bezirr e ee 1329 

„Gem.⸗Rath Djör up, betreffend die Einleitung einer Unter⸗ 
ſuchung wegen der mangelhaften Durchführung der Pflaſterung 
bei der Nothbrücke nächſt der Franzens brücke. 1329 
Anträge: | 
10. Gem.⸗Rath Eigner, betreffend die fofortige Durchführung der 
Eröffnung der Mitterberg⸗ und Antongaſſe bis zur verlängerten 
Gerſthofer Hauptſtraße 1330 
11. Gem.⸗Rath Buſchan, betreffend die Einführung einheitlicher 
Aushilfe⸗Beſtätigungs⸗Blankette bei der Armenbetheilung .. . 1330 

12. Gem.⸗Rath Brauneiß, betreffend eine Verlegung des vor 
dem Hauſe Nr. 61 in der Märzſtraße ſtehenden Auslauf⸗ 
e f 8 1330 

13. Derſelbe, betreffend eine Subventionierung des katholiſchen 
Schulvereines für Oſterreich 1330 

14. Gem.⸗Rath Steiner, betreffend die Errichtung einer ſtädtiſchen 
Flurenwache für die ländlichen Bezirkstheile der Stadt Wien . 1330 

Referate: 

15. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend das Ergebnis der Bezirks⸗ 
ausſchuſswahlen im XVII. Bezirke 2 1331 

16. Gem.⸗Rath Ritt. v. Neumann, betreffend die Adaptierung des 
gemieteten Hauſes, II., Wintergaſſe 14, zu einer Doppel-Volks⸗ 
ſchule (Zuſchuſscredit 7j 133 

17. Gem.⸗Rath Wurm, betreffend die Renovierung der Kanzlei⸗ 
localitäten des Bezirksausſchuſſes und des Armeninſtitutes im 
Gemeindehauſe des IX. Bezirkes (Zuſchuſsscredit) 

18. Gem.⸗Rath Dr. Lederer, betreffend die Trinkwaſſerzufuhr in 
mehreren neuen Bezirken (Zuſchuſsscreditp 7) 1332 

19. Gem.⸗Rath Joſef Müller, betreffend die Stellungnahme zum 
Entwurfe der an die Actiengeſellſchaft vormals Krauß & Comp. 
zu ertheilenden Conceſſion für die Localbahnlinien der Wiener 
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1. Entſchuldigung der Gem.⸗Käthe Roſenſtingl und Dr. Genoſſenſchaft der Informationsbureaur zum Zwecke der Aus⸗ 
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